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IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Dr. Florian Schiffkorn als Einzelrichter über die 
Beschwerde des XXXX alias XXXX, geboren am XXXX alias XXXX, Staatsangehörigkeit Nigeria alias Ghana, 
vertreten durch Dr. Josef Habersack, Rechtsanwalt in 8010 Graz, Roseggerkai 5/III, gegen den Bescheid des 
Bundesasylamtes vom 23. Dezember 2015, Zl. 790712200-1158664, zu Recht erkannt: 
 

A) 
 

1. Der Spruchpunkt III des angefochtenen Bescheides, mit dem festgestellt worden war, dass der 
Beschwerdeführer "gemäß § 13 Absatz 2 Asylgesetz" sein Recht zum Aufenthalt im Bundesgebiet ab dem 11. 
September 2014 verloren habe, wird gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG iVm § 13 Abs. 2 Z 1 Asylgesetz 2005 insoweit 
geändert, als der Verlust des Aufenthaltsrechtes mit dem 16. September 2014 eingetreten ist. 
 

2. Im Übrigen wird die Beschwerde gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG iVm § 10 Abs. 2, § 55, § 57 Abs. 1 Asylgesetz 
2005 sowie § 52 Abs. 2 Z 2 und Abs. 9, § 53 Abs. 1 und Abs. 3 Z 1 Fremdenpolizeigesetz 2005 sowie § 18 Abs. 
2 BFA-Verfahrensgesetz sowie § 13 Abs. 2 VwGVG als unbegründet abgewiesen. 
 

B) 
 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

Text 

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE: 
 

I. Verfahrensgang: 
 

1. Der Beschwerdeführer reiste laut eigenen Angaben am 16. Juni 2009 illegal in das Bundesgebiet ein und 
stellte am selben Tag einen Antrag auf internationalen Schutz. 
 

Mit Bescheid vom 22. Oktober 2009 wies die belangte Behörde den Antrag des Beschwerdeführers auf 
internationalen Schutz "bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemäß § 3 Absatz 1 iVm § 2 
Absatz 1 Ziffer 13 AsylG 2005, BGBl I Nr. 100/2005 (AsylG) idgF" und "gemäß § 8 Absatz 1 Ziffer 1 iVm § 2 
Absatz 1 Ziffer 13 

AsylG ... bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär 

Schutzberechtigten in Bezug auf Ihren Herkunftsstaat Nigeria" als unbegründet ab. Zugleich verfügte die 
belangte Behörde "gemäß § 10 Absatz 1 Ziffer 2 AsylG" die Ausweisung des Beschwerdeführers aus dem 
Bundesgebiet nach Nigeria. 
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Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeführer mit Schriftsatz vom 5. November 2009, eingelangt am 9. 
November 2009, Beschwerde an den Asylgerichtshof. 
 

Mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 13. August 2015 wurde die Beschwerde gegen 
Spruchpunkt I und II des Bescheides vom 22. Oktober 2009 gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG iVm § 3 Abs. 1 und 3 
Z 1 sowie § 8 Abs. 1 und 3 Asylgesetz 2005 als unbegründet abgewiesen und der angefochtene Bescheid im 
Umfang des Spruchpunktes III aufgehoben und die Angelegenheit zur Prüfung der Zulässigkeit einer 
Rückkehrentscheidung gemäß § 75 Abs. 20 Asylgesetz 2005 an das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl 
zurückverwiesen. 
 

2. Am 23. Oktober 2015 erfolgte eine niederschriftliche Einvernahme des Beschwerdeführers durch die belangte 
Behörde, in der er seine private und familiäre Situation darlegte. 
 

Mit dem angefochtenen Bescheid vom 23. Dezember 2015 wurde dem Beschwerdeführer ein Aufenthaltstitel 
aus berücksichtigungswürdigen Gründen "gemäß §§ 57 und 55 AsylG" nicht erteilt. "Gemäß § 10 Absatz 1 
Ziffer 3 AsylG iVm § 9 BFA-Verfahrensgesetz, BGBl. I Nr. 87/2012 (BFA-VG) idgF" wurde gegen den 
Beschwerdeführer eine Rückkehrentscheidung "gemäß § 52 Absatz 2 Ziffer 2 Fremdenpolizeigesetz 2005, 
BGBl. I Nr. 100/2005 (FPG) idgF" erlassen. Weiters wurde "gemäß § 52 Absatz 9 FPG" festgestellt, dass seine 
Abschiebung gemäß § 46 FPG nach Nigeria zulässig ist (Spruchpunkt I) und dass er "gemäß § 13 Absatz 2 
Asylgesetz" sein Recht zum Aufenthalt im Bundesgebiet ab dem 11. September 2014 verloren hat (Spruchpunkt 
III). Zudem wurde "gemäß § 53 Absatz 1 iVm Absatz 3 Ziffer 1 Fremdenpolizeigesetz 2005, BGBl. I Nr. 
100/2005 (FPG) idgF" gegen ihn ein auf die Dauer von zehn Jahren befristetes Einreiseverbot erlassen 
(Spruchpunkt IV). Einer Beschwerde gegen die Rückkehrentscheidung und gegen das Einreiseverbot wurde 
"gemäß § 18 Absatz 2 BFA-Verfahrensgesetz, BGBl. Nr. 87/2012, (BFA-VG) idgF" und "gemäß § 13 Absatz 2 
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBl. I Nr. 33/2013, idgF" die aufschiebende Wirkung 
aberkannt bzw. ausgeschlossen (Spruchpunkte II und IV). 
 

Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeführer mit Schriftsatz vom 11. Jänner 2016 Beschwerde an das 
Bundesverwaltungsgericht. Begründend führte er im Wesentlichen aus, dass er sich seit sechseinhalb Jahren in 
Österreich befinde. Er bestreite nicht, am 11. September 2014 rechtskräftig wegen einens Verbrechens nach dem 
Suchtmittelgesetz zu einer Freiheitsstrafe von 18 Monaten verurteilt worden zu sein. Zurzeit verbüße er diese 
Freiheitsstrafe. Er bereue sein Verhalten zutiefst, verspreche sich in Zukunft zu keinerlei strafbaren Handlungen 
mehr hinreißen zu lassen und beabsichtige ein Leben in Ruhe und Freiheit zu führen. Er könne einer 
Beschäftigung als Zeitungsverkäufer nachgehen, er gehöre der Volksgruppe der ibo an und sei römisch-
katholisch. Sollte er nach Nigeria zurück müssen, so wäre sein Leben aufs Ärgste bedroht und gefährdet. Zudem 
müsste er in Nigeria ohne Unterkunft leben, eine solche existiere dort für ihn nicht mehr und er müsste mehr 
oder weniger von der Hand im Mund leben. Aufgrund seines Glaubensbekenntnisses und seiner Zugehörigkeit 
zur Volksgruppe der Ibo werde er in Nigeria verfolgt. Er habe in Österreich einen Sprach- und Integrationskurs 
absolviert, ebenso einen Deutschkurs, sei der Vater eines in Österreich aufhältigen minderjährigen Sohnes (die 
Vaterschaft sei jedoch nicht eingetragen) und habe seit langer Zeit eine Freundin; sie wollten heiraten. Die 
Obsorge über sein Kind habe naturgemäß die Kindesmutter alleine. Sie besuche ihn jedoch regelmäßig, des 
Öfteren auch mit dem gemeinsamen Sohn. Eine Befragung seiner Freundin oder der Mutter seines Sohnes sei 
nicht erfolgt, sodass das bisherige Verfahren auch aus diesem Grunde erheblich mangelhaft sei. Er weise 
zahlreiche Freunde in Österreich auf, wobei sich darunter sowohl österreichische Staatsbürger befinden würden, 
als auch Staatsangehörige von Nigeria und anderen Staaten. Er meine in Österreich sehr wohl sozial integriert zu 
sein, könne einer Beschäftigung nachgehen und sei auf keinerlei Sozialleistungen der Republik Österreich 
angewiesen. Die Verhängung eines Aufenthaltsverbotes über ihn sei keineswegs notwendig. Er werde sich 
nämlich nichts mehr zuschulden kommen lassen. Zudem sei das über ihn verhängte Einreiseverbot 
unangemessen und ein solches hätte nicht erlassen werden dürfen. Es sei keinerlei zuverlässige Prüfung darüber 
erfolgt, ob überhaupt eine Rückkehr seinerseits nach Nigeria möglich sei und ob nicht seine Abschiebung der 
Intention der EMRK widerspreche. Seines Erachtens würden sämtliche Gründe vorliegen, ihm einen 
Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen zu erteilen, das über mich ausgesprochene 
Einreiseverbot als gegenstandslos aufzuheben und seiner Beschwerde aufschiebende Wirkung zukommen zu 
lassen. 
 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 
 

Zu A) Entscheidung über die Beschwerde gegen den angefochtenen 

Bescheid: 
 

A) 1. Feststellungen: 
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A) 1.1. Zu den Feststellungen zur Person des Beschwerdeführers: 
 

Der seit 16. Juni 2009 in Österreich aufhältige Beschwerdeführer ist gesund, volljährig, Staatsangehöriger von 
Nigeria, Angehöriger der Volksgruppe der Ibo und bekennt sich zum christlichen Glauben. Es kann allerdings 
nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeführer den im Spruch genannten Namen führt. 
 

Die Familie des Beschwerdeführers lebt in Nigeria. 
 

Der Beschwerdeführer hat sich hinsichtlich seiner Magenprobleme in Österreich einer ärztlichen Behandlung 
unterzogen. Zurzeit ist der Beschwerdeführer aber gesund und er bedarf auch keiner Dauermedikation. 
 

Der Beschwerdeführer weist in Österreich folgende strafrechtliche Verurteilungen auf: 
 

Mit Urteil des Landesgerichtes für Strafsachen XXXX vom 28. März 2011 wurde der Beschwerdeführer wegen 
des teils versuchten, unerlaubten Umganges mit Suchtgiften nach § 27 Abs. 1 Z 1 achter Fall und Abs. 3 SMG 
sowie nach § 27 Abs. 1 Z 1 erster und zweiter Fall SMG zu einer bedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe in der 
Dauer von sechs Monaten verurteilt. 
 

Mit Urteil des Bezirksgerichtes XXXX vom 3. Juni 2014 wurde der Beschwerdeführer wegen 
Urkundenunterdrückung nach § 229 Abs. 1 StGB und wegen des Gebrauchs fremder Ausweise nach § 231 Abs. 
1 StGB zu einer bedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe in der Dauer von sechs Wochen verurteilt worden, weil er 
im Oktober 2013 einen fremden Reisepass mit einem spanischen Aufenthaltstitel (u.a.) durch Vorlage bei der 
Grenzkontrolle gebraucht habe. 
 

Mit Urteil des Landesgerichtes für Strafsachen XXXX vom 11. September 2014 wurde der Beschwerdeführer 
(u.a.) wegen Suchtgifthandels "von mehrfach die Grenzmenge übersteigenden Suchtgiftquanten" nach § 28a 
Abs. 1 fünfter Fall SMG und wegen versuchten Widerstandes gegen die Staatsgewalt nach § 15, § 269 (1) 

1. Fall StGB zu einer unbedingten Freiheitsstrafe in der Dauer von 18 Monaten verurteilt. Weiters wurde die 
bedingte Strafnachsicht zum Urteil des Landesgerichtes für Strafsachen XXXX vom 28. März 2011 widerrufen. 
 

Vor seiner Ausreise aus Nigeria bestritt der gesunde und daher erwerbsfähige Beschwerdeführer seinen 
Lebensunterhalt in der Landwirtschaft; auch nach seiner Rückkehr nach Nigeria wird er vergleichbare 
Tätigkeiten ausüben können. 
 

Aufgrund der allgemeinen Lage im Land wird festgestellt, dass der Beschwerdeführer im Fall seiner Rückkehr 
nach Nigeria mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit keiner wie immer gearteten existentiellen Bedrohung 
ausgesetzt sein wird. 
 

A) 1.2. Zu den Feststellungen zur Lage in Nigeria: 
 

Zur aktuellen Lage in Nigeria werden folgende Feststellungen getroffen: 
 

"Politische Lage 
 

Nigeria ist in 36 Bundesstaaten und einen Bundeshauptstadtbezirk sowie 774 Local Government Areas 
(LGA/Bezirke) untergliedert. Die Bundesstaaten werden von direkt gewählten Gouverneuren regiert (AA 
28.11.2014; vgl. AA 6.2015a; vgl. GIZ 6.2015a). Die Bundesstaaten verfügen auch über direkt gewählte 
Parlamente (AA 6.2015a). 
 

Mit der Wahl Olusegun Obasanjos im Jahr 1999 war Nigeria zur Demokratie zurückgekehrt und verfügt seitdem 
über ein Mehrparteiensystem. Die Verfassung vom 29.5.1999 enthält alle Attribute eines demokratischen 
Rechtsstaates (inkl. Grundrechtskatalog), und orientiert sich insgesamt am System der USA. Dem starken 
Präsidenten, der auch Oberbefehlshaber der Streitkräfte ist, stehen ein aus Senat und Repräsentantenhaus 
bestehendes Parlament und eine unabhängige Justiz gegenüber (AA 28.11.2014; vgl. AA 6.2015a). Es 
dominieren der direkt gewählte Präsident und die direkt gewählten Gouverneure. Der Kampf um politische 
Ämter wird mit großer Intensität und häufig auch mit undemokratischen, gewaltsamen Mitteln geführt. Polizei 
und Justiz werden ebenfalls vom Bund kontrolliert (AA 28.11.2014). 
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Die Parteienzugehörigkeit orientiert sich bei den meisten der ca. 50 kleineren Parteien an Führungspersonen. 
Loyalitäten gegenüber der eigenen ethnischen Gruppe bzw. gegenüber Personen gehen anderen Loyalitäten vor; 
entsprechend repräsentiert keine der Parteien eine eindeutige politische Richtung (AA 28.11.2014). 
 

Im Hinblick auf die 2015 stattfindenden Präsidentschaftswahlen haben sich die vier Oppositionsparteien CPC, 
ACN, ANPP und APGA zu einer neuen Oppositionspartei namens "All Progressive Congress" (APC) 
zusammengeschlossen (GIZ 6.2015a; vgl. AA 28.11.2014). Damit formierte sich erstmals seit 1999 eine 
ernstzunehmende Konkurrenz zur PDP (AA 28.11.2014). Die APC verfolgte das Ziel, 2015 die Regierung unter 
Goodluck Jonathan und die PDP als Regierungspartei abzulösen. Darüber hinaus gab es zunehmend 
Flügelkämpfe innerhalb der PDP, in Folge dessen sich sieben von 23 PDP-Gouverneuren (der insgesamt 36 
Gouverneure Nigerias) von der Partei abgespalten haben. Sie kritisieren v.a., dass dieser das Problem mit Boko 
Haram bislang nicht in den Griff bekommen und auch in Bezug auf die im Land vorherrschende Armut und den 
ausgeprägten Analphabetismus keine adäquaten politischen Maßnahmen eingeleitet habe (GIZ 6.2015a). 
 

69 Mio. registrierte Wähler/innen waren am 28.3.2015 dazu aufgerufen, ihre Stimme einem der 
Präsidentschaftskandidaten von 14 politischen Parteien Nigerias zu geben. Gewählt wurde in 115.000 
Wahllokalen in 36 Bundesstaaten sowie der Hauptstadt Abuja. Nachdem bekannt geworden war, dass die 
Stimmabgaben in einigen Wahlbezirken nicht rechtzeitig abgeschlossen werden konnten, entschied die 
unabhängige nigerianische Wahlkommission INEC, die Wahlen bis Sonntag, den 29.3.2015, zu verlängern. 
Trotz der Bedrohung durch die islamistische Terrorgruppe Boko Haram war die Wahlbeteiligung hoch. 
Tausende Nigerianer warteten - trotz technischer Pannen mit der neu eingeführten elektronischen Wähler-
Registrierung - geduldig, bis sie schließlich ihre Stimme abgeben konnten (GIZ 6.2015a). 
 

Der Herausforderer Muhammadu Buhari von der Partei APC ging als Sieger aus der Präsidentschaftswahl 
hervor. Er erhielt 15,42 Mio. Stimmen und gewann in 21 Bundesstaaten insgesamt 54,9 % der Stimmen. Der 
amtierende Präsident Goodluck Jonathan von der Peoples Democratic Party (PDP) hingegen siegte in 15 
Bundesstaaten und der Hauptstadt Abuja, konnte aber insgesamt nur 12,85 Mio. Stimmen gewinnen und unterlag 
somit um 2,57 Mio. Stimmen gegenüber seinem Herausforderer Buhari. Der abgewählte Amtsinhaber Goodluck 
Jonathan räumte seine Niederlage sofort ein, gratulierte Buhari noch am gleichen Tag per Telefon zu seinem 
Wahlsieg und rief seine Anhänger dazu auf, das Ergebnis ebenfalls zu akzeptieren und Ruhe zu bewahren. Mit 
dieser Geste konnte Goodluck Jonathan Unruhen und Gewalt im Land verhindern, die bei den vorangegangenen 
Wahlen mehreren Hundert Menschen das Leben gekostet hatte (GIZ 6.2015a; vgl. BBC 1.4.2015). 
 

Neben dem Präsidenten wählten die Nigerianer am 28.3.2015 auch die beiden Kammern des Parlaments, den 
Senat mit 109 Senatoren und das Repräsentantenhaus mit 360 Abgeordneten. Großer Gewinner der 
Parlamentswahlen war auch hier der APC mit 61 von 109 Sitzen im Senat und 214 von 360 Abgeordneten im 
Repräsentantenhaus. Damit dominiert der APC zukünftig sowohl im Senat als auch im Repräsentantenhaus (GIZ 
6.2015a). 
 

Am 11.4.2015 wurden die Gouverneure und Landesparlamente in 29 der 36 Bundesstaaten gewählt. In den 
restlichen sieben Bundesstaaten hatten die Wahlen bereits in den Monaten zuvor stattgefunden. Die PDP stellte 
bis zu diesen Wahlen die Gouverneure in 21 Bundesstaaten, verlor nun aber zum ersten Mal die wichtigsten 
Bundesstaaten im Norden des Landes, so z.B. die Bundesstaaten Katsina, Kaduna und Bauchi. Auch wenn die 
PDP 2015 nach wie vor in sieben Bundesländern, insbesondere der Ölregion Rivers State, gewinnen konnte, 
stellen die Wahlen die größte Niederlage für die PDP seit der Ende der Militärherrschaft im Jahre 1999 dar (GIZ 
6.2015a). 
 

Der APC, Partei des neu gewählten Präsidenten Muhammadu Buhari, stellte bisher 14 Gouverneure. Buhari-s 
APC gewann 2015 fünf Bundesstaaten hinzu und stellt künftig insgesamt 19 Gouverneure. Dieser Erfolg 
vergrößert den politischen Spielraum des neu gewählten Präsidenten Muhammadu Buhari (GIZ 6.2015a). 
 

Am 29.5.2015 wurde Muhammadu Buhari offiziell in sein Amt eingeführt. Mit seiner Vereidigung wurde der 
erste demokratische Machtwechsel zwischen regierender Partei und Oppositionspartei in der Geschichte Nigerias 
seit der Unabhängigkeit im Jahre 1960 vollzogen (GIZ 6.2015a; vgl. BBC 29.5.2015). 
 

Neben der modernen Staatsgewalt haben auch die traditionellen Führer immer noch einen nicht zu 
unterschätzenden, wenn auch weitgehend informellen Einfluss. Sie gelten als moralische Instanz und können 
wichtige Vermittler in kommunalen und in religiös gefärbten Konflikten sein (AA 6.2015a). 
 

Fast im ganzen Norden Nigerias ist das System der LGA kollabiert. Große Teile kamen unter Kontrolle von 
Milizen und lokalen "Strongmen", die den politischen und sozio-ökonomischen Raum ausfüllen. Dies führte zur 
Vertiefung lokaler und regionaler Missstände (BS 2014). 
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Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - AA - Auswärtiges Amt (6.2015a): Nigeria - Innenpolitik, http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Nigeria/Innenpolitik_node.html, Zugriff 25.6.2015 

 

 - BBC (1.4.2015): Nigeria election: Muhammadu Buhari wins presidency, 
http://www.bbc.com/news/world-africa-32139858, Zugriff 18.6.2015 

 

 - BBC (29.5.2015): Nigeria's President Buhari promises change at inauguration, 
http://www.bbc.com/news/world-africa-32927311, Zugriff 18.6.2015 

 

 - BS - Bertelsmann Stiftung (2014): BTI 2014 - Nigeria Country Report, 

http://www.bti-project.de/fileadmin/Inhalte/reports/2014/pdf/BTI%202014%20Nigeria.pdf, Zugriff 18.6.2015 
 

 - GIZ - Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (6.2015a): Nigeria - Geschichte und 
Staat, http://liportal.giz.de/nigeria/geschichte-staat.html, Zugriff 18.6.2015 

 

Sicherheitslage 
 

Es gibt in Nigeria keine Bürgerkriegsgebiete und keine Bürgerkriegsparteien (AA 28.11.2014). In drei Gebieten 
herrschen Unsicherheit und Spannungen: im Nordosten (islamistische Gruppe Boko Haram); im Middle Belt 
(v.a. im Bundesstaat Plateau); und im Nigerdelta. Während Spannungen und Gewalt im Nordosten und im 
Middle Belt in den vergangenen Jahren zugenommen haben, gingen sie im Nigerdelta seit 2009 zurück (DACH 
2.2013). 
 

Es besteht aufgrund wiederholter Angriffe und Sprengstoffanschläge militanter Gruppen (Boko Haram, Ansaru) 
derzeit ein sehr hohes Anschlagsrisiko insbesondere für Nord- und Nordostnigeria, einschließlich für die 
Hauptstadt Abuja. In mehreren Städten Nord- und Nordostnigerias finden immer wieder Gefechte zwischen 
Sicherheitskräften und militanten Gruppen statt. Angehörige der Sicherheitskräfte, Regierungsstellen, christliche 
Einrichtungen - aber auch Einrichtungen gemäßigter Moslems - sowie Märkte, Wohnviertel und internationale 
Organisationen sind Anschlagsziele der militanten Gruppen. Drohungen bestehen gegen moslemische 
Einrichtungen im Süden (BMEIA 16.6.2015). 
 

Das deutsche Auswärtige Amt warnt vor Reisen in die nördlichen Bundesstaaten Borno, Yobe, Adamawa, 
Bauchi, in den nördlichen Teil von Plateau State (Jos und Umgebung) sowie nach Kano, Kaduna, Katsina, 
Gombe, Jigawa, Zamfara, Kebbi, Sokoto und Kogi (AA 8.5.2015). Auch das österreichische Außenministerium 
warnt vor Reisen in die Bundesstaaten Borno, Yobe, Adamawa, Plateau sowie den südlichen Landesteil von 
Bauchi und Kano. Mit Gewaltausbrüchen in allen zwölf nördlichen Bundestaaten ist jederzeit zu rechnen 
(BMEIA 16.6.2015). Das britische Außenministerium warnt zusätzlich noch vor Reisen in die Flussgegenden 
der Bundesstaaten Delta, Bayelsa, Rivers, Akwa Ibom und Cross River States sowie in die Stadt Warri (UKFCO 
16.6.2015). 
 

Das österreichische Außenministerium hat für folgende Bundesstaaten eine partielle Reisewarnung 
ausgesprochen: Abia, Akwa Ibom, Anambra, Bayelsa, Delta, Ebonyi, Edo, Ekiti, Enugu, Imo, Kaduna, Kano, 
Oyo, Ondo, Rivers, einschließlich Port Harcourt und die vorgelagerten Küstengewässer (BMEIA 16.6.2015). 
Das britische Außenministerium warnt vor unnötigen Reisen nach: Kano, Kaduna, Jigawa, Katsina, Sokoto, 
Zamfara, Kebbi, die Stadt Jos und die LGAs Riyom und Barkin (Plateau), die Region Okene (Kogi), die 
restlichen Gegenden der Bundesstaaten Delta, Bayelsa, Rivers und Akwa Ibom sowie in nach Abia (UKFCO 
16.6.2015). In Nigeria können in allen Regionen meist kaum vorhersehbar lokale Konflikte aufbrechen. 
Ursachen und Anlässe dafür sind meist politischer, wirtschaftlicher, religiöser oder ethnischer Art. Meist sind 
diese Auseinandersetzungen von kurzer Dauer (wenige Tage) und örtlich begrenzt (meist nur einzelne Orte, in 
größeren Städten nur einzelne Stadtteile) (AA 8.5.2015). 
 

In Lagos kommt es zu gewalttätigen Zusammenstößen zwischen verschiedenen Ethnien, politischen 
Gruppierungen aber auch zwischen Militär und Polizeikräften (BMEIA 16.6.2015) bzw. zu Problemen (u.a. 
Mobs, Plünderungen) durch die sogenannten "Area Boys". Der Einsatz von Schlägertruppen und privaten 
Milizen zur Erreichung politischer oder wirtschaftlicher Ziele ist weit verbreitet (AA 28.11.2014). 
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Gemäß den Zahlen des Council on Foreign Relations stechen folgende 9 nigerianische Bundesstaaten mit einer 
hohen Anzahl (< 500 in 48 Monaten) an Toten durch Gewaltakte besonders hervor: Adamawa, Benue, Borno, 
Kaduna, Kano, Nasarawa, Plateau, Taraba, Yobe. Folgende 14 Bundesstaaten stechen mit einer relativ niedrigen 
Zahl (>100 in 48 Monaten) hervor: Akwa Ibom, Cross River, Ebonyi, Ekiti, Enugu, Imo, Jigawa, Kebbi, Kwara, 
Niger, Ondo, Osun, Oyo, Sokoto (CFR 2015). Beim OSAC werden die Bundesstaaten Adamawa, Bauchi, 
Borno, Gombe, Kaduna, Kano, Plateau, Taraba, Yobe und das FCT als von der Gewalt durch Boko Haram 
betroffen geführt. Ethnische Gewalt betrifft v.a. Plateau, Bauchi, Benue, Kaduna und Nasarawa. Für folgende 25 
Bundesstaaten wird weder ethnische Gewalt noch Gewalt durch Boko Haram berichtet: Abia, Akwa Ibom, 
Anambra, Bayelsa, Cross River, Delta, Ebonyi, Edo, Ekiti, Enugu, Imo, Jigawa, Katsina, Kebbi, Kogi, Kwara, 
Lagos, Niger, Ogun, Ondo, Osun, Oyo, Rivers, Sokoto, Zamfara (OSAC 21.7.2014). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - AA - Auswärtiges Amt (8.5.2015): Nigeria - Reise- und Sicherheitshinweise (Teilreisewarnung), 
http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Laenderinformationen/00-SiHi/NigeriaSicherheit.html, Zugriff 
8.5.2015 

 

 - BMEIA - Außenministerium (16.6.2015): Reiseinformationen - Nigeria, 

http://www.bmeia.gv.at/aussenministerium/buergerservice/reiseinformation/a-z-laender/nigeria-de.html, Zugriff 
16.6.2015 
 

 - CFR - Council on Foreign Relations (2015): Nigeria Security Tracker, 
http://www.cfr.org/nigeria/nigeria-security-tracker/p29483, Zugriff 18.6.2015 

 

 - DACH - Asylkooperation Deutschland-Österreich-Schweiz (27.2.2013): 

D-A-CH Factsheet zu Nigeria, 

http://www.ecoi.net/file_upload/1729_1361973048_dach-nigeria-factsheet-gr-2013-02.doc, Zugriff 8.5.2015 
 

 - OSAC - Overseas Security Advisory Council (21.7.2014): Nigeria 2014 Crime and Safety Report - 
Abuja, https://www.osac.gov/pages/ContentReportDetails.aspx?cid=16032, Zugriff 18.6.2015 

 

 - UKFCO - United Kingdom Foreign and Commonwealth Office (16.6.2015): Foreign Travel Advice - 
Nigeria, https://www.gov.uk/foreign-travel-advice/nigeria, Zugriff 16.6.2015 

 

Nigerdelta 
 

Das Nigerdelta, welches die Bundesstaaten Ondo, Edo, Delta, Bayelsa, Rivers, Imo, Abia, Akwa Ibom und 
Cross River umfasst, sorgt mit seinen Öl- und Gasreserven für 95 Prozent der Exporterlöse Nigerias (DACH 
2.2013). 
 

Die Lage im Nigerdelta ist derzeit relativ stabil; die Bedrohung der dort angesiedelten Öl- und Gasförderung 
durch militante Gruppen und Piraten bleibt aber ein Risiko(AA 6.2015b). Entführungen sind besonders häufig 
im Nigerdelta und südöstlichen Bundesstaaten Abia, Imo und Anambra. Politiker, Reiche und Ausländer waren 
die häufigsten Opfer (FH 28.1.2015). 
 

Von 2000 bis 2010 entwickelten sich im Nigerdelta militante Gruppen, die den Anspruch erhoben, die Rechte 
der Deltabewohner zu verteidigen und die Forderungen auf Teilhabe an den Öleinnahmen auch mittels Gewalt 
gegenüber der Regierung durchzusetzen. Die wichtigsten Gruppierungen wurden die Niger Delta People's 
Volunteer Force (NDPVF) und die Movement for the Emancipation of the Niger Delta (MEND) (AA 
28.11.2014). Bis zum Amnestieangebot im Jahr 2009 hat vor allem die MEND in der Region den bewaffneten 
Kampf gegen die Regierung geführt. Die MEND verübte selbst noch im Oktober 2010 Angriffe und Attentate 
(DACH 2.2013). 
 

Mit dem im Juli 2009 vom damaligen Präsidenten Yar'Adua verkündeten Amnestieangebot für die Militanten im 
Nigerdelta ist seiner Regierung bei der Lösung des Konflikts ein bedeutender Schritt und ein überraschender 
Erfolg gelungen: Alle bekannten Milizenführer nahmen das Amnestieangebot an. Ein Reintegrationsprogramm 
für 20.000 ehemalige Kämpfer hat Mitte 2010 begonnen. Der ehemalige Präsident Jonathan, selbst aus dem 
Ölstaat Bayelsa stammend, setzt das Amnestieprogramm fort. Allerdings kündigten die Milizenführer Henry 
Okah und John Togo die Amnestie 2010 wieder auf. Der mutmaßliche MEND-Führer Henry Okah, sitzt derzeit 
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in Südafrika in Haft und wurde dort im Januar 2013 verurteilt. Als Reaktion auf seine Verurteilung drohte 
MEND in drastischen Worten mit Anschlägen in ganz Nigeria (AA 28.11.2014). Bislang wird die 
Amnestievereinbarung aber weitgehend eingehalten, so dass Kriminalität und Gewalt im Süden merklich 
zurückgegangen sind. Allerdings steigen Kriminalität und Gewalt im Süden in letzter Zeit wieder an (AA 
6.2015a). Bis Ende 2012 haben 

26.368 ehemalige Militante vom Amnestieprogramm profitiert. Viele der ehemaligen Militanten haben eine 
Arbeitsausbildung oder Stipendien erhalten (USDOS 19.4.2013). 
 

Bei den bewaffneten Auseinandersetzungen im Nigerdelta handelt es sich sowohl um einen Konflikt zwischen 
regionalen militanten Gruppen und der Staatsgewalt, als auch um Rivalitäten zwischen den unterschiedlichen 
lokalen Gemeinschaften. Im ersten Fall stehen in der Regel finanzielle Interessen der bewaffneten Gruppen im 
Vordergrund, im zweiten Fall geht es um einen Verteilungskampf rivalisierender Gruppen. Abgelegene Gebiete 
im Nigerdelta sind bis heute teils unter Kontrolle von separatistischen und kriminellen Gruppen. Teile des 
unzugänglichen Gebiets stellen weiterhin einen weitgehend rechtsfreien Raum dar, in dem die 
Einflussmöglichkeiten staatlicher Ordnungskräfte begrenzt sind (AA 28.11.2014). Das UK Home Office 
berichtet, dass laut DefenceWeb ein Joint Task Force (JTF) errichtet wurde, um den Terrorismus und andere 
Bedrohungen im Niger-Delta zu bekämpfen (UKHO 9.6.2015). 
 

Das kostspielige Amnestieprogramm im Nigerdelta hat zwar die Gewalt reduziert, die strukturellen Probleme 
(Armut, Korruption, Umweltverschmutzung, Straffreiheit bei politischer Gewalt) wurden aber nicht angegangen 
(BS 2014; vgl. HRW 21.1.2014). Im Juni 2013 hat die Regierung angekündigt, dass das Amnestieprogramm im 
Jahr 2015 endgültig beendet werde. Sie hat auch zugegeben, dass ihre eigene Unfähigkeit, für die ausgebildeten 
ehemaligen Rebellen eine Arbeit zu finden oder einen anderen Plan zu erstellen, die Region potentiell 
gefährlicher machen werde (HRW 21.1.2014). Es gibt jedoch Berichte, dass Präsident Buhari angekündigt hat, 
dass das Amnestieprogramm weiter fortgeführt werden soll (TG 4.6.2015; vgl. Punch 5.6.2015). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - AA - Auswärtiges Amt (6.2015b): Nigeria - Wirtschaft, http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Nigeria/Wirtschaft_node.html, Zugriff 19.6.2015 

 

 - AA - Auswärtiges Amt (6.2015a): Nigeria - Innenpolitik, http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Nigeria/Innenpolitik_node.html, Zugriff 19.6.2015 

 

 - BS - Bertelsmann Stiftung (2014): BTI 2014 - Nigeria Country Report, 

http://www.bti-project.de/fileadmin/Inhalte/reports/2014/pdf/BTI%202014%20Nigeria.pdf, Zugriff 19.6.2015 
 

 - DACH - Asylkooperation Deutschland-Österreich-Schweiz (27.2.2013): 

D-A-CH Factsheet zu Nigeria, 

http://www.ecoi.net/file_upload/1729_1361973048_dach-nigeria-factsheet-gr-2013-02.doc, Zugriff 19.6.2015 
 

 - FH - Freedom House (28.1.2015): Freedom in the World 2015 - Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/295273/430280_de.html, Zugriff 19.6.2015 

 

 - HRW - Human Rights Watch (21.1.2014): World Report 2014 - Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/267713/395047_de.html, Zugriff 19.6.2015 

 

 - Punch (5.6.2015): Buhari'll sustain Niger Delta amnesty programme, says NNPC, 

http://www.punchng.com/business/business-economy/buharill-sustain-niger-delta-amnesty-programme-says-
nnpc/, Zugriff 19.6.2015 
 

 - TG - The Guardian (4.6.2015): Buhari pledges commitment to amnesty programme in Niger-Delta, 

http://www.ngrguardiannews.com/2015/06/buhari-pledges-commitment-to-amnesty-programme-in-niger-delta/, 
Zugriff 19.6.2015 
 

 - UKHO - UK Home Office (9.6.2016): Country Information and Guidance 
 

 - Nigeria: Background information, including actors of protection, and internal relocation, 
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http://www.ecoi.net/file_upload/1226_1433946172_nigeria-cig-background-information-v1-0-15-06-09-pdf-
version.pdf, Zugriff 19.6.2015 
 

USDOS - U.S. Department of State (19.4.2013): Country Report on Human Rights Practices 2012 - Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/245102/368550_de.html, Zugriff 19.6.2015 
 

Middle Belt inkl. Jos/Plateau 
 

Die ethnischen Gegensätze in Nigeria werden durch religiös-konfessionelle Trennlinien verstärkt, die aufgrund 
historischer Entwicklungen und moderner Binnenmigration viel komplizierter verlaufen, als es das vereinfachte 
Bild einer Nord-Süd-Teilung Nigerias in einen überwiegend muslimischen Norden und einen stärker christlich 
geprägten Süden nahelegt. Immer wieder kommt es zu lokalen Konflikten zwischen einzelnen ethnischen, 
sozialen und religiösen Gruppen (AA 6.2015a). Die Vorkommnisse werden zwar oft als ethnisch-religiöse 
Konflikte aufgrund von Spannungen zwischen muslimischen und christlichen Einwohnern interpretiert (KAS 
12.7.2013; vgl. Reuters 26.5.2015). Bei derartiger Gewalt liegt der Ursprung gewöhnlich jedoch darin, dass in 
einem sehr heterogenen und ethnisch vielfältigen Teil Nigerias eine Gruppe die Kontrolle des Staatsapparates 
gegenüber einer anderen Gruppe beansprucht (KAS 12.7.2013; vgl. WWR 20.3.2015). 
 

Obwohl kommunale Auseinandersetzungen in nahezu allen Regionen des Landes vorkommen, sind Intensität 
und Opfer in der Region des "Middle Belt? gravierender. Dies gilt v.a. für die Bundesstaaten Kaduna und 
Plateau, wo zahllose Menschen, vornehmlich Frauen und Kinder, auf brutalste Weise ermordet werden (KAS 
12.7.2013; vgl. WWR 20.3.2015). Der Middle Belt bildet eine Brücke zwischen dem vorwiegend muslimischen 
Nordnigeria und dem hauptsächlich christlichen Süden (DACH 2.2013; vgl. WWR 20.3.2015). Die Region wird 
von kleinen christlichen Ethnien dominiert, die eine lange Tradition des Widerstandes gegen die muslimischen 
Ethnien aus dem Norden haben. Die Spannungen im Middle Belt sind mit dem Problem der "Indigenität" 
verbunden: Jeder Bundesstaat und jede LGA in Nigeria unterteilt seine Bevölkerung in "indigene" und "nicht-
indigene" Bürger, oder "Gastgeber" und "Siedler". Im Middle Belt genießen vorwiegend die o.g. kleinen 
christlichen Ethnien den Status der Indigenen, während die muslimischen Hausa und Fulani als Siedler 
eingestuft werden (DACH 2.2013; vgl. WWR 20.3.2015). 
 

Die kommunale Gewalt, die seit vielen Jahren in den Bundesstaaten Plateau und Kaduna des Middle Belts 
herrscht, hat sich in andere Bundesstaaten, nämlich Benue, Nasarawa, Taraba, Katsina, und Zamfara 
ausgebreitet. Die anhaltende Gewalt in diesen Bundesstaaten hat seit 2010 den Tod von über 4.000 Menschen 
herbeigeführt und 120.000 Einwohner vertrieben. Das Scheitern der Bundes- und Bundesstaatsbehörden 
hinsichtlich einer Untersuchung und Verfolgung dieser Straftaten hat dazu beigetragen, den Kampf der 
ethnischen Gruppen um politische Macht zu verstärken (HRW 29.1.2015). 
 

Bei einem Vorfall im Mai 2015 wurden mindestens 96 Menschen im Bundesstaat Benue umgebracht. Fulani-
Hirten wurden verdächtigt, einige Dörfer angegriffen zu haben. Ein Polizeisprecher berichtete, dass eine 
Polizeieinheit in das Gebiet entsandt worden ist (Reuters 26.5.2015). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (6.2015a): Nigeria - Innenpolitik, http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Nigeria/Innenpolitik_node.html, Zugriff 18.2.2014 

 

 - DACH - Asylkooperation Deutschland-Österreich-Schweiz (27.2.2013): 

D-A-CH Factsheet zu Nigeria, 

http://www.ecoi.net/file_upload/1729_1361973048_dach-nigeria-factsheet-gr-2013-02.doc, Zugriff 19.6.2015 
 

 - HRW - Human Rights Watch (29.1.2015): World Report 2015 - Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/295453/430485_de.html, Zugriff 19.6.2015 

 

 - KAS - Konrad Adenauer Stiftung (12.7.2013): Unsicherheit in Nigeria, 

http://www.kas.de/wf/doc/kas_34967-544-1-30.pdf?130716165200, Zugriff 18.2.2014 
 

 - Reuters (26.5.2015): Herdsmen kill at least 96 people in Nigeria's Benue state, 

http://uk.reuters.com/article/2015/05/26/uk-nigeria-violence-idUKKBN0OB17120150526, Zugriff 19.6.2015 
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 - WWR - World Watch Research (30.3.2015): Migration and Violent Conflict in Divided Societies, Non-
Boko Haram violence against Christians in the Middle Belt region of Nigeria, 
https://www.worldwatchmonitor.org/research/3777637, Zugriff 19.6.2015 

 

Nordnigeria - Boko Haram 
 

Im Nordosten und im Zentrum Nigerias kommt es seit Mitte 2010 gehäuft zu Anschlägen der islamistischen 
Gruppe Boko Haram, die im ersten Quartal 2014 noch einmal signifikant zugenommen haben (AA 28.11.2014). 
Die Rebellion der militanten Sekte Boko Haram (auch Jama'atu Ahlis Sunna Lidda'awati Wal-Jihad) dauert also 
weiter an (USDOS 25.6.2015). In der Folge wurde im Mai 2013 über die Bundesstaaten Borno, Yobe und 
Adamawa der Ausnahmezustand verhängt, dieser dauert bis heute an (USDOS 25.6.2015; vgl. AA 28.11.2014). 
In diesen Bundesstaaten kommt es fortlaufend zu militärischen Operationen (UKFCO 3.6.2015). Im ganzen 
Land kommt es auch weiterhin zu Angriffen auf staatliche und zivile Ziele (USDOS 25.6.2015). Das 
nigerianische Militär verlegt sein Hauptquartier nach Maiduguri, damit Boko Haram besser bekämpft werden 
kann. Boko Haram hat die Stadt Maiduguri bereits mehrfach angegriffen (BBC 8.6.2015) 
 

Boko Haram verübt immer wieder Anschläge aus dem Untergrund (Schuss- und Sprengstoffattentate) (AA 
28.11.2014; vgl. USDOS 25.6.2015). Die zwischenzeitlich erfolgreiche Eindämmung des Aktionsradius' der 
Terroristen auf den Nordosten Nigerias und ihre Vertreibung aus den städtischen Zentren von Borno und Yobe 
durch die nigerianischen Sicherheitskräfte beantworteten die Islamisten mit einer Reihe von strategischen und 
taktischen Änderungen: Ausweichen und Ausbau neuer Stützpunkte im Grenzgebiet der drei Nachbarstaaten 
Niger, Kamerun und Tschad, blutige Angriffe auf "weiche" Ziele wie Dörfer und Schulen in ländlichen und 
unbewachten Regionen (AA 28.11.2014; vgl. Reuters 30.5.2015). Die betroffenen Staaten haben sich im Februar 
2015 auf die Aufstellung einer 8.700 Mann starken Multinational Joint Task Force zur gemeinsamen 
Bekämpfung von Boko Haram verständigt. Bis diese etabliert ist, kämpfen die Armeen auf der Basis bilateraler 
Vereinbarungen abgestimmt gegen Boko Haram und erzielten erste Erfolge: Bis Ende März 2015 konnte Boko 
Haram aus allen von ihr kontrollierten Städten im Nordosten Nigerias vertrieben werden. Mit 
Selbstmordanschlägen und Angriffen auf einzelne Orte verbreitet sie jedoch weiterhin Angst und Schrecken (AA 
6.2015a). Möglicherweise breiten sich die Aktivitäten von Boko Haram aus bzw. fusionieren kommunale und 
terroristische Gewalt. Bei einem Angriff von Fulani auf mehrere Dörfer im Bundesstaat Benue sollen etwa auch 
Kämpfer der Boko Haram beteiligt gewesen sein (ALL 26.3.2014a; vgl. TJF 16.5.2015; PT 12.1.2015). 
 

Boko Haram tötet Sicherheitskräfte und Zivilisten, darunter lokale Behördenvertreter, religiöse Führer und 
Politiker. Es kommt zu Anschlägen auf Polizeistationen, Armeeeinrichtungen, Gefängnisse, Banken und Schulen 
(USDOS 25.6.2015), auch Kirchen, gemäßigte islamische Geistliche und Besucher von Lokalen mit Alkohol-
Ausschank sind betroffen. Anders als in den Anfangsjahren der Organisation erklärte Boko Haram inzwischen 
auch traditionelle muslimische Führer und zunehmend Christen zu legitimen Anschlagszielen (AA 28.11.2014). 
Ebenfalls ins Visier der Boko Haram geraten sind die Mitglieder der Bürgerwehr Civilian Joint Task Force 
(HRW 21.1.2014; vgl. AI 28.1.2015; AI 13.4.2015). Boko Haram forciert auch Entführungen, diese treffen auch 
Frauen (USDOS 25.6.2015). Laut Amnesty International wurden seit Anfang 2014 mindestens 2.000 Frauen und 
Mädchen von Boko Haram entführt. Viele von ihnen werden sexuell versklavt oder zu Kämpferinnen 
ausgebildet (AI 14.4.2015). Außerdem setzt Boko Haram Kindersoldaten ein (USDOS 25.6.2015). 
 

Im Jahr 2014 wurden die Gewalttaten der Boko Haram organisierter, häufiger und extremer (AI 4.2015). Die 
Gruppe greift Menschen schon alleine aufgrund der Religion oder eines Berufes an, tötet oder verletzt andere 
völlig willkürlich. Die Gruppe hat Häuser, Kirchen, Krankenhäuser zerstört (OHCHR 14.3.2014; vgl. AI 
4.2015). Zwischen 2012 und 2014 wurden bei Angriffen auf Schulen im Nordosten Nigerias mindestens 196 
Lehrer und 314 Schüler getötet sowie mehr als 300 Schulen zerstört oder schwer beschädigt. Sie haben Kinder in 
ihren Betten ermordet, Frauen und Mädchen verschleppt und vergewaltigt. 2014 hat Boko Haram mehr als 4.000 
Menschen getötet, obwohl geschätzt wird, dass die tatsächliche Anzahl wesentlich höher ist. In den ersten drei 
Monaten des Jahres 2015 hat Boko Haram mindestens 

1.500 Zivilpersonen getötet. Im Februar 2015 kontrollierte Boko Haram einen Großteil der Bundesstaaten 
Borno, Adamawa und Yobe. Im gleichen Monat hat das nigerianische Militär mit Unterstützung von Kamerun, 
Tschad und Niger Boko Haram aus einigen größeren Städten vertrieben und befreite viele Zivilisten aus der 
Hand von Boko Haram. Boko Haram machte Gebrauch von improvisierten Sprengsätzen (IEDs), einschließlich 
Autobomben und Selbstmordattentäter, um Zivilpersonen bei Märkten, Verkehrsknotenpunkten, Schulen und 
andere öffentlichen Einrichtungen zu töten. Bei 46 Sprengstoffanschlägen im Zeitraum Jänner 2014 und März 
2015 tötete die Gruppe mindestens 817 Personen. Boko Haram verübte auch Angriffe auf Dörfer und Städte im 
Nordosten Nigerias und terrorisiert die Bevölkerung. Einige Angriffe wurden nur von zwei oder drei 
Bewaffneten auf einem Motorrad durchgeführt, während andere Angriffe mit hunderten von Kämpfern 
ausgerüstet mit Panzern und Flakgeschütz durchgeführt wurden. Die Angreifer plündern die Vorräte in Häusern, 
Geschäften und Märkten und zünden danach die Gebäude an. Trotz der Stationierung von Truppen im Nordosten 
und wegen der Intensität der Angriffe durch Boko Haram auf die Bevölkerung, haben Nigerias Sicherheitskräfte 
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es wiederholt nicht geschafft, die Bevölkerung vor Angriffe zu schützen. Boko Haram hat öfters Tage oder 
Stunden vor den Angriffen die Bevölkerung gewarnt, entweder durch Briefe an die Stammesoberhäupter oder 
durch verbale Warnungen. Jedoch wurden die Appelle für die Entsendung von Truppen oder für Verstärkung der 
vorhandenen militärischen Truppen ignoriert (AI 4.2015). 
 

Die verfügbare Literatur zu Boko Haram gibt über das eigentliche Motiv für deren Gründung, Existenz und 
Herkunft keinen Aufschluss (KAS 12.7.2013). Insgesamt wollen die Islamisten eine strikte Auslegung der 
Scharia durchsetzen und die Korruption in Nigeria beenden (HRW 21.1.2014; vgl. SD 17.1.2015). Zwar haben 
Boko-Haram-Führer immer wieder ihre Anlehnung an die großen islamistischen Terrornetzwerke bekundet, 
doch die Gruppe hat weniger mit radikalem Islam zu tun, als sie selbst zugibt. Ihre Anschläge richten sich nicht 
vorrangig gegen Christen - die meisten Opfer sind Muslime. Boko Harams Wurzeln liegen in der Armut 
Nordnigerias, zusätzlichen Auftrieb erhält die Miliz durch die Ignoranz der Regierung (SD 17.1.2015). Auch 
wenn offensichtlich ist, dass Boko Haram eine ernste Bedrohung für die Sicherheit in Nord- und Zentralnigeria 
darstellt, ist es schwierig herauszufinden, wer heute überhaupt unter diesem Namen agiert und welche 
Bedrohungsarten von der Gruppe ausgehen. Die Gruppe ist weder homogen, noch verfügt sie über eine klare 
Hierarchie (DACH 2.2013). Zu Boko Haram zählen diverse Splittergruppen; einige von ihnen kämpfen seit 
mehreren Jahren im Namen des Islam. Der Chef von Boko Haram ist seit 2010 Abubakar Shekau. Wie viel 
Kontrolle Shekau über die diversen Gruppierungen von Boko Haram hat, ist fraglich. Boko Haram soll in 
untergeordneten, lokalen Zellen organisiert sein. Zudem soll es einen Rat geben, der das oberste 
Entscheidungsorgan der Gruppe ist und auf dessen Zustimmung der Anführer bei Entscheidungen angewiesen ist 
(Zeit 26.6.2015). 
 

Während des Jahres 2014 begangen die Sicherheitskräfte unter dem Kommando der 7. Division der 
nigerianischen Armee, die Polizei, das Department of State Service (DSS) und andere Kräfte zahlreiche Morde 
(USDOS 25.6.2015). Schwere Menschenrechtsverletzungen werden den im Norden agierenden 
Sicherheitskräften angelastet (USDOS 25.6.2015). Im Zuge der militärischen Operationen gegen Boko Haram 
im Nordosten Nigerias, haben die Sicherheitskräfte mehr als 1.200 Menschen außergerichtlich hingerichtet, 
mindestens 20.000 Menschen - meist junge Männer und Buben - willkürlich verhaftet und unzählige Folterungen 
begangen. In militärischer Haft starben mindestens 7.000 Menschen infolge von Hunger, extremer Überbelegung 
und der Verweigerung von medizinischer Unterstützung (AI 6.2015). In einigen Regionen eskaliert die 
Auseinandersetzung zunehmend, insbesondere in Borno und Yobe, wo - neben Adamawa - seit Mai 2013 der 
Ausnahmezustand besteht und die Sicherheitskräfte massiv gegen Boko Haram vorgehen (AA 28.11.2014). Die 
Bewohner der betroffenen Bundesstaaten und der sich zwischenzeitlich im Norden des Landes aufhaltenden 
Menschen aus den benachbarten Staaten Nigerias fliehen vor diesen Auseinandersetzungen in Tausenden in den 
Niger, Tschad und nach Kamerun (AA 28.8.2013; vgl. Reuters 13.1.2015). Trotz verschiedener Berichte in 
sowohl lokalen als auch internationalen Medien über die Vorwürfe des weit verbreiteten Missbrauchs der 
Sicherheitskräfte wurde diesbezüglich kaum jemand strafrechtlich verfolgt (KAS 12.7.2013; vgl. AI 6.2015). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (6.2015a): Nigeria - Innenpolitik, http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Nigeria/Innenpolitik_node.html, Zugriff 19.6.2015 

 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.8.2013): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - AI - Amnesty International (28.1.2015): Nigeria: Nigerian authorities were warned of Boko Haram 
attacks on Baga and Monguno, https://www.amnesty.org/en/latest/news/2015/01/nigeria-nigerian-
authorities-were-warned-boko-haram-attacks-baga-and-monguno/, Zugriff 25.6.2015 

 

 - AI - Amnesty International (13.4.2015): 'Our Job is to Shoot, Slaughter and Kill' Boko Haram's Reign of 
Terror in North-East Nigeria, 

http://www.amnestyusa.org/research/reports/our-job-is-to-shoot-slaughter-and-kill-boko-haram-s-reign-of-terror, 
Zugriff 25.6.2015 
 

 - AI - Amnesty International (14.4.2015): Nigeria: Abducted women and girls forced to join Boko Haram 
attacks, https://www.amnesty.org/en/latest/news/2015/04/nigeria-abducted-women-and-girls-forced-to-
join-boko-haram-attacks/, Zugriff 25.6.2015 

 

 - AI - Amnesty International (6.2015): Stars on their shoulders. 
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Blood on their hands: War crimes committed by the Nigerian military, 
http://www.ecoi.net/file_upload/1226_1433746540_afr4416572015english.pdf, Zugriff 23.6.2015 
 

 - ALL - All Africa/This Day (26.3.2014a): Yet Another Bloody Herdsmen Attack Claims 25 Lives, 
http://allafrica.com/stories/201403260277.html, Zugriff 26.3.2014 

 

 - BBC (8.6.2015): Boko Haram: Nigeria military moves HQ to Maiduguri, 
http://www.bbc.com/news/world-africa-33048511, Zugriff 29.6.2015 

 

 - DACH - Asylkooperation Deutschland-Österreich-Schweiz (27.2.2013): 

D-A-CH Factsheet zu Nigeria, 

http://www.ecoi.net/file_upload/1729_1361973048_dach-nigeria-factsheet-gr-2013-02.doc, Zugriff 19.6.2015 
 

 - HRW - Human Rights Watch (21.1.2014): World Report 2014 - Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/267713/395047_de.html, Zugriff 19.6.2015 

 

 - IRIN - Integrated Regional Information Network (14.3.2014): 

Humanitarian response gap grows in northern Nigeria, http://www.ecoi.net/local_link/271781/400460_de.html, 
Zugriff 19.6.2015 
 

 - SD - Süddeutsche Zeitung (17.1.2015): Die Wahrheit ist der Tod, 
http://www.sueddeutsche.de/politik/boko-haram-terror-in-nigeria-die-wahrheit-ist-der-tod-1.2306182, 
Zugriff 29.6.2015 

 

 - TJF - The Jamestown Foundation (16.5.2014): Alleged Connection between Boko Haram and Nigeria's 
Fulani Herdsmen Could Spark a Nigerian Civil War, 

http://www.jamestown.org/single/?tx_ttnews%5Btt_news%5D=42371&no_cache=1, Zugriff 23.6.2015 
 

 - KAS - Konrad Adenauer Stiftung (12.7.2013): Unsicherheit in Nigeria, 

http://www.kas.de/wf/doc/kas_34967-544-1-30.pdf?130716165200, Zugriff 18.2.2014 
 

 - OHCHR - UN Office of the High Commissioner for Human Rights (14.3.2014): Remarks By The High 
Commissioner For Human Rights At A Press Conference During Her Mission To Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/271987/400697_de.html, Zugriff 23.6.2015 

 

 - PT - Premium Times (12.1.2015): Fulani, Kanuri behind Boko Haram, Archbishop says in Jonathan's 
presence, http://www.premiumtimesng.com/news/headlines/174730-fulani-kanuri-behind-boko-haram-
archbishop-says-jonathans-presence.html, Zugriff 23.6.2015 

 

 - Reuters (30.5.2015): Nigeria's Maiduguri city hit by deadly bomb, overnight attack, 

http://www.reuters.com/article/2015/05/30/us-nigeria-violence-idUSKBN0OF0ER20150530, Zugriff 23.6.2015 
 

 - Reuters (13.1.2015): Thousands flee Nigeria after Boko Haram attack, Niger, Chad struggle, 

http://www.reuters.com/article/2015/01/13/us-nigeria-violence-refugees-idUSKBN0KM1H620150113, Zugriff 
23.6.2015 
 

 - UKFCO - United Kingdom Foreign and Commonwealth Office (3.6.2015): 

Foreign Travel Advice - Nigeria, https://www.gov.uk/foreign-travel-advice/nigeria, Zugriff 18.6.2015 
 

 - USDOS - U.S. Department of State (25.6.2015): Country Report on Human Rights Practices 2014 - 
Nigeria, http://www.ecoi.net/local_link/306263/443535_de.html, Zugriff 29.6.2015 

 

 - Zeit (26.6.2015): Das Wichtigste über die nigerianische Terrorgruppe, 

http://www.zeit.de/politik/ausland/boko-haram-ueberblick, Zugriff 29.6.2015 
 

Rechtsschutz/Justizwesen 
 

Die Verfassung sieht Gewaltenteilung und die Unabhängigkeit der Justiz vor (AA 28.11.2014; vgl. FH 
28.1.2015). Sie unterscheidet zwischen Bundesgerichten, Gerichten des Hauptstadtbezirks sowie Gerichten der 
36 Bundesstaaten. Letztere haben die Befugnis, per Gesetz erstinstanzliche Gerichte einzusetzen. Mit Einführung 
der erweiterten Scharia-Gesetzgebung in neun nördlichen Bundesstaaten sowie den überwiegend muslimischen 
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Teilen dreier weiterer Bundesstaaten haben die staatlichen Schariagerichte strafrechtliche Befugnisse erhalten. 
Bundesgerichte, die nur staatlich kodifiziertes Recht anwenden, sind der Federal High Court 
(Gesetzgebungsmaterie des Bundes, Steuer-, Körperschafts- und auch Verwaltungssachen), der Court of Appeal 
(Berufungssachen u.a. der State Court of Appeal und der State Sharia and Customary Court of Appeal) sowie der 
Supreme Court (Revisionssachen, Organklagen). Der Rechtsweg von der ersten Instanz (Magistrate Court) bis 
zum Supreme Court ist grundsätzlich eröffnet (AA 28.11.2014). Für Militärangehörige gibt es eigene 
Militärgerichte (USDOS 25.6.2015). 
 

Laut Bundesverfassung wird die Verfassung und Zuständigkeit der Gerichte seit 1999 im Hinblick auf die 
Entscheidung über das anzuwendende Rechtssystem "Common Law" oder des "Customary Court Law"-Systems 
durch Gesetze der Gliedstaaten festgestellt. Einzelne Bundesstaaten haben "Sharia Courts" neben "Common 
Law" und "Customary Courts" geschaffen. Mehrere Bundesstaaten, einschließlich die gemischt konfessionellen 
Bundesstaaten Benue und Plateau, haben Scharia- Berufungsgerichte eingerichtet. Bedingt durch die drei 
einander mitunter widersprechenden Rechtssysteme und aufgrund der schlechten Bezahlung, Überlastung und 
fehlenden Infrastruktur ist Korruption im Justizbereich verbreitet (ÖBA 7.2014). 
 

Die höheren Gerichte sind relativ kompetent und unabhängig. Doch selbst sie bleiben politischem Einfluss, 
Korruption und einem Mangel an Ressourcen ausgesetzt (FH 28.1.2015). In der Realität ist die Justiz der 
Einflussnahme von Exekutive und Legislative sowie einzelner politischer Führungspersonen und der Wirtschaft 
ausgesetzt. Unterbesetzung, Unterfinanzierung und Ineffizienz verhindern, dass die Justiz ausreichend 
funktionieren kann. Außerdem fehlt es den Gerichten oftmals an Ausrüstung, Ausbildung und Motivation, um 
den eigenen Aufgaben nachzukommen. Vor allem auf Bundesstaats- und Bezirksebene (LGA) versuchen 
Politiker die Justiz zu beeinflussen (USDOS 25.6.2015). Zusätzlich ist die Justiz von endemischer Korruption 
geprägt (HRW 29.1.2015; vgl. USDOS 25.6.2015). Wohl gibt es auf Bundesebene strikte Voraussetzungen und 
Ansprüche für Richter. Allerdings fehlt es auf Bundesstaats- und Bezirksebene an Aufsichtsmöglichkeiten, und 
dies führt zu Korruption und Misswirtschaft in der Justiz (USDOS 25.6.2015). 
 

Eine willkürliche Strafverfolgung bzw. Strafzumessungspraxis durch Polizei und Justiz, die nach Rasse, 
Nationalität o.ä. diskriminiert, ist nicht erkennbar. Das bestehende System benachteiligt jedoch tendenziell 
Ungebildete und Arme, die sich weder von Beschuldigungen freikaufen noch eine Freilassung auf Kaution 
erwirken können. Zudem ist vielen eine angemessene Wahrung ihrer Rechte auf Grund von fehlenden 
Kenntnissen selbst elementarster Grund- und Verfahrensrechte nicht möglich. Auch der Zugang zu staatlicher 
Prozesskostenhilfe ist in Nigeria beschränkt: Das Institut der Pflichtverteidigung wurde erst vor kurzem in 
einigen Bundesstaaten eingeführt. Lediglich in den Landeshauptstädten existieren NGOs, die sich zum Teil mit 
staatlicher Förderung der rechtlichen Beratung von Beschuldigten bzw. Angeklagten annehmen (AA 
28.11.2014). Rechtsberatungen und Rechtsbeistand bieten u.a. die folgenden Organisationen: Legal Aid Council; 
NHRC; Legal Defence and Assistance Project (LEDAP) (IOM 8.2013). Gerade in den ländlichen Gebieten gibt 
es jedoch zahlreiche Verfahren, bei denen Beschuldigte und Angeklagte ohne rechtlichen Beistand mangels 
Kenntnis ihrer Rechte schutzlos bleiben (AA 28.11.2014). 
 

Das Recht auf ein zügiges Verfahren wird zwar von der Verfassung garantiert, ist jedoch kaum gewährleistet. 
Auch der gesetzlich garantierte Zugang zu einem Rechtsbeistand oder zu Familienangehörigen wird nicht immer 
ermöglicht (AA 28.11.2014). 
 

Dauerinhaftierungen ohne Anklage oder Urteil, die sich teils über mehrere Jahre hinziehen, sind weit verbreitet. 
67-70 Prozent der in nigerianischen Gefängnissen inhaftierten Personen sind Untersuchungshäftlinge, die auf 
ihren Prozess warten (AA 28.11.2014; vgl. USDOS 25.6.2015). Die Untersuchungshaft ist oftmals länger als die 
maximal zu erwartende gesetzliche Höchststrafe des jeweils in Frage stehenden Delikts (AA 28.11.2014). 
Darüber hinaus bleiben zahlreiche Häftlinge auch nach Verbüßung ihrer Freiheitsstrafen in Haft, weil ihre 
Vollzugsakten unauffindbar sind (AA 28.11.2014; vgl. USDOS 25.6.2015). Mehrmals kündigte die Regierung 
an, Aktionen zur Überprüfung der Inhaftierten durchzuführen und Gefängnisinsassen ohne ersichtlichen 
Inhaftierungsgrund freizulassen, allerdings ohne messbaren Erfolg (AA 28.11.2014). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - FH - Freedom House (28.1.2015): Freedom in the World 2015 - Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/295273/430280_de.html, Zugriff 11.5.2015 

 

 - HRW - Human Rights Watch (29.1.2015): World Report 2015 - Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/295453/430485_de.html, Zugriff 11.5.2015 



 Bundesverwaltungsgericht 19.01.2016 

www.ris.bka.gv.at  Seite 13 von 43 

 

 - IOM - International Organization for Migration (8.2013): Nigeria - Country Fact Sheet, 

https://milo.bamf.de/milop/livelink.exe/fetch/2000/702450/698578/704870/698704/8628861/16296710/1680075
9/Nigeria_-_Country_Fact_Sheet_2013%2C_deutsch.pdf?nodeid=16801531&vernum=-2, Zugriff 11.5.2015 
 

 - ÖBA - Österreichische Botschaft Abuja (7.2014): Asylländerbericht Nigeria 
 

 - USDOS - U.S. Department of State (25.6.2015): Country Report on Human Rights Practices 2014 - 
Nigeria, http://www.ecoi.net/local_link/306263/443535_de.html, Zugriff 29.6.2015 

 

Scharia 
 

In neun nördlichen Bundesstaaten sowie in den mehrheitlich muslimischen Gebieten dreier weiterer 
Bundesstaaten erhielten erstinstanzliche Scharia-Gerichte auch strafrechtliche Befugnisse (z.B. Verhängung von 
Körperstrafen bis hin zu Todesurteilen wie Steinigung); dies gilt allerdings grundsätzlich nur für Muslime (AA 
28.11.2014). Christen, die in den zwölf Bundesstaaten leben, steht es frei, sich einem Scharia- oder staatlichen 
Gerichtsverfahren zu unterwerfen. Meist wird das Scharia-Gericht gewählt, da diese schneller zu einem Urteil 
kommen (AA 6.2015a). Bestimmte, im Koran explizit genannte Vergehen (die sog. Hudud-Straftatbestände wie 
außerehelicher Geschlechtsverkehr, Diebstahl, Straßenraub, Alkoholgenuss), können mit zum Teil drakonischen 
Strafen (Amputation, Prügelstrafe, Tod durch Steinigung etc.) belegt werden. Neben den genannten 
Körperstrafen kann der das Scharia-Strafrecht anwendende Richter auch auf "Maßnahmen" erkennen, die auf 
eine Art Aberkennung der Ehre hinauslaufen, z.B. "tasheer" (öffentliche Bekanntmachung von Straftat und 
Strafmaß) oder "hajar" (Aufruf zum sozialen Boykott) (AA 28.11.2014). 
 

Den rigorosen Strafandrohungen der Scharia stehen allerdings ebenso rigorose Beweisanforderungen gegenüber. 
Zuletzt erregten Ermittlungen und Anklagen wegen so genannter Hudud-Straftatbestände weit weniger 
öffentliche Aufmerksamkeit als zuvor, da man mittlerweile davon ausgehen kann, dass entsprechende 
Verurteilungen im Rechtsmittelverfahren aufgehoben und korrigiert werden (AA 28.11.2014). Die Scharia-
Berufungsgerichte wandeln konsistent Steinigungs- und Amputationsurteile in andere Strafen um. Prügelstrafen 
werden regelmäßig ausgeführt, manchmal kommt es zur Zahlung von Ersatzstrafen (USDOS 25.6.2015). Der 
Scharia-Instanzenzug endet auf der Ebene eines Landesberufungsgerichts, gegen dessen Urteile Rechtsmittel zu 
dem (säkularen) Bundesberufungsgericht in Abuja statthaft sind (AA 28.11.2014). Urteile von Scharia-Gerichten 
können also auch im formalen Rechtssystem angefochten werden (USDOS 25.6.2015). Durch eine bessere 
Ausbildung der Richterschaft und Entpolitisierung des strafrechtlichen Aspekts der Scharia sind spektakuläre 
Fälle in den letzten Jahren nicht mehr zu verzeichnen (AA 6.2015a). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - AA - Auswärtiges Amt (6.2015a): Nigeria - Innenpolitik, http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Nigeria/Innenpolitik_node.html, Zugriff 11.5.2015 

 

 - USDOS - U.S. Department of State (25.6.2015): Country Report on Human Rights Practices 2014 - 
Nigeria, http://www.ecoi.net/local_link/306263/443535_de.html, Zugriff 30.6.2015 

 

Sicherheitsbehörden 
 

Die allgemeinen Polizei- und Ordnungsaufgaben obliegen der rund 360.000 Mann starken Nigerian Police Force 
(NPF) (AA 28.11.2014). Die NPF untersteht dem Generalinspektor der Polizei. Er ist für die Durchsetzung der 
Gesetze verantwortlich. Ihm unterstehen in jedem Bundesstaat Assistenten zur Leitung der Polizeikräfte. 
Bundesstaaten dürfen gemäß Verfassung über keine eigenen Sicherheitskräfte verfügen. In Notsituationen kann 
die Bundespolizei jedoch dem Gouverneur eines Staates unterstellt werden (USDOS 25.6.2015). Etwa 100.000 
Polizisten sollen als Sicherheitskräfte bei Personen des öffentlichen Lebens und einflussreichen Privatpersonen 
tätig sein (AA 28.11.2014). 
 

Neben der Polizei werden im Inneren auch Militär, Staatsschutz sowie paramilitärische Einheiten (sogenannte 
Rapid Response Squads) eingesetzt (AA 28.11.2014). Die Innere Sicherheit liegt also auch im 
Zuständigkeitsbereich des DSS, das dem Präsidenten via nationalen Sicherheitsberater unterstellt ist. Die NPF, 
das State Security Service (SSS) und das Militär sind zivilen Autoritäten unterstellt, sie operieren jedoch 
regelmäßig außerhalb ziviler Kontrolle (USDOS 25.6.2015). Die National Drug Law Enforcement Agency 
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(NDLEA) ist für alle Straftaten in Zusammenhang mit Drogen zuständig. Der NDLEA, in deren Zuständigkeit 
Dekret 33 fällt, wird Professionalität konstatiert (ÖBA 7.2014). 
 

Die NPF und die Mobile Police (MOPOL) zeichnen sich hingegen durch geringe Professionalität, mangelnde 
Disziplin, Willkür und geringen Diensteifer aus (ÖBA 7.2014). Die Polizei ist durch niedrige Besoldung sowie 
schlechte Ausrüstung, Ausbildung und Unterbringung gekennzeichnet. Die staatlichen Ordnungskräfte sind 
personell, technisch und finanziell nicht in der Lage, die Gewaltkriminalität zu kontrollieren bzw. einzudämmen. 
Zudem sind nach allgemeiner Auffassung die Sicherheitskräfte teilweise selbst für die Kriminalität 
verantwortlich (AA 28.11.2014). Da die Polizei oft nicht in der Lage ist, durch gesellschaftliche Konflikte 
verursachte Gewalt zu unterbinden, verlässt sich die Regierung in vielen Fällen auf die Unterstützung durch die 
Armee. Zum Beispiel wurden Armee sowie Joint Task Force- bzw. Special Task Force-Einheiten entsandt: 

in den Bundesstaat Nassarawa, um den Ausbruch ethno-religiöser Gewalt einzudämmen; in die Bundesstaaten 
Bauchi, Borno, Kano, Kaduna, Plateau und Yobe, um den Angriffen der Boko Haram zu entgegnen (USDOS 
25.6.2015; vgl. AA 28.11.2014). Im Norden wurde mittlerweile die bis August 2013 maßgebliche Joint Task 
Force Restore Order (JTF-RO) überhaupt durch die 7. Nigerianische Armeedivision abgelöst (USDOS 
25.6.2015). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - ÖBA - Österreichische Botschaft Abuja (7.2014): Asylländerbericht Nigeria 
 

 - USDOS - U.S. Department of State (25.6.2015): Country Report on Human Rights Practices 2014 - 
Nigeria, http://www.ecoi.net/local_link/306263/443535_de.html, Zugriff 30.6.2015 

 

Vigilante Gruppen, Bürgerwehren, Hisbah 
 

In verschiedenen Regionen des Landes haben sich bewaffnete Organisationen in Form von ethnischen 
Vigilantegruppen gebildet, z. B. der Odua People's Congress (OPC) im Südwesten oder die Bakassi Boys im 
Südosten. Bei diesen Gruppen kann man sich gegen Zahlung eines Schutzgeldes "Sicherheit" erkaufen. Die 
Behörden reagieren unterschiedlich auf die "Vigilantes": Im Bundesstaat Lagos ging die Polizei gegen den OPC 
vor, im Osten des Landes wurde die Existenz dieser Gruppen dagegen von einigen Gouverneuren begrüßt. Die 
Polizei arbeitet zum Teil mit ihnen zusammen. Generell scheint die Bedeutung der Vigilantes in Städten etwas 
abzunehmen, in einigen ländlichen Regionen haben sie aber weiterhin eine dominante Machtposition (AA 
28.11.2014). 
 

Die Taten der nigerianischen Straßenbanden, bekannt als Area Boys, haben die Spannungen vor den 
Parlamentswahlen erhöht. Während des Wahlkampfes ließen sich Straßenbanden von jenen Auftraggebern, die 
am meisten zahlten, instrumentalisieren und griffen politische Wahlkampagnen an (IBT 19.3.2015). Im Jahr 
2013 wurde von der Regierung und mit Unterstützung der Armee im Nordosten im Zuge des Kampfes gegen 
Boko Haram die sogenannte Civilian Joint Task Force (C-JTF) ins Leben gerufen. Dabei handelt es sich um eine 
Art Bürgerwehr, die laut NGOs und Medien für Menschenrechtsvergehen verantwortlich ist (USDOS 
25.6.2015). 
 

In sechs Bundesstaaten (Zamfara, Niger, Kaduna, Kano, Bauchi und Jigawa) werden Schariawächter wie die 
Hisbah unterhalten. Diese überwachen die Umsetzung der Scharia aber nur inkonsistent und sporadisch, führen 
aber auch Verhaftungen durch (USDOS 28.7.2014; vgl. ÖBA 7.2014). Z.B. verhafteten Mitglieder des Kano 
Hisbah Frauen, die der Prostitution verdächtigt wurden (USDOS 28.7.2014). In Kano wird die Hisbah direkt 
durch den Bundesstaat betrieben, während sie in anderen Bundesstaaten ähnlich den nichtstaatlichen 
Bürgerwehren organisiert ist. Die Hisbah wurde vom Obersten Gericht zwar als verfassungswidrig bezeichnet, 
da polizeiliche Aufgaben ausschließlich in die Zuständigkeit des Bundes fallen, sie hat ihre Tätigkeit jedoch 
bisher nicht eingestellt, sondern wurde lediglich umorganisiert. An sich sollte von der Hisbah keine unmittelbare 
Gefahr für die Bevölkerung ausgehen, da sie der regulären Polizei untergeordnet und in der Regel unbewaffnet 
ist. Allerdings kommt es immer wieder zu Kompetenzüberschreitungen sowie zur nicht zulässigen Anwendung 
islamischer Gesetze und Verhaltensregeln auf Nichtmuslime. In Kano ist die Hisbah beispielsweise bei 
Homosexuellen wegen ihrer gewaltsamen Übergriffe gefürchtet (AA 28.11.2014). 
 

Quellen: 
 



 Bundesverwaltungsgericht 19.01.2016 

www.ris.bka.gv.at  Seite 15 von 43 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - IBT - International Business Times (19.3.2015): Nigeria Elections: 

Violent Street Gangs Increase Tensions Before March 28 Vote, http://www.ibtimes.com/nigeria-
elections-violent-street-gangs-increase-tensions-march-28-vote-1852528, Zugriff 19.5.2015 

 

 - ÖBA - Österreichische Botschaft Abuja (7.2014): Asylländerbericht Nigeria 
 

 - USDOS - U.S. Department of State (28.7.2014): 2013 International Religious Freedom Report - Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/281964/412323_de.html, Zugriff 11.5.2015 

 

 - USDOS - U.S. Department of State (25.6.2015): Country Report on Human Rights Practices 2014 - 
Nigeria, http://www.ecoi.net/local_link/270637/399496_de.html, Zugriff 30.6.2015 

 

Folter und unmenschliche Behandlung 
 

Sicherheitskräfte sind korrupt und in den vergangenen Jahren für zahlreiche Todesopfer sowie für massenhafte 
willkürliche Verhaftungen und andere Menschenrechtsvergehen verantwortlich. Folterung und Misshandlung 
von Gefangenen sind weit verbreitet (USDOS 25.6.2015; vgl. FH 28.1.2015), extra-legale Tötungen seitens der 
Sicherheitskräfte an der Tagesordnung. Die Nationale Menschenrechtskommission (NHRC) geht von 
mindestens 5.000 Tötungen jährlich aus, etwa die Hälfte wird der Polizei angelastet. Die Schätzungen einiger 
NGOs liegen deutlich höher. Die meisten Fälle werden aus dem Südosten und dem Nordosten berichtet. 
Insbesondere bei Raubüberfällen werden Verdächtige regelmäßig systematisch durch die Polizei getötet (AA 
28.11.2014). Auch im Jahr 2014 kam es seitens der Regierung zu zahlreichen willkürlichen oder ungesetzlichen 
Tötungen. Dies betrifft die die 7. Armeedivision, die NPF, den DSS und andere. So wurden, laut einem AI-
Bericht, am 14.3.2014 622 Menschen bei der Giwa-Kaserne in Maiduguri vom Militär und C-JTF 
außergerichtlich hingerichtet. Dies ereignete sich nach einem Angriff von Boko Haram auf die Kaserne, bei dem 
die Gruppe über 1.000 Häftlinge freiließ. Einwohner von Maiduguri berichteten Amnesty International, dass die 
Soldaten die entflohenen Häftlinge wieder einfingen, inhaftierten und anschließend hinrichteten (USDOS 
25.6.2015). Hauptbetroffene sind jedoch üblicherweise Personen, die eines Gewaltverbrechens verdächtig sind. 
Sie werden nach dem Ablegen eines (häufig durch Folter erlangten) Geständnisses oft noch im 
Polizeigewahrsam "exekutiert". Immer wieder kommt es aber auch vor, dass Sicherheitskräfte an von ihnen 
errichteten Straßensperren unvermittelt das Feuer eröffnen, etwa wenn sich jemand weigert, ein gefordertes 
Schmiergeld zu zahlen (AA 28.11.2014). 
 

Dabei handeln die Täter in der Gewissheit weitgehender Straflosigkeit, da es nur in den seltensten Fällen zu 
unabhängigen Untersuchungen, geschweige denn zu disziplinar- oder gar strafrechtlichen Konsequenzen kommt 
(AA 28.11.2014). Die Kultur der Straflosigkeit ist an einem Punkt angelangt, an dem fast niemand für 
Menschenrechtsverletzungen verantwortlich gemacht wird (KAS 12.7.2013; vgl. AI 9.2014). Wenn Polizisten 
beschuldigt werden, an extra-legalen Tötungen beteiligt zu sein, werden sie durch ihre Vorgesetzten gedeckt und 
oft bewusst in andere Regionen versetzt, um eine Klärung der Vorwürfe zu verhindern (AA 28.11.2014). 
 

Die NHRC hat das Mandat, Tötungen durch Sicherheitskräfte zu untersuchen und Täter den Gerichten 
zuzuführen (USDOS 27.2.2014). Im September 2013 hatten das DSS und das Militär acht Zivilpersonen getötet 
und 11 weitere verletzt, da sie angenommen hatten, dass die Opfer Mitglieder der Boko Haram waren. Für diese 
Straftaten wurde niemand belangt. Am 8.4.2014 hat das NHRC erstmals eine Entscheidung getroffen. Die 
Entscheidung verlief zu Gunsten der Opfer und NHRC erklärte, dass es keine Beweise gäbe, dass die Opfer 
Mitglieder der Boko Haram seien. Weiter wurde angeordnet, dass der Staat den Familien der Verstorbenen 10 
Millionen Naira und jedem der Überlebenden fünf Million Naira auszahlen musste (USDOS 25.6.2015). 
 

Polizei und Militär gehen bei der Bekämpfung der islamistischen Gruppe Boko Haram häufig mit 
unverhältnismäßiger Härte vor (AA 28.11.2014). Die Sicherheitskräfte sind in diesem Zusammenhang in 
zahlreiche Menschenrechtsvergehen involviert. Angebliche Unterstützer oder Mitglieder der Boko Haram 
werden willkürlich verhaftet, es kommt zu Folter und extralegalen Tötungen. Sicherheitskräfte zerstören auch 
Gebäude in Gemeinden, wo vermutet wird, dass Boko Haram Unterschlupf findet (AI 6.2015). Allein in der 
Stadt Baga (Bundesstaat Borno) zerstörten die Sicherheitskräfte mehr als 2.000 Häuser (HRW 21.1.2014; vgl. AI 
6.2015). 
 

Der National Security Adviser hat gegenüber der UN-Hochkommissarin für Menschenrechte zugesichert, dass 
humanitäre Kräfte und Menschenrechtsbeobachter Zugang zu den betroffenen Gebieten erhalten werden - auch 
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die NHRC. Dies wird als wichtige Zusage erachtet, um Gewaltexzesse und Straffreiheit zu bekämpfen (OHCHR 
14.3.2014). 
 

Allen Hinweisen zufolge gehört auch die Folter zum weit verbreiteten Handlungsrepertoire staatlicher 
Sicherheitsorgane, unter denen insbesondere die ärmere Bevölkerungsschicht zu leiden hat (AA 28.11.2014). 
Auch wenn die Verfassung Folter und unmenschliche Behandlung verbietet, wird Folter nicht kriminalisiert 
(USDOS 25.6.2015). Folter und andere grausame, unmenschliche und erniedrigende Behandlung von 
Straftatverdächtigen und Gefangenen durch Sicherheitskräfte sind weit verbreitet (AI 25.2.2015). 
Sicherheitsbeamte foltern, schlagen und misshandeln regelmäßig Demonstranten, Verdächtige, Militante und 
Personen in Haft. Die Polizei versuchte mittels Misshandlungen auch Geld zu erpressen. Oft wurde Folter 
angewendet, um Geständnisse zu erpressen (USDOS 25.6.2015). Zu den häufigsten Foltermethoden zählten 
dabei Auspeitschung, Stock- und Machetenschläge, Schüsse in den Fuß, Scheinhinrichtungen, Aufhängen in 
verschiedenen Positionen sowie Vorenthalten von Nahrung, Wasser und Medikamenten (AA 28.11.2014). 
 

Die Gründe für dieses Verhalten liegen zum einen in der nur schwach ausgeprägten Menschenrechtskultur der 
Sicherheitskräfte, zum anderen in der mangelhaften Ausrüstung, Ausbildung und Ausstattung insbesondere der 
Polizei, was sie in vielen Fällen zu dem illegalen Mittel der gewaltsamen Erpressung von Geständnissen als 
einzigem erfolgversprechenden Weg der "Beweisführung" greifen lässt. Die große Zahl glaubhafter und 
übereinstimmender Berichte über die Anwendung von Folter in Gefängnissen und Polizeistationen im ganzen 
Land, die von forensischen Befunden gestützt und von der Polizei teilweise zugegeben wurden, bestätigen den 
Eindruck, die Anwendung von Folter sei ein integraler Bestandteil der Arbeit der Sicherheitsorgane (AA 
28.11.2014). 
 

Verfassung und Gesetze verbieten willkürliche Verhaftungen, doch halten sich Polizei und Sicherheitskräfte 
nicht daran (USDOS 25.6.2015; vgl. AA 28.11.2014). Nigerianische Menschenrechtsgruppen werfen 
insbesondere der Polizei regelmäßig das Verschwindenlassen von Untersuchungshäftlingen und anderen sich in 
Polizeigewahrsam befindenden Personen vor. Human Rights Watch und Amnesty International erheben diesen 
Vorwurf auch gegen die im Norden Nigerias agierenden Sicherheitskräfte der Joint Task Force (AA 28.11.2014). 
Bei der Anwendung exzessiver Gewalt durch Joint Task Force, Polizei und andere Sicherheitskräfte (v.a. im 
Norden und im Rahmen des Vorgehens gegen militante Gruppen) kommt es zu Verletzungen, 
Gruppenvergewaltigungen, Vertreibungen, ungesetzlichen Inhaftierungen und anderen Menschenrechtsvergehen. 
NPF und Militär bleiben bei Verhaftungen, illegalen Inhaftierungen und Exekutionen von Verdächtigen 
weitgehend straffrei (USDOS 25.6.2015; vgl. FH 28.1.2015). Folglich ist das Vertrauen der Bevölkerung in den 
Sicherheitsapparat unterentwickelt (ÖBA 7.2014). 
 

Die Regierung ist sich der Problematik grundsätzlich bewusst, spielt das Ausmaß des Problems aber herunter. 
Nur im Bundesstaat Lagos, wo nun jeder Todesfall in Polizeigewahrsam automatisch zu einer Obduktion führt, 
hat sich die Situation deutlich gebessert. Ein ähnliches Gesetz ist im Bundesstaat Cross River in Vorbereitung. 
Auch die Polizeiführung versucht in begrenztem Maße gegenzusteuern und veranstaltet zusammen mit NGOs 
Menschenrechtskurse und Fortbildungsmaßnahmen. Im Jänner 2013 wurde im Beisein des nigerianischen 
Präsidenten ein sogenannter Code of Conduct verabschiedet, der u.a. auf professionellere Standards und 
Verhaltensweisen der Polizei hinwirken soll (AA 28.11.2014). Im Dezember 2013 hat die NHRC ein eigenes 
Komitee eingerichtet, um Fällen von willkürlicher und ad-hoc-Verhaftungen nachzugehen (USDOS 25.6.2015). 
 

Insgesamt mangelt es der Regierung an effektiven Mechanismen, um Amtsmissbrauch und Korruption zu 
untersuchen und zu bestrafen. In manchen Fällen bringen Bürger oder die Regierung Anzeigen gegen Täter ein. 
Die meisten Fälle bleiben aber bei Gericht liegen oder verschwinden nach anfänglichen Untersuchungen. Die 
Armee hat um internationale Unterstützung angefragt, um Ausbildungsprogramme zum Schutz von Zivilisten 
und der Menschenrechte entwickeln zu können (USDOS 25.6.2015). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - AI - Amnesty International (6.2015): Stars on their shoulders. 

Blood on their hands: War crimes committed by the Nigerian military, 
http://www.ecoi.net/file_upload/1226_1433746540_afr4416572015english.pdf, Zugriff 23.6.2015 
 

 - AI - Amnesty International (25.2.2015): Amnesty International Report 2014/15 

https://www.amnesty.org/en/countries/africa/nigeria/report-nigeria/, Zugriff 11.5.2015 
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 - AI - Amnesty International (9.2014): 'Welcome to Hell Fire' Torture and other Ill-Treatment in Nigeria, 
https://www.amnesty.ie/sites/default/files/report/2014/09/Welcome-to-hell-fire-torture-and-other-ill-
treatment-in-Nigeria-Amnesty-International-report.pdf, Zugriff 12.5.2015 

 

 - AI - Amnesty International (23.5.2013): Amnesty International Report 2013 - Zur weltweiten Lage der 
Menschenrechte - Nigeria, http://www.ecoi.net/local_link/248019/374199_de.html, Zugriff 11.5.2015 

 

 - FH - Freedom House (28.1.2015): Freedom in the World 2015 - Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/295273/430280_de.html, Zugriff 11.5.2015 

 

 - HRW - Human Rights Watch (29.1.2015): World Report 2015 - Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/295453/430485_de.html, Zugriff 11.5.2015 

 

 - HRW - Human Rights Watch (21.1.2014): World Report 2014 - Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/267713/395047_de.html, Zugriff 11.5.2015 

 

 - KAS - Konrad Adenauer Stiftung (12.7.2013): Unsicherheit in Nigeria, 

http://www.kas.de/wf/doc/kas_34967-544-1-30.pdf?130716165200, Zugriff 11.5.2015 
 

 - ÖBA - Österreichische Botschaft Abuja (11.2011): Asylländerbericht Nigeria 
 

 - OHCHR - UN Office of the High Commissioner for Human Rights (14.3.2014): Remarks By The High 
Commissioner For Human Rights At A Press Conference During Her Mission To Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/271987/400697_de.html, Zugriff 11.5.2015 

 

 - USDOS - U.S. Department of State (25.6.2015): Country Report on Human Rights Practices 2014 - 
Nigeria, http://www.ecoi.net/local_link/306263/443535_de.html, Zugriff 30.6.2015 

 

Korruption 
 

Das Gesetz sieht für Korruption Strafen vor (USDOS 25.6.2015). Trotzdem bleibt Korruption weit verbreitet 
(FH 28.1.2015; vgl. USDOS 25.6.2015) und damit ein wichtiges Entwicklungshindernis Nigerias. In der 
Bekämpfung der Korruption sind seit 1999 nur wenige Erfolge zu verzeichnen (GIZ 4.2015a). Korruption ist 
allgegenwärtig (AA 28.11.2014). Auf dem Korruptionsindex von Transparency International belegt Nigeria 
Rang 136 von 175 untersuchten Staaten (TI 2014). 
 

Die Regierung setzt die Gesetze gegen Korruption nicht effektiv um, und Beamte gehen oft straffrei aus. Die 
massive, weitverbreitete und tiefgreifende Korruption betrifft alle Ebenen in den Behörden und bei den 
Sicherheitskräften; Korruption herrscht auch in der Justiz. Es gibt die weitverbreitete Auffassung, dass Richter 
leicht zu bestechen sind und Prozessparteien sich daher nicht auf Gerichte verlassen sollten, um ein 
unparteiisches Urteil zu erhalten. Die Bürger mussten sich auf lange Verzögerungen einstellen und berichteten 
davon, dass Justizangestellte für eine Beschleunigung der Fälle oder genehme Urteile Schmiergeld forderten 
(USDOS 25.6.2015). 
 

Die Regierung Nigerias hat den notwendigen Kampf gegen Korruption zu einem Teil ihrer Wirtschaftspolitik 
erklärt. Eine weitere wichtige Maßnahme war die Einrichtung der Economic and Financial Crimes Commission 
(EFCC) zur Bekämpfung von Wirtschaftsverbrechen und Korruption. Als Ergebnis der Bemühungen der EFCC 
wurde Nigeria 2006 aus der von der Financial Action Task Force der G8/G7 geführten Liste der bei der 
Bekämpfung von Geldwäsche nicht-kooperierenden Staaten gestrichen (AA 6.2015b). 
 

Teilerfolge bei der Korruptionsbekämpfung sind insgesamt sichtbar. Allerdings ist die Verfolgung von aktiven 
bzw. ehemaligen Amtsträgern trotz zahlreicher Anklagen schwierig, Gerichtsurteile gegen hochrangige Politiker 
sind seltene Ausnahmen (AA 28.11.2014; vgl. FH 28.1.2015). Die Bemühungen der EFCC und der Independent 
Corrupt Practices and Other Related Offenses Commission (ICPC) konzentrierten sich auf Regierungsbeamte 
mit niedrigem und mittlerem Rang. Vorwürfe der Korruption auf höhere Ebene wurden ignoriert (USDOS 
25.6.2015). Die EFCC hat im Jahr 2014 110 Verurteilungen erzielt (FH 28.1.2015). Trotzdem haben die EFCC 
und die ICPC es nicht geschafft Korruption und Finanzstraftaten effektiv zu bekämpfen. Oft wurden nur 
Beamten von niedrigem Rang verhaftet und vor Gericht gebracht, während Vorwürfe gegen hochrangige 
Politiker nicht untersucht wurden (HRW 29.1.2015). Die ICPC hält ein breites Mandat bezüglich der Verfolgung 
aller Formen von Korruption, während das EFCC auf Finanzdelikte beschränkt ist. Trotz ihres breiten Mandats 
hat die ICPC seit ihrer Gründung im Jahr 2000 erst 76 Verurteilungen erreicht. Immerhin führt der Vorsitzende 
der EFCC, Ibrahim Lamorde, Untersuchungen gegen 23 prominente öffentlich Bedienstete. Allerdings halten die 
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Beschuldigungen an, dass die EFCC nur solche Personen ins Visier nimmt, die bei der Regierung in Missgunst 
gefallen sind (USDOS 25.6.2015). 
 

Im Februar 2014 hat Präsident Goodluck Jonathan Nigerias Zentralbankchef und ausgewiesenen 
Korruptionsgegner Sanusi Lamido Sanusi suspendiert. Sanusi hatte der Regierung zuletzt offen Untätigkeit bei 
der Korruptionsbekämpfung vorgeworfen und auch der staatlichen Ölgesellschaft NNPC vorgeworfen, 20 
Milliarden US-Dollar veruntreut zu haben. Der Vorsitzende der Anti-Korruptionsorganisation Zero Corruption 
Coalition und Partner von Transparency International in Nigeria berichtet, dass die Suspendierung politisch 
motiviert sei, damit Sanusi nicht weitere Missstände im Land aufdecken könne (DW 21.2.2014; vgl. HRW 
29.1.2015). Im May 2014 hat Präsident Goodluck Jonathan Journalisten erzählt, dass die Anschuldigungen von 
Korruption gegen Mitglieder seines Kabinetts politisch motiviert sind, und dass die meisten Vorfälle nichts 
Weiteres als "gewöhnliches stehlen" seien (HRW 29.1.2015). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - AA - Auswärtiges Amt (6.2015b): Nigeria - Wirtschaft, http://www.auswaertiges-
amt.de/sid_3F520728A4894ACD7F861F33D62DF9E8/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Nigeri
a/Wirtschaft_node.html, Zugriff 18.2.2014 

 

 - DW - Deutsche Welle (21.2.2014): Nigerias Präsident schasst kritischen Zentralbankchef, 

http://www.dw.de/nigerias-pr%C3%A4sident-schasst-kritischen-zentralbankchef/a-17448134, Zugriff 12.5.2015 
 

 - FH - Freedom House (28.1.2015): Freedom in the World 2015 - Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/295273/430280_de.html, Zugriff 11.5.2015 

 

 - GIZ - Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (4.2015a): Nigeria - Geschichte und 
Staat, http://liportal.giz.de/nigeria/geschichte-staat.html, Zugriff 12.5.2015 

 

 - HRW - Human Rights Watch (29.1.2015): World Report 2015 - Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/295453/430485_de.html, Zugriff 12.5.2015 

 

 - HRW - Human Rights Watch (21.1.2014): World Report 2014 - Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/267713/395047_de.html, Zugriff 12.5.2015 

 

 - TI - Transparency International (2014): Corruption Perceptions Index 2014, 
http://www.transparency.org/cpi2014/results, Zugriff 12.5.2015 

 

 - USDOS - U.S. Department of State (25.6.2015): Country Report on Human Rights Practices 2014 - 
Nigeria, http://www.ecoi.net/local_link/306263/443535_de.html, Zugriff 30.6.2015 

 

Nichtregierungsorganisationen (NGOs) 
 

Neben der Nationalen Menschenrechtskommission (NHRC) gibt es eine Vielzahl von 
Menschenrechtsorganisationen, die sich grundsätzlich frei betätigen können (AA 28.11.2014; vgl. USDOS 
25.6.2015). Rund 42.000 nationale und internationale NGOs sind in Nigeria registriert; sie sind keinen 
gesetzlichen Beschränkungen unterworfen (ÖBA 7.2014). 
 

Sie beobachten die Menschenrechtslage, untersuchen Vorfälle und veröffentlichen ihre Erkenntnisse. 
Regierungsvertreter reagieren vereinzelt auf Vorwürfe (USDOS 25.6.2015; ÖBA 7.2014). Sie sind nach Art, 
Größe und Zielrichtung sehr unterschiedlich und reichen von landesweit verbreiteten Organisationen wie der 
CLO (Civil Liberties Organization), CD (Campaign for Democracy) und LEDAP (Legal Defense Aid Project), 
die sich in erster Linie in der Aufklärungsarbeit betätigen, über Organisationen, die sich vorrangig für die Rechte 
bestimmter ethnischer Gruppen einsetzen, und Frauenrechtsgruppen bis hin zu Gruppen, die vor allem konkrete 
Entwicklungsanliegen bestimmter Gemeinden vertreten. Auch kirchliche und andere religiös motivierte 
Gruppierungen sind in der Menschenrechtsarbeit aktiv (AA 28.11.2014). 
 

Quellen: 
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 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - ÖBA - Österreichische Botschaft Abuja (7.2014): Asylländerbericht Nigeria 
 

 - USDOS - U.S. Department of State (25.6.2015): Country Report on Human Rights Practices 2014 - 
Nigeria, http://www.ecoi.net/local_link/306263/443535_de.html, Zugriff 30.6.2015 

 

Ombudsmann 
 

Die Aufgaben der National Human Rights Commission (NHRC) sind Förderung und Schutz der Menschenrechte 
sowie Menschenrechtserziehung; und die Beobachtung der Menschenrechtslage (AA 28.11.2014; vgl. USDOS 
25.6.2015). Derzeit konzentriert sie sich u. a. Gewalt der Sicherheitskräfte, Diskriminierung im 
Wirtschaftsleben, Gewalt gegen Frauen sowie Menschenrechtsbildung und -aufklärung. Soweit sich die 
Kommission Einzelschicksalen annimmt, hat ihre Arbeit lediglich empfehlenden Charakter (AA 28.11.2014). 
Die NHRC verfügt über Niederlassungen in den sechs politischen Zonen des Landes. Sie veröffentlicht 
periodische Berichte über spezifische Menschenrechtsverletzungen (u.a. Folter oder Haftbedingungen) (USDOS 
25.6.2015). Die Kommission hat ihre Arbeit in den letzten Jahren intensiviert und verbessert und mit eigenen 
Berichten z.B. zu Menschenrechtsverletzungen im Nordosten wachsende Unabhängigkeit und steigendes 
Selbstbewusstsein bewiesen (AA 28.11.2014). Die Kommission ist mit einem eigenen Gesetz legitimiert und 
ihre Unabhängigkeit gesetzlich festgeschrieben (USDOS 25.6.2015). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - USDOS - U.S. Department of State (25.6.2015): Country Report on Human Rights Practices 2013 - 
Nigeria, http://www.ecoi.net/local_link/270637/399179_de.html, Zugriff 30.6.2015 

 

Allgemeine Menschenrechtslage 
 

Auch wenn sich die Menschenrechtssituation seit Amtsantritt der Zivilregierung 1999 zum Teil erheblich 
verbesserte, ist sie insgesamt sehr problematisch und hat sich im letzten Jahr eher verschlechtert (AA 6.2015). 
Im Jahr 2014 wurde die Menschenrechtslage von verstärkter Gewalt und Grausamkeiten der Boko Haram 
dominiert (HRW 29.1.2015). 
 

Die am 29.5.1999 in Kraft getretene Verfassung Nigerias enthält einen umfassenden Grundrechtskatalog. Dieser 
ist zum Teil jedoch weitreichenden Einschränkungen unterworfen. Das in Art. 33 der Verfassung gewährte 
Recht auf körperliche Unversehrtheit wird z.B. unter den Vorbehalt gestellt, dass die betroffene Person nicht bei 
der Anwendung legal ausgeübter staatlicher Gewalt zur "Unterdrückung von Aufruhr oder Meuterei" ihr Leben 
verloren hat (AA 28.11.2014). 
 

Schwierig bleiben die allgemeinen Lebensbedingungen, die durch Armut, Analphabetentum, Gewaltkriminalität, 
ethnische Spannungen, ein ineffektives Justizwesen und die Scharia-Rechtspraxis im Norden des Landes 
beeinflusst sind (AA 6.2015a). Im Berichtsjahr 2014 sind in den nord-zentralen Teilen des Landes mehr als 
1.200 Menschen bei kommunalen Ausschreitungen ums Leben gekommen (HRW 29.1.2015). Der Schutz von 
Leib und Leben der Bürger vor Willkürhandlungen durch Vertreter der Staatsmacht ist nicht gesichert, wie u.a. 
auch der im September 2014 und Juni 2015 veröffentlichte Bericht von Amnesty International über 
Menschenrechtsverletzungen durch das Militär und systematische Folterungen in Gefängnissen belegen (AA 
6.2015a). Insbesondere im Zusammenhang mit der Bekämpfung der Boko Haram werden den 
Sicherheitsbehörden zahlreiche extra-legale Tötungen, Folter und andere Menschenrechtsverletzungen 
vorgeworfen (HRW 29.1.2015). Auch das hohe Maß an Korruption wirkt sich negativ auf die Wahrung der 
Menschenrechte aus (AA 6.2015). 
 

Nigeria hat folgende internationale Menschenrechtsübereinkommen ratifiziert: Internationaler Pakt über 
bürgerliche und politische Rechte; Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte; 
Internationales Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung; Übereinkommen zur 
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (einschließlich Fakultativprotokoll); Übereinkommen 
gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe; 

Fakultativprotokoll zum Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Strafe; 
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Übereinkommen über die Rechte des Kindes (einschl. 

Fakultativprotokolle zu Kindern in bewaffneten Konflikten und zu Kinderhandel, -prostitution und -
pornografie); ILO-Übereinkommen über die schlimmsten Formen von Kinderarbeit; (Afrikanische) Charta der 
Menschenrechte und Rechte der Völker; Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (Genfer 
Flüchtlingskonvention); Römisches Statut des Internationalen Strafgerichtshofs; Konvention vom 9. Dezember 
1948 über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes; Internationales Übereinkommen zum Schutz der 
Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen; Internationales Übereinkommen zum Schutz 
aller Personen vor dem Verschwindenlassen (AA 28.11.2014; vgl. ÖBA 7.2014). 
 

Diese völkerrechtlichen Verpflichtungen wurden zum Teil nur lückenhaft in nationales Recht umgesetzt. Einige 
Bundesstaaten haben Vorbehalte gegen einige internationale Vereinbarungen geltend gemacht und verhindern 
regional eine Umsetzung. Selbst in Staaten, die grundsätzlich eine Umsetzung befürworten, ist häufig die 
Durchsetzung der garantierten Rechte nicht gewährleistet. In vielen Bereichen bleibt die Umsetzung der 
eingegangenen menschenrechtlichen Verpflichtungen deutlich hinter internationalen Standards zurück (AA 
28.11.2014). 
 

Die in den Jahren 2000/2001 eingeführten strengen strafrechtlichen Bestimmungen der Scharia haben zu keinem 
starken Anstieg von Menschenrechtsverletzungen geführt, die wenigen Steinigungsurteile wurden jeweils von 
einer höheren Instanz aufgehoben, auch Amputationsstrafen wurden in den letzten Jahren nach Kenntnis des 
Auswärtigen Amts nicht vollstreckt (AA 28.11.2014). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - AA - Auswärtiges Amt (6.2015a): Nigeria - Innenpolitik, http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Nigeria/Innenpolitik_node.html, Zugriff 18.2.2014 

 

 - HRW - Human Rights Watch (29.1.205): World Report 2015 - Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/295453/430485_de.html, Zugriff 12.5.2015 

 

 - ÖBA - Österreichische Botschaft Abuja (7.2014): Asylländerbericht Nigeria 
 

Meinungs- und Pressefreiheit 
 

Meinungs- und Pressefreiheit sind durch die Verfassung von 1999 garantiert und finden sich auch in der 
Verfassungswirklichkeit grundsätzlich wieder (AA 28.11.2014; vgl. FH 28.1.2015). Die Medien in Nigeria sind 
unabhängig, stark und frei. Jedoch sind sie nicht immun gegen Einschüchterungen und Schikanen, wenn es um 
das Veröffentlichen von Materialien geht, die die Behörden als wenig schmeichelhaft klassifizieren (HRW 
29.1.2015). 
 

Die nigerianischen Medien sind vielfältig (AA 6.2015c; vgl. FH 1.5.2014). Die Medienlandschaft Nigerias ist 
durch eine Fülle privater Tageszeitungen und Wochenmagazine, Radiostationen und auch Fernsehsender 
geprägt, die insgesamt breit und relativ frei zu politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Themen berichten 
(AA 28.11.2014; vgl. USDOS 25.6.2015; vgl. ÖBA 7.2014). Sie tragen wesentlich dazu bei, dass alle politischen 
Fragen des Landes offen und kritisch diskutiert werden können. Das Radio ist das wichtigste Medium in Nigeria. 
Qualität und Wirkungskreis von Presse und Medien werden allerdings durch schwierige Rahmenbedingungen 
beeinträchtigt (AA 6.2015c; vgl. FH 1.5.2014). 
 

Es kam auch zu Fällen der Einschränkung von Meinungs- und Pressefreiheit durch die Regierung (USDOS 
25.6.2015). Staatliche und private Akteure versuchen immer wieder, politische Kritik zu unterbinden oder 
Journalisten einzuschüchtern. Es kann zu Verhaftungen kommen (HRW 29.1.2015) - etwa in Zusammenhang 
mit der Berichterstattung zu sensiblen Themen wie Korruption und Sicherheit (USDOS 25.6.2015; vgl. FH 
28.1.2015). Es kommt immer wieder zur Verurteilung von Journalisten wegen "Diffamierung". Bundesgerichte 
versuchen, den Rechtsschutz für Journalisten auszubauen (FH 1.5.2014). Im Mai 2011 ist das bereits im April 
2007 verabschiedete Gesetz zur Informationsfreiheit (Freedom of Information Act) nach Abschluss des 
Gesetzgebungsverfahrens in Kraft getreten. Es garantiert jeder Person das Recht, auf Antrag Zugang zu 
amtlichen Informationen durch die Behörden zu erhalten. Die mit diesem Gesetz verbundenen Hoffnungen auf 
eine offenere Informationspolitik der Regierung haben sich aber bisher nicht erfüllt (AA 28.11.2014). 
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Journalisten werden auch durch Boko Haram bedroht, die Medienvertreter und Journalisten einschüchtert. Es 
kam auch zu Attentaten (FH 1.5.2014; vgl. USDOS 25.6.2015). 
 

Journalisten praktizieren Selbstzensur (USDOS 25.6.2015). Auch Bestechung und Korruption bleiben in der 
Medienindustrie ein Problem. Eine Studie aus dem Jahr 2009 in Lagos hatte ergeben, dass 61 Prozent der 184 
befragten Journalisten regelmäßig im Dienst "braune Umschläge" erhalten haben. Allerdings gaben 74 Prozent 
der Befragten an, dass derartige Geschenke nicht zu voreingenommener Berichterstattung führen würden. Dies 
könnte darin wurzeln, dass diese Form der Korruption derart verbreitet ist (FH 1.5.2014). Journalisten müssen 
grundsätzlich "motiviert" werden, um zu berichten. Reporter von Lokalzeitungen wie dem "Pointer" verlangen in 
der Regel Bargeld für Artikel (zwischen 50 und 100 Euro) (ÖBA 25.4.2013). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - AA - Auswärtiges Amt (6.2015c): Nigeria - Kultur- und Bildungspolitik, Medien, 

http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Nigeria/Kultur-
UndBildungspolitik_node.html, Zugriff 19.2.2014 
 

 - FH - Freedom House (1.5.2014): Freedom of the Press 2014 - Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/280246/410410_de.html, Zugriff 12.5.2015 

 

 - FH - Freedom House (28.1.2015): Freedom in the World 2015 - Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/295273/430280_de.html, Zugriff 12.5.2015 

 

 - HRW - Human Rights Watch (21.1.2014): World Report 2014 - Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/267713/395047_de.html, Zugriff 12.5.2015 

 

 - ÖBA - Österreichische Botschaft Abuja (7.2014): Asylländerbericht Nigeria 
 

 - ÖBA - Österreichische Botschaft Abuja (25.4.2013): 

Ergänzungsbericht per E-Mail 
 

 - USDOS - U.S. Department of State (25.6.2015): Country Report on Human Rights Practices 2014 - 
Nigeria, http://www.ecoi.net/local_link/306263/443535_de.html, Zugriff 30.6.2015 

 

Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit / Opposition 
 

Verfassung und Gesetze gewährleisten Vereinigungsfreiheit und die Regierung respektiert dieses Recht auch 
weitgehend in der Praxis. Dies hat zur Herausbildung einer lebendigen Zivilgesellschaft mit zahllosen NGOs 
geführt (AA 28.11.2014; vgl. USDOS 25.6.2015; ÖBA 7.2014). 
 

Auch die Versammlungsfreiheit wird durch die Verfassung garantiert. Allerdings wird die Versammlungsfreiheit 
tatsächlich oft nur eingeschränkt gewährleistet (AA 28.11.2014; vgl. USDOS 25.6.2015), da die 
Sicherheitsorgane häufig gegen politisch unliebsame Versammlungen einschreiten (AA 28.11.2014; vgl. FH 
28.1.2015). Die Regierung verbietet z.B. Versammlungen, welche ihrer Ansicht nach zu Unruhen führen 
könnten. In Gebieten mit Gewaltausbrüchen entscheiden Polizei und Sicherheitskräfte die Genehmigung von 
öffentlichen Versammlungen und Demonstrationen von Fall zu Fall. Bei der Auflösung von Demonstrationen 
wenden Sicherheitskräfte übermäßige Gewalt an, welche auch zu Todesopfern und Verletzten führt (USDOS 
25.6.2015). Im Juni 2014 kündigte die Polizei in der Hauptstadt an, dass jegliche Proteste im Zusammenhang mit 
den entführten Chibok-Mädchen verboten seien (FH 28.1.2015). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - FH - Freedom House (28.1.2015): Freedom in the World 2014 - Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/295273/430280_de.html, Zugriff 12.5.2015 
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 - ÖBA - Österreichische Botschaft Abuja (7.2014): Asylländerbericht Nigeria 
 

 - USDOS - U.S. Department of State (25.6.2015): Country Report on Human Rights Practices 2014 - 
Nigeria, http://www.ecoi.net/local_link/306263/443535_de.html, Zugriff 30.6.2015 

 

Religionsfreiheit 
 

Verfassung, Gesetze und Richtlinien sehen Religionsfreiheit vor. Die Regierung verhinderte jedoch nicht 
Inhaftierungen und Einschränkungen gegenüber religiösen Gruppen, die von einigen einzelstaatlichen- und 
lokalen Regierungsstellen ausgeübt wurden (USDOS 28.7.2014). Im Vielvölkerstaat Nigeria ist die 
Religionsfreiheit ein Grundpfeiler des Staatswesens. Die Bundesregierung achtet auf die Gleichbehandlung von 
Christen und Muslimen, zum Beispiel bei der Finanzierung von Gotteshäusern und Wallfahrten. Sie unterstützt 
den Nigerian Inter-Religious-Council, der paritätisch besetzt ist und die Regierung in Religionsangelegenheiten 
berät. Ähnliche Einrichtungen wurden auch in mehreren Bundesstaaten erfolgreich eingeführt (AA 28.11.2014). 
 

Die Umsetzung der verfassungsmäßig gesicherten Religionsfreiheit gestaltet sich schwierig (GIZ 4.2015b). 
Einzelne Bundesstaatsregierungen, Einzelpersonen und Gruppen außerhalb der Regierung verletzten manchmal 
das Gebot der Religionsfreiheit (USDOS 28.1.2014). In der Praxis bevorzugen Bundesstaaten in der Regel die 
jeweils durch die lokale Mehrheitsbevölkerung ausgeübte Religion (ÖBA 7.2014). 
 

Die Toleranz gegenüber anderen Glaubensgemeinschaften und religiösen Gruppen ist auf lokaler Ebene und in 
der Bevölkerung teilweise nur unzureichend ausgeprägt. Eine Ausnahme sind die Yoruba im Südwesten 
Nigerias, unter denen seit Generationen auch Mischehen zwischen Moslems und Christen verbreitet sind. In 
einigen Bundesstaaten ist die Lage der jeweiligen christlichen bzw. muslimischen Minderheit dagegen 
problematisch. Beispiel hierfür sind die Auseinandersetzungen zwischen alteingesessenen christlichen Gruppen 
und seit 1900 zugezogenen muslimischen Gruppen im zentralnigerianischen Jos im Januar 2010 und seit Januar 
2014, die zu blutigen Konfrontationen mit insgesamt über 1.000 Toten und mehreren hundert Verletzten führten. 
Hier wie anderswo liegen den lokalen religiösen Auseinandersetzungen jedoch vor allem wirtschaftliche, soziale 
und ethnische Konflikte zugrunde (AA 28.11.2014). Insgesamt gelingt es der Regierung nicht, kommunale 
Gewalt effektiv einzudämmen. Nur gelegentlich wurden Vergehen untersucht und Schuldige verurteilt (USDOS 
28.7.2014). 
 

Es gibt Berichte über gesellschaftliche Vergehen oder Diskriminierung aufgrund der religiösen Orientierung, des 
Glaubens oder aufgrund der Religionsausübung. Es kann zur Ächtung aber auch zur Bedrohung von Konvertiten 
- sowohl Christen als auch Muslime - kommen (USDOS 28.7.2014). 
 

Generell können jene Personen, die sich vor Problemen hinsichtlich der Religionsfreiheit oder vor Boko Haram 
fürchten, entweder staatlichen Schutz oder aber eine innere Relokationsmöglichkeit in Anspruch nehmen 
(UKHO 12.2013). Eine aktuelle und auf das gesamte Bundesgebiet von Nigeria bezogene Verfolgungsgefahr 
kann keinesfalls festgestellt werden (BVwG 25.2.2014). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - BVwG - Bundesverwaltungsgericht (25.2.2014): Erkenntnis 1438671-1, 
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Bvwg/BVWGT_20140225_1438671_1_00/BVWGT_20140225_1
438671_1_00.html, Zugriff 18.5.2015 

 

 - GIZ - Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (4.2015b): Nigeria - Gesellschaft, 
http://liportal.giz.de/nigeria/gesellschaft.html, Zugriff 13.5.2015 

 

 - ÖBA - Österreichische Botschaft Abuja (7.2014): Asylländerbericht Nigeria 
 

 - UKHO - United Kingdom Home Office (12.2013): Operational Guidance Note - Nigeria, 
http://www.refworld.org/docid/52a5b1ea4.html, Zugriff 18.5.2015 

 

 - USDOS - U.S. Department of State (28.7.2014): 2013 International Religious Freedom Report - Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/281964/412323_de.html, Zugriff 18.5.2015 

 

Religiöse Gruppen 
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In Nigeria sind rund 50 Prozent der Bevölkerung Muslime, 40-45 Prozent Christen und 5-10 Prozent Anhänger 
von Naturreligionen (CIA 13.5.2015; vgl. GIZ 4.2015b). Der Norden ist überwiegend muslimisch, der Süden 
überwiegend christlich bzw. "christlich-animistisch" (AA 28.11.2014). Allerdings gibt es im Norden, wo die 
moslemischen Hausa-Fulani überwiegen, auch signifikante Anteile christlicher Bevölkerung. In Zentralnigeria, 
in Abuja und in den südwestlichen Yoruba-Bundesstaaten halten sich die Anteile an Muslimen und Christen die 
Waage (USDOS 28.7.2014). 
 

Die Moslems sind größtenteils sunnitisch bzw. sufitisch. Die Minderheiten an Schiiten und Salafisten wachsen 
stetig (USDOS 28.7.2014). Zwei Strömungen des Islam sind vertreten: die Bruderschaft der Qadiriyya in Sokoto 
und der Tijaniyya, der alteingesessenen Hausa in Kano. Beide sind Varianten des sunnitischen Islam. Seit der 
nigerianischen Unabhängigkeit sind viele islamische Gemeinschaften entstanden, d.h. wie bei den Christen auch, 
passte sich der Islam den afrikanischen Traditionen u. a. mit der Entstehung neuer islamischer Sekten an (GIZ 
4.2015b). 
 

Das Christentum unterteilt sich in Katholiken (13 Prozent), Protestanten (15 Prozent) und synchretistische 
afrikanische Kirchengemeinschaften (17 Prozent) - einer Vermischung von traditionellen Religionen und 
Freievangelisten, meistens Mitglieder evangelikaler und pentekostaler Kirchen. Über tausend dieser neuen 
afrikanischen Kirchengemeinden mit mehreren Millionen Mitgliedern gibt es bereits in Nigeria, Tendenz 
steigend. Dabei sind die meisten dieser Kirchen stark profitorientiert (GIZ 4.2015b). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - CIA - Central Intelligence Agency (13.5.2015): The World Factbook 

 - Nigeria, 

https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/ni.html, Zugriff 18.5.2015 
 

 - GIZ - Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (4.2015b): Nigeria - Gesellschaft, 
http://liportal.giz.de/nigeria/gesellschaft.html, Zugriff 18.5.2015 

 

 - USDOS - U.S. Department of State (28.7.2014): 2013 International Religious Freedom Report - Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/281964/412323_de.html, Zugriff 18.5.2015 

 

Spannungen zwischen Muslimen und Christen 
 

Das Verhältnis zwischen Muslimen und Christen ist äußerst gespannt. Oft genügt ein geringer Anlass, um 
blutige Unruhen auszulösen. Ein auch nur annähernd in Verbindung gebrachter Vorfall im christlichen Süden 
gegen Muslime wird sofort Reaktionen im Norden hervorrufen, die immer wieder zum Tod von sogenannten 
Nichtgläubigen führen (Pogrome). Diese gehören mittlerweile zum politischen Alltagsgeschehen in Nigeria. Seit 
1999 sprechen die offiziellen Zahlen von über 10.000 Toten aufgrund von religiösen Unruhen. Die tatsächlichen 
Zahlen dürften um ein Vielfaches höher liegen (GIZ 4.2015b). In der Kategorie "physische Gewalt" gegen 
Christen aufgrund der Glaubenszugehörigkeit liegt Nigeria auf erster Stelle. Der Islamische Extremismus ist in 
Nigeria die wesentliche Triebkraft für Verfolgung, allerdings tragen auch "Exklusives Stammesdenken" und 
"Systematische Korruption" zur Verfolgung bei. Die Verfolgung von Christen in Nordnigeria wird meistens mit 
Boko Haram in Verbindung gebracht. Das Schema der Verfolgung ist insgesamt jedoch viel komplexer als eine 
reine Betrachtung der gewaltsamen Übergriffe und Ermordungen von Christen und gemäßigten Muslimen durch 
die militante islamistische Gruppe vermuten ließe. Das trifft besonders auf die 12 nördlichen Scharia-Staaten zu, 
in denen die örtlichen Behörden und die Gesellschaft den Christen kaum Raum zum Leben lassen (OD 2015). 
 

Auch wenn sich die meisten religiösen Führer beider Seiten für Toleranz und Mäßigung aussprechen, wurde 
berichtet, dass das wachsende Misstrauen zwischen christlichen und muslimischen Führern interreligiöse 
Bemühungen bedroht (USDOS 28.7.2014). 
 

In Nigeria sind drei Kategorien von Christen (historisch gewachsenen Kirchen, Evangelikale und Pfingstkirchen, 
und Gemeinden mit Christen muslimischer Herkunft) anzutreffen. Alle drei erleiden in den nördlichen Staaten 
Verfolgung. Besonders in den Scharia Staaten birgt die Hinwendung vom Islam zum Christentum große 
Gefahren und kann schwerwiegende Konsequenzen nach sich ziehen. Christen werden in den 
Ausbildungseinrichtungen oft als Bürger zweiter Klasse betrachtet und dementsprechend behandelt. Christliche 
Mädchen stehen ständig in der Gefahr, entführt und zwangsverheiratet zu werden. Laut Open Doors 
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Feldexperten haben einige der Scharia-Staaten sogar Organisationen zu dem Zweck der Entführung und 
Zwangsbekehrung von christlichen Mädchen gegründet (OD 2015). 
 

Das Maß an Gewalt ist in Nigeria weiter sehr hoch. Der von den internationalen Medien am meisten beachtete 
Vorfall war die Entführung von 276 Schülerinnen der staatlichen Oberschule in der vorwiegend christlichen 
Stadt Chibok im Bundesstaat Borno in der Nacht des 14. April 2014. Die Boko Haram bekannte sich zu den 
Entführungen. Es war bis dahin der größte Entführungsfall, allerdings erfolgten danach weitere gewaltsame 
Übergriffe, so dass Boko Haram etwa 4.000 Morde im Jahr 2014 zur Last gelegt werden; unter den Getöteten 
waren zahlreiche Christen. Auch wenn nicht ausreichend Daten zur Verfügung stehen, gehen konservative 
Schätzungen davon aus, dass Boko Haram seit Beginn ihres Auftretens mehr als 10.000 Menschen ermordet hat, 
wobei die deutliche Mehrheit Christen waren. Aus Zentralnigeria gibt es auch unterdessen Berichte, nach denen 
Viehhirten vom muslimischen Hausa-Fulani Stamm Tausende Christen mittels brutaler Gewalt vertrieben haben. 
Hiervon sind die Staaten Adamawa, Bauchi, Benue, FCT (Abuja), Kaduna, Nasarawa, Plateau und Taraba 
betroffen (OD 2015). Es gibt Berichte über die Flucht von Christen aus z.B. den Bundesstaaten Yobe und Borno. 
Die Menschen nennen als Gründe die Unsicherheit und die Gewalt (USDOS 28.7.2014). Jene Personen, die sich 
vor einer Verfolgung durch nichtstaatliche Akteure, wie Boko Haram, fürchten, sollten in der Lage sein, Schutz 
bei Behörden zu suchen oder eine innerstaatliche Relokationsmöglichkeit in Anspruch zu nehmen (UKHO 
12.2013; vgl. UKHO 9.6.2015). 
 

In den zwölf nördlichen Bundesstaaten, die in den Jahren 2000/2001 die strengen strafrechtlichen Bestimmungen 
der Scharia wiedereingeführt haben wird die Religionsfreiheit von Nicht-Muslimen in der Praxis teilweise 
beschränkt, da viele Verwaltungsvorschriften ohne Rücksicht auf die jeweilige Religionszugehörigkeit erlassen 
und durchgesetzt werden (z.B. Verbot des gemischten Schulunterrichts, Verbot des Alkoholgenusses, 
Geschlechtertrennung in öffentlichen Verkehrsmitteln, Neubau von Kirchen etc.). Der Bundesstaat Kano führte 
im Mai 2007 die Pflicht zum Tragen islamischer Schulkleidung für alle Schülerinnen und Schüler, also auch für 
Angehörige der christlichen Minderheit, ein. Grundsätzlich gilt allerdings das Scharia-Recht nur für Muslime 
(AA 28.11.2014). Personen, die Angst vor der Scharia-Gerichtsbarkeit haben, haben auch das 
verfassungsmäßige Recht, dass ihre Fälle im formalen Rechtssystem behandelt werden. Personen, die Angst vor 
Hisbah-Gruppen (lokale Scharia-Gruppen in Nordnigeria) haben, können eine innerstaatliche Fluchtalternative in 
Gebieten in Anspruch nehmen, wo diese Gruppen nicht tätig sind oder keinen Einfluss haben (UKHO 12.2013). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - GIZ - Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (4.2015b): Nigeria - Gesellschaft, 
http://liportal.giz.de/nigeria/gesellschaft.html, Zugriff 18.5.2015 

 

 - OD - Open Doors (2015): Weltverfolgungsindex 2015 - Wo Christen am stärksten verfolgt werden, 

https://www.opendoors.de/downloads/wvi/pdf_wvi2015.pdf, Zugriff 18.5.2015 
 

 - UKHO - United Kingdom Home Office (12.2013): Operational Guidance Note - Nigeria, 
http://www.refworld.org/docid/52a5b1ea4.html, Zugriff 18.5.2015 

 

 - UKHO - United Kingdom Home Office (9.6.2015): Country Information and Guidance Nigeria: 
Background information, including actors of protection, and internal relocation, 
http://www.ecoi.net/file_upload/1226_1433946172_nigeria-cig-background-information-v1-0-15-06-
09-pdf-version.pdf, Zugriff 1.7.2015 

 

 - USDOS - U.S. Department of State (28.7.2014): 2013 International Religious Freedom Report - Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/281964/412323_de.html, Zugriff 18.5.2015 

 

Ethnische Minderheiten 
 

Diskriminierungen aufgrund der Zugehörigkeit zu einer bestimmten Ethnie sind durch die Verfassung verboten 
(AA 28.11.2014). Um die nationale Einheit zu fördern, besagt das Gesetz, dass bei der Besetzung von 
Regierungen auf allen Ebenen (Bund, Bundesstaat, LGA) die Diversität berücksichtigt werden soll (USDOS 
25.6.2015). Die Zusammensetzung der Regierung spiegelt einen fein austarierten Proporz zwischen den 
verschiedenen Ethnien wider (AA 28.11.2014). Allerdings gestaltet sich die Berücksichtigung aller Gruppen als 
schwierig (USDOS 25.6.2015). 
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Außerdem unterscheidet die Verfassung bei der Bevölkerung in den Bundesstaaten zwischen "Einheimischen" 
("indigenous") und "Zuwanderern" ("settlers"). Diese Unterscheidung sollte ursprünglich die einheimische 
Bevölkerung schützen, hat aber angesichts der wachsenden Mobilität auch in der nigerianischen Bevölkerung 
immer weniger Sinn (AA 28.11.2014). Zwar hätten nämlich alle Staatsbürger prinzipiell das Recht in jedem Teil 
des Landes zu leben, doch diskriminieren Bundes- und Bundesstaatsgesetze jene ethnischen Gruppen, die an 
ihrem Wohnsitz nicht eigentlich indigen sind (USDOS 25.6.2015; vgl. ÖBA 7.2014). In einigen Bundesstaaten 
ist die Lage von Minderheiten deshalb problematisch, zumal selbst den Nachfahren der Zuwanderer, die häufig 
gleichzeitig einer anderen Ethnie als die einheimische Bevölkerung angehören, regelmäßig die Teilnahme an 
Wahlen (aktiv wie passiv) verwehrt wird und sie nur eingeschränkten Zugang zu Ressourcen wie etwa 
Subventionen und öffentlichen Aufträgen, Arbeits-, Ausbildungs- und Studienplätzen haben (AA 28.11.2014). 
Manchmal werden Einzelpersonen sogar dazu veranlasst, in die ursprüngliche Heimat ihrer Ethnie 
zurückzukehren, obwohl sie dorthin keinerlei persönliche Verbindungen mehr haben. Fallweise werden derartige 
Rückkehrbewegungen durch Drohungen seitens Bundesstaats- und LGA-Regierungen ausgelöst, durch 
Diskriminierung am Arbeitsmarkt oder durch die Zerstörung von Häusern. Jene, die trotzdem am Wohnort 
verbleiben, sind manchmal weiterer Diskriminierung ausgesetzt (Verweigerung von Stipendien, Ausschluss 
einer Anstellung beim öffentlichen Dienst). Dies betrifft beispielsweise die Hausa/Fulani im Bundesstaat Plateau 
(USDOS 25.6.2015). 
 

Angehörige aller ethnischen Gruppen praktizieren Diskriminierung, vor allem hinsichtlich der Anstellung im 
privaten Sektor und bezüglich der Trennung in urbanen Gebieten. Zwischen einigen Gruppen existieren 
historisch verwurzelte Spannungen (USDOS 25.6.2015). Nigeria hat eine lange und traurige Geschichte 
kommunaler Konflikte und ethnisch-religiöser Gewalt. Seit der Rückkehr der Demokratie im Jahr 1999 gibt es 
beispielsweise im Plateau State in Nigerias "Middle Belt? regelmäßig Ausbrüche blutiger Auseinandersetzungen 
zwischen unterschiedlichen Gruppen. Ebenso gibt es Unruhen in den nördlichen Städten Kaduna und Kano und 
seit mehreren Jahrzehnten wiederkehrende Konflikte im Tafawa Balewa District in Bauchi (KAS 12.7.2013). 
Das häufige Aufflackern von gewalttätigen Auseinandersetzungen ist also kennzeichnend für das oft schwierige 
Zusammenleben von Mehrheitsethnie und Minderheiten, insbesondere in Plateau State. Die Konflikte sind 
vordergründig religiös, tatsächlich aber häufig ethnisch, politisch bzw. wirtschaftlich motiviert (AA 28.11.2014). 
Vorfälle kommunaler Gewalt zwischen ethnischen Gruppen im Middle Belt führten im Jahr 2013 zu über 400 
Todesopfern und zur Vertreibung tausender Menschen und zur Zerstörung von Eigentum. Ethno-religiöse 
Gewalt wird oft durch Landstreitigkeiten ausgelöst. So kamen z.B. bei drei verschiedenen Vorfällen im März 
2014 im Bundesstaat Benue mehr als 99 Personen ums Leben. Konflikte über Landnutzungsrechte gibt es auch 
zwischen den Tiv, Kwalla, Jukun, Fulani und Azara in den Bundesstaaten Nasarawa, Benue und Taraba. Die 
Regierung reagiert auf Spannungen zwischen Ethnien üblicherweise mit einer Konzentration an 
Sicherheitskräften. Die National Orientation Agency organisiert Konferenzen, um die Toleranz zu fördern 
(USDOS 25.6.2015). 
 

Im Niger-Delta ist die Lage der Minderheiten seit Beginn der Ölförderung vor 50 Jahren kritisch. Die dortige 
Bevölkerung klagt über jahrzehntelange Benachteiligung sowie kaum vorhandene Infrastruktur und 
Bildungseinrichtungen. Korruption, insbesondere auf Ebene der Bundesstaaten, hat zu einer besorgniserregenden 
Vernachlässigung der Region geführt (AA 28.11.2014). 
 

Diskriminiert werden auch Albinos, die als Unglück erachtet werden. Sie werden manchmal bei der Geburt 
weggelegt, andere für Hexerei-Zwecke ermordet (USDOS 25.6.2015; vgl. OHCHR 14.3.2014). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - KAS - Konrad Adenauer Stiftung (12.7.2013): Unsicherheit in Nigeria, 

http://www.kas.de/wf/doc/kas_34967-544-1-30.pdf?130716165200, Zugriff 21.5.2015 
 

 - ÖBA - Österreichische Botschaft Abuja (7.2014): Asylländerbericht Nigeria 
 

 - OHCHR - UN Office of the High Commissioner for Human Rights (14.3.2014): Remarks By The High 
Commissioner For Human Rights At A Press Conference During Her Mission To Nigeria, 
http://www.ecoi.net/local_link/271987/400697_de.html, Zugriff 21.5.2015 

 

 - USDOS - U.S. Department of State (25.6.2015): Country Report on Human Rights Practices 2014 - 
Nigeria, http://www.ecoi.net/local_link/306263/443535_de.html, Zugriff 30.6.2015 
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Minderheitengruppen 
 

In Nigeria gibt es je nach Schätzung mehr als 250 (AA 28.11.2014; vgl. ÖBA 7.2014) oder sogar mehr als 500 
Ethnien (IOM 8.2014). Keine dieser Gruppen stellt landesweit eine Mehrheit. Die drei größten ethnischen 
Gruppen, die in der Summe rund zwei Drittel der Gesamtbevölkerung ausmachen, sind die Hausa/Fulani im 
Norden, die Yoruba im Südwesten und die Igbo im Südosten. Eine vierte große, durch den Konflikt im Niger-
Delta ins Zentrum der öffentlichen Aufmerksamkeit gerückte Ethnie, die Ijaw, der auch Präsident Jonathan 
angehört, lebt überwiegend in den ölreichen Regionen des Deltas (AA 28.11.2014). Zu den weiteren großen 
Gruppen zählen Tiv, Ibibio, Ijaw, Kanuri, Nupe, Gwari, Igala, Jukun, Idoma, Fulani, Itsekiri, Edo, Urhobo (IOM 
8.2014). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - IOM - International Organization for Migration (8.2014): Nigeria - Country Fact Sheet, 

https://milo.bamf.de/milop/livelink.exe/fetch/2000/702450/698578/704870/698704/8628861/17247436/1729790
5/Nigeria_-_Country_Fact_Sheet_2014%2C_deutsch.pdf?nodeid=17298000&vernum=-2, Zugriff 21.5.2015 
 

 - ÖBA - Österreichische Botschaft Abuja (7.2014): Asylländerbericht Nigeria 
 

Bewegungsfreiheit 
 

Die Verfassung sowie weitere gesetzliche Bestimmungen gewährleisten Bewegungsfreiheit im gesamten Land 
sowie Auslandsreisen, Emigration und Wiedereinbürgerung. Allerdings schränken Sicherheitsbeamte die 
Bewegungsfreiheit durch Ausgangssperren ein. Dies betrifft v.a. die Bundesstaaten Borno, Yobe und Adamawa. 
Auch in den Bundesstaaten Bauchi, Kano, Kaduna, Kogi und Plateau wird durch Ausgangssperren die 
Bewegungsfreiheit immer wieder eingeschränkt. Es gibt auch weiterhin illegale Straßensperren und 
Kontrollpunkte, bei welchen Polizisten Geld von Reisenden verlangen. Sicherheitsbeamte wenden weiterhin 
übermäßige Gewalt an Kontrollpunkten und Straßensperren an (USDOS 25.6.2015). 
 

Bürger dürfen sich in jedem Teil des Landes niederlassen (USDOS 25.6.2015). Prinzipiell sollte es einer Person, 
die von nicht-staatlichen Akteuren verfolgt wird oder die sich vor diesen fürchtet, in einem großen Land wie 
Nigeria möglich sein, eine interne Relokation in Anspruch zu nehmen. Natürlich müssen die jeweiligen 
persönlichen Umstände beachtet werden (UKHO 12.2013; vgl. UKHO 9.6.2015). Es ist festzustellen, dass in den 
vergangenen Jahrzehnten eine fortgesetzte Durchmischung der Wohnbevölkerung auch der "Kern"-Staaten der 
drei Hauptethnien (Hausa, Yoruba, Igbo) durch Wanderungsbewegungen sowie aufgrund inter-ethnischer Heirat 
stattgefunden hat. So ist insbesondere eine starke Nord-Südwanderung, mit den sichtbaren Zeichen von vielen 
neuen Moscheen, feststellbar, wodurch Metropolen wie Lagos heute weitgehend durchmischt sind. Es bestehen 
daher innerstaatliche Fluchtalternativen (ÖBA 7.2014). 
 

Grundsätzlich besteht in vielen Fällen die Möglichkeit, staatlicher Verfolgung oder Repressionen Dritter durch 
Umzug in einen anderen Teil des Landes auszuweichen. Dies kann allerdings mit gravierenden wirtschaftlichen 
und sozialen Problemen verbunden sein, wenn sich Einzelpersonen an einen Ort begeben, in dem keine 
Mitglieder ihrer Familie bzw. erweiterten Verwandtschaft oder der Dorfgemeinschaft leben: Angesichts der 
anhaltend schwierigen Wirtschaftslage und der Bedeutung großfamiliärer Bindungen in der nigerianischen 
Gesellschaft ist es für viele Menschen praktisch unmöglich, an Orten, in denen kein solches soziales Netz 
besteht, erfolgreich Fuß zu fassen. Für alleinstehende Frauen besteht zudem die Gefahr, bei einem Umzug in die 
Großstadt von der eigenen Großfamilie keine wirtschaftliche Unterstützung mehr zu erhalten. Mit dem Umzug 
geht regelmäßig ein weitreichender Verlust der Bürgerrechte einher, da die meisten Bundesstaaten Zuwanderer 
aus anderen Gebieten von politischer Teilhabe und staatlichen Unterstützungen ausschließen (AA 28.11.2014). 
 

Lokale Regierungen diskriminieren regelmäßig ethnische Gruppen, die in ihrem Gebiet nicht einheimisch sind. 
Dies nötigt gelegentlich Personen dazu, in jene Regionen zurückzukehren, aus denen ihre ethnische Gruppe 
abstammt. Bundesstaats- und Lokalregierungen bedrohen und diskriminieren manchmal Angehörige nicht 
indigener Ethnien, damit diese wegziehen. Es kommt auch zur Zerstörung von Wohngebäuden (USDOS 
25.6.2015). 
 

Quellen: 
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 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - ÖBA - Österreichische Botschaft Abuja (7.2014): Asylländerbericht Nigeria 
 

 - UKHO - United Kingdom Home Office (12.2013): Operational Guidance Note - Nigeria, 
http://www.refworld.org/docid/52a5b1ea4.html, Zugriff 2.6.2015 

 

 - UKHO - United Kingdom Home Office (9.6.2015): Country Information and Guidance Nigeria: 
Background information, including actors of protection, and internal relocation, 
http://www.ecoi.net/file_upload/1226_1433946172_nigeria-cig-background-information-v1-0-15-06-
09-pdf-version.pdf, Zugriff 1.7.2015 

 

 - USDOS - U.S. Department of State (25.6.2015): Country Report on Human Rights Practices 2014 - 
Nigeria, http://www.ecoi.net/local_link/306263/443535_de.html, Zugriff 30.6.2015 

 

Binnenflüchtlinge (IDPs) und Flüchtlinge 
 

IOM berichtet, dass es 1.491.706 IDPs, rund 194.145 Haushalte, aus den Gegenden Adamawa, Bauchi, Borno, 
Gombe, Taraba und Yobe gibt. IOM erstellte in Zusammenarbeit mit der Regierung eine Displacement Tracking 
Matrix (DTM), damit nationale und staatliche Akteure ein umfassendes System für die Erfassung und 
Verbreitung von Daten über die Binnenvertriebenen herstellen können. Die DTM-Teams bestehen aus Vertretern 
der National Emergency Management Agency (NEMA), State Emergency Management Agency (SEMA), 
Nigerian Red Cross Society (NRCS) und IOM. Die DTM-Ergebnisse zeigen, dass 57 Prozent der IDPs im 
Nordosten Nigerias Kinder sind. 52 Prozent der IDPs sind Frauen und Mädchen, während 48 Prozent Männer 
und Buben sind. 94 Prozent der IDPs, die durch DTM identifiziert wurden, sind aufgrund der Aufstände 
geflohen und die überwiegende Mehrheit (89 Prozent) wohnt bei Aufnahmegemeinden (IOM 1.5.2015). IDMC 
(Internal Displacement Monitoring Centre) schätzt die gesamte IDP-Zahl etwa auf 1,538,982 Menschen. Diese 
Zahl beinhaltet jene Menschen, die infolge der brutalen Angriffe durch die islamistische Gruppe Boko Haram im 
Nordosten Nigerias, die von der Regierung geführte Aufstandsbekämpfung, interkommunale Zusammenstöße 
und Naturkatastrophen vertrieben wurden (IDMC 4.2015). 
 

Jedenfalls gab es aufgrund der anhaltenden Attacken der Boko Haram und der daraus resultierenden Reaktionen 
der Regierungskräfte Fluchtbewegungen innerhalb des Nordens und aus dem Norden in den Süden. Aus den drei 
Bundesstaaten, die den Notstand erklärt haben, gab es einen Exodus. Die Flüchtlinge suchen meist bei Familie 
oder anderen Gemeinden Unterschlupf und werden nicht von der Regierung unterstützt. Ethnische Streitigkeiten 
über Land und politische Macht führten zu Gewalt in Benue, Taraba und Nasarawa und damit auch zur 
Vertreibung von hunderten Personen (USDOS 25.6.2015). 
 

Reuters berichtet, dass seitdem die nigerianische Armee Teile im Nordosten Nigerias von der Boko Haram 
befreit hat, einige der 1,5 Millionen IDPs begonnen haben zurückzukehren. Tausende sind jedoch einer ernsten 
Nahrungsmittelknappheit ausgesetzt (Reuters 10.5.2015). 
 

Gemäß UN OCHA versuchen das nigerianische Rote Kreuz, das IKRK, der UN Bevölkerungsfonds und die 
Regierungsagenturen NEMA und SEMA die IDPs zu unterstützen (IRIN 14.3.2014). Im November 2014 hatten 
das IKRK und das nigerianische Rote Kreuz Nahrungsmittel und andere Haushaltsnotwendigkeiten an mehr als 
50.000 IDPs, die unter schwierigen Bedingungen in Maiduguri leben, verteilt. Während des Jahres 2014 hat das 
IKRK 880 Witwen, die ihre Männer im Konflikt verloren haben, in Maiduguri monatlich mit Nahrung versorgt 
(ICRC 5.11.2014). 
 

Für Vertreibungen gibt es in Nigeria zahlreiche Ursachen: 

Grenzstreitigkeiten, ethnische und kommunale Gewalt, lokale politische Gewalt, Enteignungen, Konflikte im 
Nigerdelta und in Plateau, Angriffe der Boko Haram im Norden, den Kampf der Regierung gegen Extremisten, 
die Verschiebung der nomadischen Weidegebiete im Zuge des Klimawandels, Überschwemmungen und anderen 
Naturkatastrophen; die Reaktionen der Regierung sind ungleich und vom betroffenen Bundesstaat abhängig. Die 
National Commission for Refugees, Migrants, and Internally Displaced Persons (NCRMIDP) hat aber nicht 
ausreichend Budget, um den Bedürfnissen nachzukommen. Auch die entsprechenden Ressourcen von Bundes- 
und Bundesstaatseinrichtungen sind unzureichend (USDOS 25.6.2015). 
 

Die Regierung kooperierte mit dem UNHCR und anderen humanitären Organisationen, um Flüchtlinge und 
Asylwerber zu unterstützen (USDOS 25.6.2015; vgl. AA 28.11.2014). Die zuständige Behörde ist die 
NCRMIDP und die NEMA. Das Eligibility Committee, in welchem der UNHCR als Beobachter vertreten ist, ist 
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für die Gewährung des Flüchtlingsstatus, für Asyl und Rückführung zuständig. Laut UNHCR beherbergt Nigeria 
1.574 anerkannte Flüchtlinge und 908 Asylwerber. Die Personen stammen hauptsächlich aus Kamerun und der 
DR Kongo. Einigen hunderten weiteren Personen wurde subsidiärer Schutz gewährt (USDOS 25.6.2015). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - ICRC - International Committee of the Red Cross (5.11.2014): 

Nigeria: Aid for more than 50,000 violence-displaced people in north-east, 

https://www.icrc.org/en/document/nigeria-aid-more-50000-violence-displaced-people-north-east, Zugriff 
8.6.2015 
 

 - IDMC - Internal Displacement Monitoring Centre (4.2015): Nigeria IDP Figures Analysis, 

http://www.internal-displacement.org/sub-saharan-africa/nigeria/figures-analysis, Zugriff 2.6.2015 
 

 - IOM - International Organization for Migration (1.5.2015): 

Nigeria, 

http://nigeria.iom.int/over-14-million-now-displaced-six-states-northeast-nigeria, Zugriff 2.6.2015 
 

 - IRIN - Integrated Regional Information Network (14.3.2014): 

Humanitarian response gap grows in northern Nigeria, http://www.ecoi.net/local_link/271781/400460_de.html, 
Zugriff 2.6.2015 
 

 - Reuters (10.5.2015): After surviving Boko Haram, returnees face hunger in Nigerian towns, 

http://www.reuters.com/article/2015/05/10/us-nigeria-violence-idUSKBN0NV0XZ20150510, Zugriff 12.6.2015 
 

 - USDOS - U.S. Department of State (25.6.2015): Country Report on Human Rights Practices 2014 - 
Nigeria, http://www.ecoi.net/local_link/306263/443535_de.html, Zugriff 30.6.2015 

 

Grundversorgung/Wirtschaft 
 

Das solide Wirtschaftswachstum der letzten Jahre (6 bis 8 Prozent) war neben den positiven Entwicklungen in 
den Banken-, Telekommunikations- und Agrarsektoren auch auf die hohen Öleinnahmen zurückzuführen, die in 
den letzten Monaten allerdings stark zurückgegangen sind. Der für solche Fälle eingerichtete Excess Crude 
Account, in dem die Regierung einen Teil der Einnahmen aus dem Ölexport zurücklegt, ist inzwischen 
weitgehend aufgebraucht. Im Mai 2011 hat die Regierung außerdem den Staatsfonds Sovereign Wealth Fund 
geschaffen, der sich ebenfalls aus Öleinnahmen speist und zur Finanzierung wichtiger Infrastrukturmaßnahmen 
dienen soll (AA 6.2015b). Ab 2004 nutzte Nigeria den Ölgewinn, um seine Schulden zu bezahlen. Im Rahmen 
der wirtschaftlichen Reformen der Regierung Obasanjo konnte das Land 2005 mit dem Pariser Club, also den 
internationalen Gläubigern einen Schuldenerlass um 18 Mrd. US-Dollar von insgesamt 30 Mrd. US-Dollar 
aushandeln. Im Gegenzug zahlte die nigerianische Regierung 12 Mrd. US-Dollar zurück. Damit ist Nigeria das 
erste afrikanische Land, das gegenüber dem Pariser Club schuldenfrei geworden ist (GIZ 4.2015c). 
 

Seit 2014 gilt Nigeria als die größte Volkswirtschaft Afrikas. Laut einer im April 2014 veröffentlichten Statistik 
des National Bureau of Statistics (NBS) übertraf Nigeria das Bruttoinlandsprodukt Südafrikas. Die zentralen 
Treibkräfte der nigerianischen Wirtschaft, die als Grundlage dieser Berechnung dienten, sind - neben der 
Ölindustrie - die Unterhaltungsindustrie (Nollywood), die Informationstechnologie und der Handel. Mit einem 
Wachstum des BIP von mehr als 6% im Jahr gehört Nigeria zu den am schnellsten wachsenden 
Volkswirtschaften des Kontinents (GIZ 4.2015c; vgl. AA 6.2015b). 
 

Nigeria ist der zehntgrößte Erdölproduzent der Welt und der größte Erdölproduzent Afrikas. Über 70% der 
Staatseinnahmen und 90% der Exporterlöse stammen aus der Erdöl- und Erdgasförderung. Neben den Erdöl- und 
Erdgasvorkommen verfügt Nigeria über umfangreiche natürliche Ressourcen (z.B. Zinn, Eisen-, Blei-, und 
Zinkerz, Kohle, Kalk, Gesteine und Posphat), die gesamtwirtschaftlich gesehen jedoch von geringer Bedeutung 
sind (GIZ 4.2015c) und 14 Prozent des Bruttoinlandprodukts generieren sich aus den Erdölgeschäften (AA 
6.2015b). 
 

Neben der Öl- und Gasförderung sind der (informelle) Handel und die Landwirtschaft von Bedeutung, die dem 
größten Teil der Bevölkerung eine Subsistenzmöglichkeit bietet (AA 28.11.2014). Der Reichtum Nigerias ist das 
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Öl, doch über 60 Prozent der Nigerianer sind in der Landwirtschaft beschäftigt. In ländlichen Gegenden beträgt 
der Anteil über 90 Prozent (AA 6.2015b). Der Sektor erwirtschaftete 2013 etwa 35,4 Prozent des BIP. Produziert 
werden Nahrungsmittel für den Eigenbedarf sowie Kakao, Erdnüsse, Kautschuk, Cassava, Yam für den Export 
(GIZ 4.2015c). Nigeria ist Afrikas größter Yam- und Augenbohnenproduzent und der weltweit größte Produzent 
von Maniok (Kassava) (AA 6.2015b). 
 

Über 95 Prozent der landwirtschaftlichen Produktion kommt von kleinen Anbauflächen - in der Regel in 
Subsistenzwirtschaft - mit Größen von einem bis 5 Hektar (AA 6.2015b). Neben Millionen von Kleinbauern gibt 
es Großfarmen. In den letzten Jahren wuchs dieser Sektor mit 10 Prozent überdurchschnittlich, denn die 
Förderung der Landwirtschaft mittels finanzieller und technischer Anreize (Produktivitätssteigerung mittels 
Düngermittel und Ausbau des Transportnetzwerkes) stand im Mittelpunkt von Wirtschaftsreformen der 
Regierung (GIZ 4.2015c). Die Maisproduktion wurde - durch Einwirken der Regierung - kräftig ausgeweitet. 
Die unterentwickelte Landwirtschaft ist nicht in der Lage, den inländischen Nahrungsmittelbedarf zu decken. 
Dabei ist das Potenzial der nigerianischen Landwirtschaft bei Weitem nicht ausgeschöpft (AA 6.2015b). Eine 
Lebensmittelknappheit war in fast ganz Nigeria aufgrund des günstigen Klimas und der hohen agrarischen 
Tätigkeit so gut wie nicht existent, in vereinzelten Gebieten im äußersten Norden Nigerias (Grenzraum zur 
Republik Niger) gestaltet sich die Landwirtschaft durch die fortschreitende Desertifikation schwierig. Experten 
schließen aufgrund der Wetterbedingungen aber auch aufgrund der Flüchtlingsbewegungen als Folge der 
Attacken durch Boko Haram Hungerperioden für die nördlichen, insbesondere nordöstlichen Bundesstaaten 
nicht mehr aus. (ÖBA 7.2014). 
 

Der Industriesektor (Stahl, Zement, Düngemittel) macht nur 23,7 Prozent des BIP aus. Neben der Verarbeitung 
von Erdölprodukten werden Nahrungs- und Genussmittel, Farben, Reinigungsmittel, Textilien, Brennstoffe, 
Metalle und Baumaterial produziert (GIZ 4.2015c). Haupthindernis für die industrielle Entfaltung ist die 
unzureichende Infrastrukturversorgung (Energie und Transport) (GIZ 4.2015c; vgl. AA 28.11.2014). Von 
insgesamt 200.000 Straßenkilometer landesweit sind ca. 50 Prozent instandsetzungsbedürftig. Die 
Eisenbahnlinie Lagos-Kano (ca. 1.300 km) wurde 2013 mit chinesischer Hilfe modernisiert (GIZ 4.2015c). 
 

Die Einkommen sind in Nigeria höchst ungleich verteilt (BS 2014). Mehr als zwei Drittel der Bevölkerung leben 
in absoluter Armut (BS 2014; vgl. AA 28.11.2014) und vom informellen Handel sowie (Subsistenz-) 
Landwirtschaft. Die Wirtschaftsreformen der letzten Jahre haben zwar zu einer makroökonomischen 
Konsolidierung geführt - Nigerias Wirtschaft setzte auch 2013 ihr robustes Wirtschaftswachstum von ca. sieben 
Prozent fort - aber die Lage der breiten Bevölkerung noch nicht verbessert (AA 28.11.2014). 
 

Mindestens 20 Millionen junge Menschen sind arbeitslos. Der Staat und die Bundesstaaten haben nur zögerlich 
damit begonnen, diesbezüglich Programme umzusetzen. Die Resultate sind dürftig (BS 2014). Der Mangel an 
lohnabhängiger Beschäftigung führt dazu, dass immer mehr Nigerianer in den Großstädten Überlebenschancen 
im informellen Wirtschaftssektor als "self-employed" suchen. Die Massenverelendung nimmt seit Jahren 
bedrohliche Ausmaße an (GIZ 4.2015b). 
 

Verschiedene Studien haben ergeben, dass mehr als 80 Prozent der arbeitsfähigen Bevölkerung Nigerias 
arbeitslos sind und dass 60 Prozent der Arbeitslosen Abgänger der Haupt- oder Mittelschule ohne 
Berufsausbildung sind (IOM 8.2014). Offizielle Statistiken über Arbeitslosigkeit gibt es aufgrund fehlender 
sozialer Einrichtungen und Absicherung nicht. Die Großfamilie unterstützt beschäftigungslose Angehörige. Es 
kann allgemein festgestellt werden, dass in Nigeria eine zurückgeführte Person, die in keinem privaten Verband 
soziale Sicherheit finden kann, keiner lebensbedrohlichen Situation überantwortet wird und ihre existenziellen 
Grundbedürfnisse aus selbstständiger Arbeit sichern kann, insbesondere dann, wenn Rückkehrhilfe angeboten 
wird (ÖBA 7.2014). 
 

Generell wird die Last für Alter, Krankheit, Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung vom Netz der Großfamilie 
und vom informellen Sektor getragen. Nur Angestellte des öffentlichen Dienstes, des höheren Bildungswesens 
sowie von staatlichen, teilstaatlichen oder großen internationalen Firmen genießen ein gewisses Maß an sozialer 
Sicherheit. Die überwiegende Mehrheit der Nigerianer ist im informellen Arbeitsmarkt tätig und bekommt somit 
keine Pension. Von der arbeitenden Bevölkerung, die etwa 80 Millionen Menschen beträgt, sind etwa 6 
Millionen bei irgendeiner Altersvorsorge registriert (TE 25.10.2014). Bis September 2012 waren nur 5,2 
Millionen Nigerianer beim Contributory Pension System registriert, lediglich 55.000 Pensionisten erhielten 
Auszahlungen (BS 2014). Dies versucht die Regierung zu ändern und im Juli 2014 gab es eine neue 
Gesetzesreform (TE 25.10.2014). 
 

Programme zur Armutsbekämpfung gibt es sowohl auf Länderebene, die State Economic Empowerment 
Strategy (SEEDS), als auch auf lokaler Ebene, die Community Economic Empowerment and Development 
Strategy (CEEDS). Zahlreiche NGOs im Land sind in den Bereichen Armutsbekämpfung und Nachhaltige 
Entwicklung aktiv. Frauenorganisationen, von denen Women In Nigeria (WIN) die bekannteste ist, haben im 
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traditionellen Leben Nigerias immer eine wichtige Rolle gespielt. Auch Nigerianer, die in der Diaspora leben, 
engagieren sich für die Entwicklung in ihrer Heimat (GIZ 4.2015c). Geldtransfers und Investitionen der im 
Ausland lebenden Nigerianer tragen wesentlich zur Unterstützung der Wirtschaft bei (AA 28.11.2014). 
 

Heimkehrer können gegen Gebühr eine Wohnung in jeder Region Nigerias mieten. Es gibt keine speziellen 
Unterkünfte für Heimkehrer. Reintegrationshilfe kann durch Regierungsprogramme wie etwa NDE, NAPEP, 
NAPTIP, COSUDOW, UBE, SMEDAN, NACRDB erhalten werden und nichtstaatliche Organisationen wie 
etwa die Lift above Poverty-Organisation (LAPO) bieten allgemeine Reintegrationshilfe (IOM 8.2014). Die 
täglichen Lebenshaltungskosten differieren regional zu stark, um Durchschnittswerte zu berichten. So wird für 
eine rund 30 cm lange Yam-Wurzel, von der sich eine erwachsene Person zwei Tage lang ernähren kann, je nach 
Region und Saison ein Preis von 150-400 Naira berechnet (0,75 bis 2 Euro). 

Verdienstmöglichkeiten für Rückkehrerinnen: Eine der Berufsmöglichkeiten für Rückkehrerinnen ist die 
Eröffnung einer mobilen Küche für "peppersoup", "garri" oder "pounded yam", für die man lediglich einen 
großen Kochtopf und einige Suppenschüsseln benötigt und pro Teller - je nach Gericht - zwischen 200 Naira für 
Peppersoup und 450 Naira für Garri mit Gemüse verdienen kann. Die Grundausstattung für eine mobile Küche 
ist je nach Region um 35-80 Euro zu erhalten. Saison- und regionalmäßig werden auch gebratene Maiskolben 
zusätzlich angeboten. In den Außenbezirken der größeren Städte und im ländlichen Bereich bietet auch 
"Minifarming" eine Möglichkeit, selbständig erwerbstätig zu sein. Schneckenfarmen sind auf 10 m² Grund 
einfach zu führen und erfordern lediglich entweder das Sammeln der in Nigeria als "bushmeat" gehandelten 
Wildschnecken zur Zucht oder den Ankauf einiger Tiere. Ebenso werden nun "grasscutter" (Bisamratten 
ähnliche Kleintiere) gewerbsmäßig in Kleinkäfigen als "bushmeat" gezüchtet. Großfarmen bieten Tagesseminare 
über Aufzucht dieser anspruchslosen und sich rasch vermehrenden Tiere samt Verkauf von Zuchtpaaren an. 
Preise für Seminar und zwei Zuchttiere liegen bei 15.000-25.000 Naira (75-150 Euro). Rascher Gewinn und 
gesicherte Abnahme des gezüchteten Nachwuchses sind gegeben. Schnecken und "grass-cutter" finden sich auf 
jeder Speisekarte einheimischer Lokale. Für handwerklich geschickte Frauen bietet auch das Einflechten von 
Kunsthaarteilen auf öffentlichen Märkten eine selbständige Erwerbsmöglichkeit. Für den Verkauf von 
Wertkarten erhält eine Verkäuferin wiederum pro 1.000 Naira Wert eine Provision von 50 Naira. Weiters werden 
im ländlichen Bereich Mobiltelefone für Gespräche verliehen; pro Gespräch werden 10% des Gesprächspreises 
als Gebühr berechnet (ÖBA 7.2014). 
 

Nach fast fünfeinhalb Jahren Laufzeit ist mit Ende Dezember 2014 das AVRR Nigeria Projekt ausgelaufen. 
Insgesamt gab es fünf Projektphasen, die erste startete am 01. September 2009. Im Laufe dieser fünf Phasen 
konnten 198 Rückkehrer/innen bei ihrer freiwilligen Rückkehr und Reintegration unterstützt werden. Die 
überwiegende Mehrheit der Teilnehmer/innen, nämlich 182, war männlich; 16 waren Frauen. Im Laufe der 
letzten fünfeinhalb Jahre haben das IOM Landesbüro für Österreich und die beiden Missionen vor Ort intensiv 
miteinander zusammengearbeitet (IOM 3.2015). 90 Prozent der Befragten freiwilligen Rückkehrer gaben an, 
dass sie seit der Rückkehr ihre sozialen Kontakte zu Freunden und Verwandten wieder aufbauen konnten (IOM 
24.5.2013). 
 

Auch wenn die Lage in Nigeria regional instabil ist, kann im Sinn der maßgeblichen Rechtsprechung keineswegs 
von einer realen Gefahr der Verletzung von Bestimmungen der EMRK für Rückkehrer nach Nigeria schlechthin 
- etwa aufgrund eines Bürgerkrieges oder einer Hungersnot - gesprochen werden (BVwG 25.2.2014). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - AA - Auswärtiges Amt (6.2015b): Nigeria - Wirtschaft, http://www.auswaertiges-
amt.de/sid_3F520728A4894ACD7F861F33D62DF9E8/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Nigeri
a/Wirtschaft_node.html, Zugriff 8.6.2015 

 

 - BS - Bertelsmann Stiftung (2014): BTI 2014 - Nigeria Country Report, 

http://www.bti-project.de/fileadmin/Inhalte/reports/2014/pdf/BTI%202014%20Nigeria.pdf, Zugriff 8.6.2015 
 

 - BVwG - Bundesverwaltungsgericht (25.2.2014): Erkenntnis 1438671-1, 
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Bvwg/BVWGT_20140225_1438671_1_00/BVWGT_20140225_1
438671_1_00.html, Zugriff 8.6.2015 

 

 - GIZ - Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (4.2015b): Nigeria - Gesellschaft, 
http://liportal.giz.de/nigeria/gesellschaft.html, Zugriff 8.6.2015 
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 - GIZ - Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (4.2015c): Nigeria - Wirtschaft und 
Entwicklung, http://liportal.giz.de/nigeria/wirtschaft-entwicklung.html, Zugriff 8.6.2015 

 

 - IOM - International Organization for Migration (8.2014): Nigeria - Country Fact Sheet, 

https://milo.bamf.de/milop/livelink.exe?func=ll&objId=16801531&objAction=Open&nexturl=%2Fmilop%2Fliv
elink%2Eexe%3Ffunc%3Dll%26objId%3D16800759%26objAction%3Dbrowse%26viewType%3D1, Zugriff 
8.6.2015 
 

 - IOM - International Organization for Migration (3.2015): AVRR Newsletter Winter 2015, 

http://www.iomvienna.at/sites/default/files/AVRR-Newsletter_Winter%202015_DE.pdf, Zugriff 12.6.2015 
 

 - IOM - International Organization for Migration (24.5.2013): AVRR Newsletter Frühling 2013, Ausgabe 
7 

 

 - TE - The Economist (25.10.2014): Fewer ghosts, more savings, 
http://www.economist.com/news/finance-and-economics/21627721-after-unpromising-start-nigeria-
beginning-encourage-local-saving-and, Zugriff 12.6.2015 

 

 - ÖBA - Österreichische Botschaft Abuja (7.2014): Asylländerbericht Nigeria 
 

Medizinische Versorgung 
 

Das Hauptorgan der Regierung für das Gesundheitswesen ist das Bundesgesundheitsministerium. Das 
Gesundheitsministerium ist für die Koordination aller Aktivitäten im Bereich Gesundheitswesen im gesamten 
Land verantwortlich. Medizinische und Gesundheitsdienste sind ebenfalls Aufgabe der Regierung, die 
Krankenhäuser in den großen Städten unterhält. Die meisten Landeshauptstädte haben öffentliche und private 
Krankenhäuser sowie Fachkliniken, und jede Stadt hat darüber hinaus eine Universitätsklinik, die vom 
Bundesgesundheitsministerium finanziert wird (IOM 8.2014). 
 

Öffentliche (staatliche Krankenhäuser): Diese umfassen die allgemeinen Krankenhäuser, die 
 

Universitätskliniken und die Fachkliniken. Die Gebühren sind moderat, doch einigen Krankenhäusern fehlt es an 
Ausrüstung und ausreichendem Komfort. Es treten oftmals Verzögerungen auf und vielfach werden 
Untersuchungen aufgrund der großen Anzahl an Patienten nicht sofort durchgeführt (IOM 8.2014). Die Kosten 
von medizinischer Betreuung müssen im Regelfall selbst getragen werden; die staatlichen Gesundheitszentren 
heben eine Registrierungsgebühr von 20-50 Naira (0,1-0,25 Euro) ein: Tests und Medikamente werden 
unentgeltlich abgegeben, so ferne vorhanden (ÖBA 7.2014). 
 

Private Krankenhäuser: Hierbei handelt es sich um Standard-Krankenhäuser. Diese Krankenhäuser verfügen nur 
teilweise über eine ausreichende Ausstattung und müssen Patienten für Labortests und Röntgenuntersuchungen 
oftmals an größere Krankenhäuser überweisen. Diese Krankenhäuser sind im Allgemeinen teurer (IOM 8.2014). 
 

Die medizinische Versorgung im Lande ist mit Europa nicht zu vergleichen. Sie ist vor allem im ländlichen 
Bereich vielfach technisch, apparativ und/oder hygienisch problematisch. In einigen der Privatkliniken in den 
großen Städten ist der Standard besser (AA 12.6.2015). Es besteht keine umfassende Liste der Krankenhäuser 
und Ausstattungen, aber zahlreiche Krankenhäuser in Nigeria sind gut ausgestattet und in der Lage, 
zahlungsfähige Patienten medizinisch zu versorgen. Verschiedene Krankenhäuser in Nigeria haben sich auf 
unterschiedliche Krankheiten spezialisiert und Patienten suchen diese Krankenhäuser entsprechend ihrer 
Erkrankung auf. Allgemeine Krankenhäuser in Nigeria behandeln Patienten mit verschiedenen Krankheiten, 
verfügen jedoch üblicherweise über Fachärzte wie etwa Kinderärzte, Augenärzte, Zahnärzte, Gynäkologen zur 
Behandlung bestimmter Krankheiten. Zu den Fachkliniken zählen orthopädische Kliniken, psychiatrische 
Kliniken etc. (IOM 8.2014). 
 

Aufgrund der hohen Sterblichkeitsrate von rund 90.000 Neugeborenen jährlich, die während der ersten 28 Tage 
nach ihrer Geburt sterben, rangiert Nigeria auf Platz 12 von 176 untersuchten Ländern und gilt auch innerhalb 
des südlichen Afrikas als "einer der gefährlichsten Orte" um geboren zu werden (GIZ 6.2015b). Die aktuelle 
Sterberate unter 5 beträgt 128 Todesfälle pro 1.000 Lebendgeburten. Die mütterliche Sterblichkeit liegt bei 545 
Todesfällen pro 100.000 Lebendgeburten (ÖBA 7.2014). 
 

Insgesamt gibt es in Nigeria acht psychiatrische Krankenhäuser, die von der Regierung geführt und finanziert 
werden. Sechs weitere psychiatrische Kliniken werden von Bundesstaaten unterhalten (SFH 22.1.2014; vgl. 
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WPA o.D.). In diesen psychiatrischen Kliniken werden unter anderem klinische Depressionen, suizidale 
Tendenzen, Posttraumatische Belastungsstörungen, Schizophrenie und Psychosen behandelt (SFH 22.1.2014). 
Es existiert kein mit deutschen Standards vergleichbares Psychiatriewesen, sondern allenfalls 
Verwahreinrichtungen auf sehr niedrigem Niveau, in denen Menschen mit psychischen Erkrankungen oft gegen 
ihren Willen untergebracht werden, aber nicht adäquat behandelt werden können (SFH 22.1.2014; vgl. AA 
28.11.2014). Das in Lagos befindliche Federal Neuro Psychiatric Hospital Yaba mit seinem neuen 
medizinischen Direktor Dr. Rahman Abolore Lawal bietet sich als erste Anlaufstelle für die Behandlung 
psychisch kranker nigerianischer Staatsangehöriger an, die abgeschoben werden sollen. Nach Rücksprache mit 
Dr. Lawal belaufen sich die Kosten für den Empfang durch ein medizinisches Team direkt am Flughafen auf ca. 
25.000 Naira (ca. 115 Euro). Zudem ist dort auch die stationäre Behandlung psychischer Erkrankungen mit 
entsprechender Medikation möglich (AA 28.11.2014). Die Kosten einer Hospitalisierung in einer 
psychiatrischen Einrichtung variieren zwischen den verschiedenen Regionen Nigerias. In Lagos betragen sie im 
Lagos State University Teaching Hospital: Zulassungsgebühr (admission deposit): 15.000 Naira, wöchentliche 
Kosten für Unterbringung 5.000 Naira; Am Lagos University Teaching Hospital: 

Zulassungsgebühr 23.000 Naira, wöchentliche Kosten für Unterbringung 20.000 Naira (SFH 22.1.2014). 
 

Es gibt eine allgemeine Kranken- und Rentenversicherung, die allerdings nur für Beschäftigte im formellen 
Sektor gilt. Die meisten Nigerianerinnen und Nigerianer arbeiten dagegen als Bauern, Landarbeiter oder 
Tagelöhner im informellen Sektor. Leistungen der Krankenversicherung kommen schätzungsweise nur 10 
Prozent der Bevölkerung zugute (AA 28.11.2014). Gemäß einem Bericht von 2013 vom Health Policy Project 
(HPP) erreicht das nigerianische Krankenversicherungswesen momentan nur gerade fünf Millionen Menschen. 
Dies entspricht 3 Prozent der gesamten nigerianischen Bevölkerung. Auf der Webseite des NHIS steht, dass die 
Krankenversicherung bis ins Jahr 2015 30 Prozent der nigerianischen Bevölkerung erreichen soll (SFH 
22.1.2014). Hilfsorganisationen, die für notleidende Patienten die Kosten übernehmen, sind nicht bekannt. 
Aufwändigere Behandlungsmethoden, wie Dialyse oder die Behandlung von HIV/AIDS, sind zwar möglich, 
können vom Großteil der Bevölkerung aber nicht finanziert werden (AA 28.11.2014). Wer kein Geld hat, 
bekommt keine medizinische Behandlung (GIZ 6.2015b). 
 

Rückkehrer finden in den Großstädten eine medizinische Grundversorgung vor. In privaten Kliniken können die 
meisten Krankheiten behandelt werden (AA 28.11.2014). Wenn ein Heimkehrer über eine medizinische 
Vorgeschichte verfügt, sollte er möglichst eine Überweisung von dem letzten Krankenhaus, in dem er behandelt 
wurde, vorlegen (IOM 8.2014). Heimkehrer, die vorher nicht in ärztlicher Behandlung waren, müssen lediglich 
dem Krankenhaus eine Registrierungsgebühr zahlen und in der Lage sein, ihre Behandlungskosten selbst zu 
tragen (IOM 8.2014; vgl. AA 28.11.2014). Hat eine Person keine Dokumente, führt dieser Umstand nicht zur 
Verweigerung medizinischer Versorgung oder zum Ausschluss von anderen öffentlichen Diensten (z.B. Bildung) 
(USDOS 25.6.2015). 
 

Medikamente sind verfügbar, können aber je nach Art teuer sein (IOM 8.2014). Die staatliche 
Gesundheitsversorgung gewährleistet keine kostenfreie Medikamentenversorgung. Jeder Patient - auch im 
Krankenhaus - muss Medikamente selbst besorgen bzw. dafür selbst aufkommen (AA 28.11.2014). 
Medikamente gegen einige weit verbreitete Infektionskrankheiten wie Malaria und HIV/Aids können teils 
kostenlos in Anspruch genommen werden, werden jedoch nicht landesweit flächendeckend ausgegeben (ÖBA 
7.2014). 
 

In der Regel gibt es fast alle geläufigen Medikamente in Nigeria in Apotheken zu kaufen, so auch die 
Antiphlogistika und Schmerzmittel Ibuprofen und Diclofenac sowie die meisten Antibiotika, 
Bluthochdruckmedikamente und Medikamente zur Behandlung von neurologischen und psychiatrischen Leiden 
(AA 28.11.2014). 
 

Es gibt zahlreiche Apotheken in den verschiedenen Landesteilen Nigerias. Die National Agency for Food and 
Drug Administration and Control (NAFDAC) hat ebenfalls umfangreiche Anstrengungen unternommen, um 
sicherzustellen, dass diese Apotheken überwacht werden und der nigerianischen Bevölkerung unverfälschte 
Medikamente verkaufen (IOM 8.2014). Trotzdem bliebt die Qualität der Produkte auf dem freien Markt 
zweifelhaft, da viele gefälschte Produkte - meist aus asiatischer Produktion - vertrieben werden (bis zu 25% aller 
verkauften Medikamente), die aufgrund unzureichender Dosisanteile der Wirkstoffe nur eingeschränkt wirken 
(AA 28.11.2014). 
 

Die Gefahr, dass sich die westafrikanische Ebola-Epidemie auf Nigeria ausbreitet, ist zumindest vorläufig 
beigelegt. Dies gaben die nationalen Gesundheitsbehörden und die Weltgesundheitsorganisation (WHO) am 
Montag, 20.10.2014, in der nigerianischen Wirtschaftsmetropole Lagos bekannt (NZZ 20.10.2014; vgl. WHO 
20.10.2014; vgl. Zeit 20.10.2014). Der nigerianischen Regierung und den WHO-Vertretern vor Ort ist bewusst, 
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dass das westafrikanische Land weiter gefährdet bleibt, solange die Krankheit in anderen Ländern der Region 
grassiert. Entsprechend bleiben die Behörden in Alarmbereitschaft (Zeit 20.10.2014). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - AA - Auswärtiges Amt (12.6.2015): Nigeria - Reise- und Sicherheitshinweise (Teilreisewarnung), 
http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Laenderinformationen/00-SiHi/NigeriaSicherheit.html, Zugriff 
12.6.2015 

 

 - GIZ - Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (6.2015b): Nigeria - Gesellschaft, 
http://liportal.giz.de/nigeria/gesellschaft.html, Zugriff 12.6.2015 

 

 - IOM - International Organization for Migration (8.2014): Nigeria - Country Fact Sheet, 

https://milo.bamf.de/milop/livelink.exe/fetch/2000/702450/698578/704870/698704/8628861/17247436/1729790
5/Nigeria_-_Country_Fact_Sheet_2014%2C_deutsch.pdf?nodeid=17298000&vernum=-2, Zugriff 12.6.2015 
 

 - NZZ - Neue Zürcher Zeitung (20.10.2014): Nigeria hat die Gefahr gebannt, 

http://www.nzz.ch/international/nigeria-hat-die-gefahr-gebannt-1.18407408, Zugriff 12.6.2015 
 

 - ÖBA - Österreichische Botschaft Abuja (7.2014): Asylländerbericht Nigeria 
 

 - SFH - Schweizerische Flüchtlingshilfe (22.1.2014): Nigeria: 

Psychiatrische Versorgung, 

http://www.ecoi.net/file_upload/1002_1391265297_document.pdf, Zugriff 12.6.2015 
 

 - USDOS - U.S. Department of State (25.6.2015): Country Report on Human Rights Practices 2014 - 
Nigeria, http://www.ecoi.net/local_link/306263/443535_de.html, Zugriff 30.6.2015 

 

 - WHO - World Health Organization (20.10.2014): WHO Declares Nigeria Ebola-Free, 

http://www.afro.who.int/en/nigeria/press-materials/item/7103-who-declares-nigeria-ebola-free.html, Zugriff 
12.6.2015 
 

 - WPA - World Psychiatric Association (o.D.): Association of Psychiatrists in Nigeria (APN), 
http://www.wpanet.org/detail.php?section_id=5&content_id=238, Zugriff 12.6.2015 

 

 - Zeit - Die Zeit Online (20.10.2014): WHO erklärt Nigeria für ebolafrei, http://www.zeit.de/wissen/2014-
10/ebola-nigeria-who, Zugriff 12.6.2015 

 

Behandlung nach Rückkehr 
 

Zum Zeitpunkt der Berichtslegung kann aufgrund der dargelegten Gründe kein ungerechtfertigter Eingriff von 
erheblicher Intensität in die zu schützende persönliche Sphäre des Einzelnen generell festgestellt werden, 
welcher geeignet wäre, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begründen. 
Der pauschale Hinweis eines Asylwerbers auf die allgemein herrschende Situation in Nigeria reicht nicht aus, 
um eine Bedrohung iSv Art. 2 MRK, 3 MRK oder des Protokolls Nr. 6 oder 13 der EMRK darzustellen. Es kann 
allgemein festgestellt werden, dass in Nigeria eine zurückgeführte Person, die in keinem privaten Verband 
soziale Sicherheit finden kann, keiner lebensbedrohlichen Situation überantwortet wird und ihre existenziellen 
Grundbedürfnisse, aus selbstständiger Arbeit, sichern kann, insbesondere dann wenn Rückkehrhilfe angeboten 
wird (ÖBA 7.2014). 
 

Abschiebungen erfolgen auf dem Luftweg, in Linien- oder Chartermaschinen. Rückführungen aus EU-Staaten 
erfolgen vor allem aus Spanien, Italien, Irland (bestehende Rückübernahmeabkommen) sowie Belgien, 
Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien, den Niederlanden und Schweden, meist durch Charterflüge, 
die auch durch FRONTEX durchgeführt werden. Ohne gültigen nigerianischen Pass oder einen von einer 
nigerianischen Botschaft ausgestellten vorläufigen Reiseausweis ist eine Einreise aus Europa kommender 
nigerianischer Staatsangehöriger nicht möglich. Dies gilt auch für zwangsweise Rückführungen. Die 
Einwanderungsbehörde führt ein Fahndungsbuch, anhand dessen bei aus dem Ausland zurückkehrenden 
Nigerianern eine Überprüfung bereits bei Ankunft am Flughafen erfolgt: Bei Notierung im Fahndungsbuch wird 
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der Betreffende noch im Flughafengebäude verhaftet; im anderen Fall wird der betroffenen Person ein 
vorläufiges Identifikationspapier durch die nigerianische Einwanderungsbehörde ausgestellt, wenn sie lediglich 
über einen vorläufigen Reiseausweis einer nigerianischen Botschaft verfügt (AA 28.11.2014). 
 

Erkenntnisse darüber, ob abgelehnte Asylbewerber bei Rückkehr nach Nigeria allein wegen der Beantragung 
von Asyl mit staatlichen Repressionen zu rechnen haben, liegen dem Auswärtigen Amt nicht vor. Verhaftung bei 
Rückkehr aus politischen Gründen oder andere außergewöhnliche Vorkommnisse bei der Einreise von 
abgeschobenen oder freiwillig ausgereisten Asylbewerbern aus Deutschland sind nicht bekannt. Abgeschobene 
Personen werden im Allgemeinen nach ihrer Ankunft in Lagos von der Nigerianischen Immigrationsbehörde 
(Nigerian Immigration Service), manchmal auch der NDLEA (National Drug Law Enforcement Agency) befragt 
und können danach das Flughafengelände unbehelligt verlassen (AA 28.11.2014). Die österreichische Botschaft 
in Abuja unterstützt regelmäßig die Vorbereitung und Durchführung von Joint Return Operations im Rahmen 
von FRONTEX als "lead nation". Die Erfahrungen seit dem Jahre 2005 lassen keine Probleme erkennen. Die 
Rückgeführten verlassen das Flughafengebäude und steigen meistens in ein Taxi ein oder werden von ihren 
Familien abgeholt. Probleme, Anhaltungen oder Verhaftungen von rückgeführten Personen bei ihrer Ankunft am 
Flughafen Lagos wurden im Rahmen des Monitoring der Ankunft und des ungehinderten Verlassens des 
Flughafengeländes durch Vertreter der Botschaft nicht beobachtet. Es kann jedoch nicht mit gänzlicher 
Sicherheit ausgeschlossen werden, dass die abgeschobenen Personen keine weiteren Probleme mit offiziellen 
Behörden haben. Das fehlende Meldesystem in Nigeria lässt allerdings darauf schließen, dass nach Verlassen des 
Flughafengeländes eine Ausforschung Abgeschobener kaum mehr möglich ist (ÖBA 7.2014). 
 

Im Ausland straf- oder polizeilich auffällig gewordene Personen, insbesondere Prostituierte, werden in ihren 
Herkunfts-Bundesstaat überstellt. Wegen Drogendelikten im Ausland verurteilte Nigerianer werden nach 
Rückkehr an die Drogenpolizei (NDLEA) überstellt. Ein zweites Strafverfahren in Nigeria wegen derselben 
Straftat haben diese Personen jedoch trotz anderslautender Vorschriften im "Decree 33" nicht zu befürchten. Im 
Mai 2012 erhielt die Deutsche Botschaft in Abuja ein Schreiben des nigerianischen Justizministers mit der 
Bestätigung der Nichtanwendung des "Decree 33". Vor dem Hintergrund, dass die Sicherheitskräfte Verdächtige 
misshandeln oder extra-legal töten, statt sie vor Gericht zu stellen, lässt sich allerdings nicht ausschließen, dass 
Polizei und Militär auch Dekret 33 noch als Legitimationsgrundlage für Repressalien sehen, trotz dessen 
offizieller Nichtanwendung (AA 28.11.2014). Da die österreichische Botschaft stets "overstay" als 
Abschiebungsgrund angibt, sind Verhaftungen bei Ankunft in Nigeria unwahrscheinlich. Dadurch ist das 
"Dekret 33" nicht geeignet, ein Rückschiebungshindernis für eine Person darzustellen (ÖBA 7.2014). 
 

Staatliche oder sonstige Aufnahmeeinrichtungen für zurückkehrende unbegleitete Minderjährige sind in Lagos 
grundsätzlich vorhanden. Sie sind jedoch in schlechtem Zustand, so dass z.B. eine ausreichende Versorgung von 
minderjährigen Rückkehrern dort nicht ohne weiteres gewährleistet wäre (AA 28.11.2014). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (28.11.2014): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria 

 

 - ÖBA - Österreichische Botschaft Abuja (7.2014): Asylländerbericht Nigeria". 
 

A) 2. Beweiswürdigung: 
 

Zur Feststellung des für die Entscheidung maßgebenden Sachverhaltes wurde im Rahmen des 
Ermittlungsverfahrens Beweis erhoben durch die Einsichtnahme in den Akt der belangten Behörde unter 
zentraler Berücksichtigung der niederschriftlichen Angaben des Beschwerdeführers vor dieser und den Organen 
des öffentlichen Sicherheitsdienstes, in den bekämpften Bescheid und in den Beschwerdeschriftsatz sowie in die 
aktuellen Länderberichte zu Nigeria mit Stand Juli 2015. 
 

Außerdem konnte im vorliegenden Beschwerdefall auf die Ermittlungsergebnisse des vorangegangenen 
Beschwerdeverfahrens zur Zl. I409 1409851-1 zurückgegriffen werden, insbesondere auf die Angaben des 
Beschwerdeführers in der mündlichen Verhandlung am 1. Juli 2015. 
 

A) 2.1. Zur Person des Beschwerdeführers: 
 

Die Feststellungen zur Herkunft, Staatsangehörigkeit sowie zu den Lebensumständen des Beschwerdeführers 
gründen sich auf seine diesbezüglich glaubhaften Angaben vor den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes, 
der belangten Behörde, in der Beschwerde sowie in der mündlichen Verhandlung vor dem 
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Bundesverwaltungsgericht am 1. Juli 2015. Es ist im Verfahren nichts hervorgekommen, das Zweifel an der 
Richtigkeit dieser Feststellungen zur Person des Beschwerdeführers aufkommen lässt. 
 

Weitere Feststellungen zu seiner Identität - vor allem zu seinem Namen und seinem Geburtsdatum - können 
allerdings nicht getroffen werden. 
 

Die Feststellung, dass der Beschwerdeführer an keinen Krankheiten leidet, auch keiner Dauermedikation bedarf 
und daher erwerbsfähig ist, beruht auf einer telefonischen Auskunft der Justizanstalt XXXX vom 19. Jänner 
2016, in der sich der Beschwerdeführer seit Juni 2014 aufhält. 
 

Der Umstand, dass der Beschwerdeführer bereits wiederholt von einem inländischen Strafgericht verurteilt 
wurde, ergibt sich aus einer Abfrage des Strafregisters der Republik Österreich vom 19. Jänner 2016. 
 

A) 2.2. Zum Herkunftsstaat: 
 

Bezüglich der Erkenntnisquellen zur Lage im Herkunftsstaat wurden sowohl Berichte verschiedener 
ausländischer Behörden, etwa die allgemein anerkannten Berichte des Deutschen Auswärtigen Amtes, als auch 
jene von internationalen Organisationen, wie beispielsweise dem UNHCR, sowie Berichte von allgemein 
anerkannten und unabhängigen Nichtregierungsorganisationen, wie zB der Schweizerischen Flüchtlingshilfe, 
herangezogen. 
 

Angesichts der Seriosität und Plausibilität der angeführten Erkenntnisquellen sowie dem Umstand, dass diese 
Berichte auf einer Vielzahl verschiedener, voneinander unabhängiger Quellen beruhen und dennoch ein in den 
Kernaussagen übereinstimmendes Gesamtbild ohne wesentliche Widersprüche darbieten, besteht kein Grund, an 
der Richtigkeit der Angaben zu zweifeln. 
 

A) 3. Rechtliche Beurteilung: 
 

A) 3.1. Zur (funktionellen) Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes: 
 

Gemäß § 6 BVwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder 
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. 
 

Weder das Asylgesetz 2005 noch das Fremdenpolizeigesetz 2005 sehen eine Entscheidung durch Senate vor, 
sodass das Bundesverwaltungsgericht den vorliegenden Beschwerdefall durch Einzelrichter zu entscheiden hat. 
 

A) 3.2. Zur anzuwendenden Rechtslage: 
 

1. § 2 Abs. 3, § 13 Abs. 2 Z 1 und § 10 Abs. 2 sowie § 55 und § 57 Abs. 1 Asylgesetz 2005, BGBl. I Nr. 
100/2005, in der Fassung BGBl. I Nr. 70/2015, lauten: 
 

"Begriffsbestimmungen 
 

§ 2. (1) ... 
 

(3) Ein Fremder ist im Sinne dieses Bundesgesetzes straffällig geworden, wenn er 
 

1. wegen einer vorsätzlich begangenen gerichtlich strafbaren Handlung, die in die Zuständigkeit des 
Landesgerichtes fällt, oder 
 

2. mehr als einmal wegen einer sonstigen vorsätzlich begangenen gerichtlich strafbaren Handlung, die von Amts 
wegen zu verfolgen ist 
 

rechtskräftig verurteilt worden ist. 
 

Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme 
 

§ 10. (1) ... 
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(2) Wird einem Fremden, der sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält und nicht in den 
Anwendungsbereich des 6. Hauptstückes des FPG fällt, von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemäß § 57 nicht 
erteilt, ist diese Entscheidung mit einer Rückkehrentscheidung gemäß dem 8. Hauptstück des FPG zu verbinden. 
 

(3) ... 
 

Aufenthaltsrecht 
 

§ 13. (1) ... 
 

(2) Ein Asylwerber verliert sein Recht zum Aufenthalt im Bundesgebiet, wenn 
 

1. dieser straffällig geworden ist (§ 2 Abs. 3), 
 

2. ... 
 

Der Verlust des Aufenthaltsrechtes ist dem Asylwerber mit Verfahrensanordnung (§ 7 Abs. 1 VwGVG) 
mitzuteilen. Wird ein Asylwerber in den Fällen der Z 2 bis 4 freigesprochen, tritt die Staatsanwaltschaft von der 
Verfolgung der Straftat zurück (§§ 198 ff StPO) oder wird das Strafverfahren eingestellt, lebt sein 
Aufenthaltsrecht rückwirkend mit dem Tage des Verlustes wieder auf. 
 

(3) ... 
 

Aufenthaltstitel aus Gründen des Art. 8 EMRK 
 

§ 55. (1) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist von Amts wegen oder auf begründeten Antrag 
eine "Aufenthaltsberechtigung plus" zu erteilen, wenn 
 

3. dies gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 
EMRK geboten ist und 
 

4. der Drittstaatsangehörige das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 14a NAG erfüllt hat oder zum 
Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte Erwerbstätigkeit ausübt, mit deren Einkommen die monatliche 
Geringfügigkeitsgrenze (§ 5 Abs. 2 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. I Nr. 189/1955) 
erreicht wird. 
 

(2) Liegt nur die Voraussetzung des Abs. 1 Z 1 vor, ist eine "Aufenthaltsberechtigung" zu erteilen. 
 

... 
 

Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz 
 

§ 57. (1) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist von Amts wegen oder auf begründeten Antrag 
eine "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zu erteilen: 
 

1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen im Bundesgebiet gemäß § 46a Abs. 1 Z 1 oder Z 3 FPG seit 
mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraussetzungen dafür weiterhin vorliegen, es sei denn, der 
Drittstaatsangehörige stellt eine Gefahr für die Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Österreich dar oder 
wurde von einem inländischen Gericht wegen eines Verbrechens (§ 17 StGB) rechtskräftig verurteilt. Einer 
Verurteilung durch ein inländisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein ausländisches Gericht gleichzuhalten, 
die den Voraussetzungen des § 73 StGB entspricht, 
 

2. zur Gewährleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur Geltendmachung und 
Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im Zusammenhang mit solchen strafbaren Handlungen, 
insbesondere an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel oder grenzüberschreitendem Prostitutionshandel oder 
 

3. wenn der Drittstaatsangehörige, der im Bundesgebiet nicht rechtmäßig aufhältig oder nicht niedergelassen ist, 
Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfügung nach §§ 382b oder 382e EO, RGBl. Nr. 79/1896, erlassen 
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wurde oder erlassen hätte werden können und der Drittstaatsangehörige glaubhaft macht, dass die Erteilung der 
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist. 
 

(2) ... ". 
 

2. § 50, § 52 Abs. 2 Z 2 und Abs. 9 sowie § 53 Abs. 1, 2 und 3 Z 1 Fremdenpolizeigesetz 2005, BGBl. I Nr. 
100/2005, in der Fassung BGBl. I Nr. 70/2015, lauten: 
 

"Verbot der Abschiebung 
 

§ 50. (1) Die Abschiebung Fremder in einen Staat ist unzulässig, wenn dadurch Art. 2 oder 3 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (EMRK), BGBl. Nr. 210/1958, oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe verletzt würde oder 
für sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher 
Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts verbunden wäre. 
 

(2) Die Abschiebung in einen Staat ist unzulässig, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass 
dort ihr Leben oder ihre Freiheit aus Gründen ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Nationalität, ihrer Zugehörigkeit 
zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder ihrer politischen Ansichten bedroht wäre (Art. 33 Z 1 der Konvention 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, in der Fassung des Protokolls über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974), es sei denn, es bestehe eine innerstaatliche Fluchtalternative 
(§ 11 AsylG 2005). 
 

(3) Die Abschiebung in einen Staat ist unzulässig, solange der Abschiebung die Empfehlung einer vorläufigen 
Maßnahme durch den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte entgegensteht. 
 

(4) ... 
 

Rückkehrentscheidung 
 

§ 52. (1) ... 
 

(2) Gegen einen Drittstaatsangehörigen hat das Bundesamt unter einem (§ 10 AsylG 2005) mit Bescheid eine 
Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn 
 

1. ... 
 

2. dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten 
als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird, 
 

3. ... 
 

und kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen 
Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht für begünstigte Drittstaatsangehörige. 
 

(3) ... 
 

(9) Das Bundesamt hat mit einer Rückkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, dass eine Abschiebung eines 
Drittstaatsangehörigen gemäß § 46 in einen oder mehrere bestimmte Staaten zulässig ist, es sei denn, dass dies 
aus vom Drittstaatsangehörigen zu vertretenden Gründen nicht möglich sei. 
 

(10) ... 
 

Einreiseverbot 
 

§ 53. (1) Mit einer Rückkehrentscheidung kann vom Bundesamt mit Bescheid ein Einreiseverbot erlassen 
werden. Das Einreiseverbot ist die Anweisung an den Drittstaatsangehörigen, für einen festgelegten Zeitraum 
nicht in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten einzureisen und sich dort nicht aufzuhalten. 
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(2) Ein Einreiseverbot gemäß Abs. 1 ist, vorbehaltlich des Abs. 3, für die Dauer von höchstens fünf Jahren zu 
erlassen. Bei der Bemessung der Dauer des Einreiseverbots hat das Bundesamt das bisherige Verhalten des 
Drittstaatsangehörigen mit einzubeziehen und zu berücksichtigen, inwieweit der Aufenthalt des 
Drittstaatsangehörigen die öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefährdet oder anderen in Art. 8 Abs. 2 EMRK 
genannten öffentlichen Interessen zuwiderläuft. Dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn der 
Drittstaatsangehörige 
 

1. ... 
 

(3) Ein Einreiseverbot gemäß Abs. 1 ist für die Dauer von höchstens zehn Jahren, in den Fällen der Z 5 bis 8 
auch unbefristet zu erlassen, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Aufenthalt des 
Drittstaatsangehörigen eine schwerwiegende Gefahr für die öffentliche Ordnung oder Sicherheit darstellt. Als 
bestimmte Tatsache, die bei der Bemessung der Dauer des Einreiseverbotes neben den anderen in Art. 8 Abs. 2 
EMRK genannten öffentlichen Interessen relevant ist, hat insbesondere zu gelten, wenn 
 

1. ein Drittstaatsangehöriger von einem Gericht zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten, 
zu einer bedingt oder teilbedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten oder mehr als 
einmal wegen auf der gleichen schädlichen Neigung beruhenden strafbaren Handlungen rechtskräftig verurteilt 
worden ist; 
 

2. ... 
 

(4) ...". 
 

3. § 18 Abs. 2 BFA-Verfahrensgesetz, BGBl. I Nr. 87/2012, in der Fassung BGBl. I Nr. 70/2015, lautet: 
 

"Aberkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde 
 

§ 18. (1) ... 
 

(2) Die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen eine Rückkehrentscheidung ist vom Bundesamt 
abzuerkennen, wenn 
 

1. die sofortige Ausreise des Drittstaatsangehörigen im Interesse der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit 
erforderlich ist, 
 

2. ...". 
 

4. § 13 Abs. 2 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz, BGBl. I Nr. 33/2013, in der Fassung BGBl. I Nr. 122/2013, 
lautet: 
 

"Aufschiebende Wirkung 
 

§ 13. (1) ... 
 

(2) Die Behörde kann die aufschiebende Wirkung mit Bescheid ausschließen, wenn nach Abwägung der 
berührten öffentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des angefochtenen 
Bescheides oder die Ausübung der durch den angefochtenen Bescheid eingeräumten Berechtigung wegen Gefahr 
im Verzug dringend geboten ist. Ein solcher Ausspruch ist tunlichst schon in den über die Hauptsache 
ergehenden Bescheid aufzunehmen. 
 

(3) ...". 
 

A) 3.3. Zur Rechtmäßigkeit des angefochtenen Bescheides: 
 

A) 3.3.1. Zur Nichterteilung eines Aufenthaltstitels nach den §§ 55 

und 57 Asylgesetz 2005 (Spruchpunkt I des angefochtenen Bescheides, erster Spruchteil): 
 



 Bundesverwaltungsgericht 19.01.2016 

www.ris.bka.gv.at  Seite 39 von 43 

1.1 Das Vorliegen der Voraussetzungen für die Erteilung einer "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" 
gemäß § 57 Asylgesetz 2005 wurde vom Beschwerdeführer nicht behauptet und auch aus dem Verwaltungsakt 
ergeben sich keinerlei Hinweise, die nahe legen würden, dass die Erteilung einer solchen 
Aufenthaltsberechtigung in Betracht kommt. 
 

1.2. Auch die Voraussetzungen des § 55 Abs. 1 Z 2 Asylgesetz 2005 - die Erfüllung des Modul 1 der 
Integrationsvereinbarung gemäß § 14a NAG oder die Ausübung einer erlaubten Erwerbstätigkeit - sind nicht 
erfüllt. 
 

1.3. Weiters ist zu prüfen, ob nicht eine Aufenthaltsberechtigung gemäß § 55 Abs. 2 Asylgesetz 2005 erteilt 
werden kann. Eine solche wäre gemäß § 55 Abs. 1 Z 1 leg. cit. zu erteilen, wenn dies gemäß § 9 Abs. 2 BFA-
Verfahrensgesetz zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK geboten ist. 
 

Dies ist - wie unten unter Punkt A) 3.3.4. dargelegt wird - vorliegend nicht der Fall. 
 

2. Da somit die Voraussetzungen für die Erteilung eines Aufenthaltstitels nach den §§ 55 und 57 Asylgesetz 
2005 nicht gegeben sind, war die Beschwerde gegen Spruchpunkt I des angefochtenen Bescheides - im Umfang 
des ersten Spruchteiles - gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG als unbegründet abzuweisen. 
 

A) 3.3.2. Zur Erlassung einer Rückkehrentscheidung und zur Zulässigkeit der Abschiebung (Spruchpunkt I des 
angefochtenen Bescheides, zweiter und dritter Spruchteil): 
 

1. Da der Antrag des Beschwerdeführers auf internationalen Schutz im Beschwerdewege mit Erkenntnis des 
Bundesverwaltungsgerichtes vom 13. August 2015 als unbegründet abgewiesen wurde, hat sich die belangte 
Behörde zutreffend auf § 52 Abs. 2 Z 2 Fremdenpolizeigesetz 2005 gestützt und eine Rückkehrentscheidung 
erlassen. 
 

2.1. Dem Beschwerdeführer droht in Nigeria - wie bereits mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 
13. August 2015 rechtskräftig entschieden wurde - keine asylrelevante Verfolgung und auch sonst keine 
existentielle Bedrohung. 
 

2.2. So gibt es für die Annahme, dass dem Beschwerdeführer im Falle einer Rückkehr nach Nigeria die 
notdürftigste Lebensgrundlage entzogen und die Schwelle des Art. 3 EMRK überschritten wäre (zur "Schwelle" 
des Art. 3 EMRK vgl. das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 16. Juli 2003, Zl. 2003/01/0059), im 
vorliegenden Beschwerdefall keinen Anhaltspunkt, zumal er gesund und daher erwerbsfähig ist. Der 
Beschwerdeführer bestritt seinen Lebensunterhalt in Nigeria vor seiner Ausreise als Landwirt; es ist kein Grund 
ersichtlich, warum der Beschwerdeführer diese (oder eine andere) Tätigkeit nicht auch nach seiner Rückkehr 
ausüben können sollte. Überdies lebt seine Familie in Nigeria, sodass er vor Ort auch auf ein familiäres 
Netzwerk zurückgreifen kann. 
 

Außerdem besteht ganz allgemein in Nigeria derzeit keine solche extreme Gefährdungslage, dass gleichsam 
jeder, der dorthin zurückkehrt, einer Gefährdung iSd. Art. 2 und 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 
zur EMRK ausgesetzt wäre. 
 

2.3. Im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht sind auch keine Umstände bekannt geworden, die 
nahelegen würden, dass bezogen auf den Beschwerdeführer ein "reales Risiko" einer gegen Art. 2 oder 3 EMRK 
verstoßenden Behandlung bzw. der Todesstrafe besteht. 
 

3. Da somit eine Rückkehrentscheidung zu erlassen war und eine Abschiebung des Beschwerdeführers gemäß § 
46 nach Nigeria zulässig ist, erweist sich die Beschwerde insoweit als unbegründet, sodass sie auch hinsichtlich 
des zweiten und dritten Spruchteiles des Spruchpunktes I des angefochtenen Bescheides gemäß § 28 Abs. 2 
VwGVG abzuweisen war. 
 

A) 3.3.3. Zum Verlust des Aufenthaltsrechtes (Spruchpunkt III des angefochtenen Bescheides): 
 

Mit Spruchpunkt III des angefochtenen Bescheides wurde festgestellt, dass der Beschwerdeführer sein "Recht 
zum Aufenthalt im Bundesgebiet ab dem 11.09.2014 verloren" habe. 
 

Die Voraussetzung des § 13 Abs. 2 Z 1 Asylgesetz 2005 ist wegen der Straffälligkeit des Beschwerdeführers 
erfüllt. Allerdings war der Verlust des Aufenthaltsrechtes - § 2 Abs. 3 Asylgesetz 2005 folgend - mit dem 16. 
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September 2014, dem Tag des Eintrittes der Rechtskraft des Urteiles des Landesgerichtes für Strafsachen Graz 
vom 11. September 2014, festzusetzen. 
 

A) 3.3.4. Zur Erlassung eines befristeten Einreiseverbotes 

(Spruchpunkt IV des angefochtenen Bescheides): 
 

1. Nach Maßgabe des § 53 Abs. 3 Fremdenpolizeigesetz 2005 ist ein Einreiseverbot gemäß Abs. 1 für die Dauer 
von höchstens zehn Jahren zu erlassen, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der 
Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen eine schwerwiegende Gefahr für die öffentliche Ordnung oder Sicherheit 
darstellt. 
 

2.1. Zunächst im Lichte des Art. 8 Abs. 1 EMRK zu berücksichtigen, dass der Aufenthalt des - volljährigen und 
gesunden - Beschwerdeführers im Bundesgebiet seit seiner Einreise in das Bundesgebiet (spätestens) am 16. Juni 
2009 etwas mehr als sechseinhalb Jahre gedauert hat (vgl. dazu etwa das Urteil des Europäischen Gerichtshofes 
für Menschenrechte vom 8. April 2008, Nnyanzi gegen das Vereinigte Königreich, Nr. 21878/06, demzufolge 
der Gerichtshof es nicht erforderlich erachtete, sich mit der Frage auseinanderzusetzen, ob während des fast 
zehnjährigen Aufenthalts des betreffenden Beschwerdeführers ein Privatleben iS von Art. 8 EMRK entstanden 
ist). 
 

Von einer "Aufenthaltsverfestigung" allein aufgrund des bisherigen Aufenthaltes des Beschwerdeführers im 
Bundesgebiet kann aber schon deshalb keine Rede sein, weil er sich spätestens seit der Abweisung seines 
Asylantrages mit Bescheid vom 22. Oktober 2009 - also bereits fünf Monate nach seiner Einreise in das 
Bundesgebiet - seines unsicheren Aufenthaltes bewusst war; ein allfälliges Privat- und Familienleben, das erst 
nach der Abweisung seines Asylantrages entstanden ist, verliert dadurch deutlich an Gewicht. 
 

Außerdem fußt sein gesamter bisheriger Aufenthalt auf einem Asylantrag, den der Beschwerdeführer nur 
aufgrund seiner illegalen Einreise in das Bundesgebiet stellen konnte und den er unter Zuhilfenahme falscher 
Angaben begründete, sodass dieser letztlich als unbegründet abzuweisen war. 
 

Würde sich ein Fremder nunmehr generell in einer solchen Situation wie der Beschwerdeführer erfolgreich auf 
sein Privat- und Familienleben berufen können, so würde dies dem Ziel eines geordneten Fremdenwesens und 
dem geordneten Zuzug von Fremden zuwiderlaufen. Überdies würde dies dazu führen, dass Fremde, die die 
fremdenrechtlichen Einreise- und Aufenthaltsbestimmungen beachten, letztlich schlechter gestellt wären, als 
Fremde, die ihren Aufenthalt im Bundesgebiet lediglich durch ihre illegale Einreise und durch die Stellung eines 
unbegründeten oder sogar rechtsmissbräuchlichen Asylantrages erzwingen, was in letzter Konsequenz zu einer 
verfassungswidrigen unsachlichen Differenzierung der Fremden untereinander führen würde (zum allgemein 
anerkannten Rechtsgrundsatz, wonach aus einer unter Missachtung der Rechtsordnung geschaffenen Situation 
keine Vorteile gezogen werden dürfen, vgl. das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 11. Dezember 
2003, Zl. 2003/07/0007; vgl. dazu auch das Erkenntnis VfSlg. 19.086/2010, in dem der Verfassungsgerichtshof 
auf dieses Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes Bezug nimmt und in diesem Zusammenhang explizit erklärt, 
dass "eine andere Auffassung sogar zu einer Bevorzugung dieser Gruppe gegenüber den sich rechtstreu 
Verhaltenden führen würde."). 
 

2.2. Zu Lasten des Beschwerdeführers ist vor allem auch sein bisheriges Fehlverhalten in strafrechtlicher 
Hinsicht zu berücksichtigen, zumal er bereits dreimal von einem inländischen Strafgericht verurteilt wurde. 
 

So wurde er wegen versuchten Widerstandes gegen die Staatsgewalt verurteilt, weil er auf einen Polizisten mit 
erhobener Faust losstürmte, bei seiner Festnahme um sich trat und mit der linken Faust gezielte Schläge in 
Richtung eines anderen Polizisten versetzte. Mit diesem Fehlverhalten handelte er dem gewichtigen öffentlichen 
Interesse an der Verhinderung strafbarer Handlungen gegen die Staatsgewalt zuwider. 
 

Weiters weist der Beschwerdeführer eine Verurteilung wegen Urkundenunterdrückung und wegen des 
Gebrauchs fremder Ausweise auf, weil er einen fremden Reisepass durch Vorlage bei der Grenzkontrolle 
gebraucht hat. Mit diesem Verhalten handelte der Beschwerdeführer dem gewichtigen öffentlichen Interesse an 
der Verhinderung von strafbaren Handlungen gegen die Zuverlässigkeit von Urkunden und Beweiszeichen 
zuwider. 
 

Dazu kommt, dass der Beschwerdeführer bereits zweimal wegen Suchtmitteldelikten verurteilt wurde und gerade 
bei der Suchtgiftkriminalität handelt es sich um eine besonders gefährliche Art der Kriminalität, bei der die 
Wiederholungsgefahr erfahrungsgemäß besonders groß ist. Überdies stellte die ihm von verkaufte 
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Suchtgiftmenge eine "große Menge" iSd § 28 Abs. 6 SMG dar, die geeignet ist, in großem Ausmaß eine Gefahr 
für das Leben und die Gesundheit von Menschen herbeizuführen. 
 

Angesichts des wiederholten und während eines längeren Zeitraumes gesetzten Fehlverhaltens des 
Beschwerdeführers gefährdet sein weiterer Aufenthalt im Bundesgebiet die öffentliche Ordnung und Sicherheit. 
Der Umstand, dass er sich auch durch seine strafgerichtlichen Verurteilungen nicht von der Begehung weiterer 
Straftaten hat abhalten lassen, untermauert die Gefährlichkeit des Beschwerdeführers. 
 

2.3. Während seine Integration in Österreich als geringfügig einzustufen ist, worauf auch sein bisheriges 
strafgesetzwidriges Fehlverhalten schließen lässt, bestehen noch Bindungen des Beschwerdeführers zu seinem 
Heimatstaat, zumal er dort über familiäre Anknüpfungspunkte verfügt. 
 

Selbst wenn ein leiblicher Sohn des Beschwerdeführers in Österreich rechtmäßig in Österreich aufhältig sein 
sollte und zwischen ihnen ein intensives Familienleben iSd Art. 8 EMRK bestehen sollte, wäre eine Trennung 
der beiden im öffentlichen Interesse in Kauf zu nehmen, um die Bevölkerung vor Drogen bzw. 
Drogenkriminalität zu schützen. Unter diesem Gesichtspunkt verfängt auch die - übrigens dem Neuerungsverbot 
des § 20 BFA-Verfahrensgesetz unterliegende - Beschwerdebehauptung, dass er "seit langer Zeit eine Freundin" 
habe und dass sie heiraten wollten, nicht. Schließlich hätte er sich diesfalls auch von diesen privaten bzw. 
familiären Beziehungen nicht von der Begehung weiterer Straftaten abhalten lassen. 
 

Wenn der Beschwerdeführer für sich ins Treffen führt, er könne in Österreich als Zeitungsverkäufer arbeiten, ist 
dies vielmehr ein Hinweis auf seine mangelnde Qualifikation schließen. Es ist allgemein bekannt, dass gerade 
unter den gering qualifizierten Arbeitskräften eine hohe Arbeitslosigkeit besteht, was wiederum auf ein 
Überangebot an solchen Arbeitskräften schließen lässt. Der Beschwerdeführer läuft daher Gefahr, eben wegen 
seiner mangelnden Qualifikation auf dem inländischen Arbeitsmarkt nicht zu bestehen und seinen 
Lebensunterhalt nicht aus eigener Kraft bestreiten zu können; in diesem Fall würde er einer inländischen 
Gebietskörperschaft auf Dauer finanziell zur Last fallen. 
 

2.4. Den persönlichen Interessen des Beschwerdeführers an einem weiteren Aufenthalt in Österreich steht das 
öffentliche Interesse an der Verhinderung strafbarer Handlungen gegen die Staatsgewalt, das öffentliche 
Interesse an der Zuverlässigkeit von Urkunden und Beweiszeichen, das öffentliche Interesse an der 
Verhinderung der Suchtgiftkriminalität sowie das öffentliche Interesse an der Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung auf dem Gebiet des Fremdenwesens gegenüber; diesen gewichtigen öffentlichen Interessen kommt aus 
der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung (Art. 8 Abs. 2 EMRK) ein hoher 
Stellenwert zu (vgl. die Erkenntnisse des Verwaltungsgerichtshofes vom 28. September 2004, Zl. 2004/18/0235, 
vom 18. Jänner 2005, Zl. 2004/18/0365, vom 3. Mai 2005, Zl. 2005/18/0076, vom 17. Jänner 2006, Zl. 
2006/18/0001, und vom 9. September 2014, Zl. 2013/22/0246). 
 

Bei der Abwägung seiner - bestehenden, aber nicht besonders gewichtigen - Interessen an einem Verbleib im 
Bundesgebiet mit dem öffentlichen Interesse an seiner Ausreise fällt vor allem ins Gewicht, dass er durch sein 
Gesamtfehlverhalten seine mangelnde Rechtstreue und seine Gleichgültigkeit gegenüber den in Österreich 
rechtlich geschützten Werten deutlich zum Ausdruck gebracht hat. 
 

Ein Eingriff in das Privat- und Familienleben des Beschwerdeführers durch die Erlassung eines Einreiseverbotes 
kann daher als im Sinne des Art. 8 Abs. 2 EMRK verhältnismäßig angesehen werden. Die im vorliegenden 
Beschwerdefall vorzunehmende Interessenabwägung schlägt somit zuungunsten des Beschwerdeführers und 
zugunsten des öffentlichen Interesses an seiner Außerlandesschaffung aus. 
 

Vielmehr ist die Außerlandesbringung des Beschwerdeführers zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit dringend geboten, um ihn von der Begehung weiterer Straftaten in Österreich abzuhalten und 
insbesondere, um die Bevölkerung vor Drogen bzw. vor Drogenkriminalität zu schützen. 
 

3. Letztlich bestand für die belangte Behörde auch kein Grund, im Rahmen der Ermessensübung gemäß § 53 
Abs. 1 Fremdenpolizeigesetz 2005 (arg: "kann") von der Erlassung des Einreiseverbotes Abstand zu nehmen, 
liegt doch nach Maßgabe des § 53 Abs. 3 Z. 1 Fremdenpolizeigesetz 2005 bei einer (rechtskräftigen) 
strafgerichtlichen Verurteilung eines Fremden zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten 
die Voraussetzung für die Erlassung eines Einreiseverbotes eindeutig vor, sodass eine auf einer 
Ermessenserwägung beruhende Abstandnahme von der Verhängung eines Aufenthaltsverbotes offensichtlich 
nicht im Sinn des Gesetzes (Art. 130 Abs. 2 B-VG) liegen würde. 
 

4. Zur Befristung des Einreiseverbotes ist darauf hinzuweisen, dass nach Maßgabe des § 53 Abs. 3 Z 1 
Fremdenpolizeigesetz 2005 als "bestimmte Tatsache", die (u.a.) bei der Bemessung der Dauer des 



 Bundesverwaltungsgericht 19.01.2016 

www.ris.bka.gv.at  Seite 42 von 43 

Einreiseverbotes von Relevanz ist, insbesondere zu gelten hat, wenn "ein Drittstaatsangehöriger von einem 
Gericht zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten" verurteilt wurde. Allein mit seiner 
letzten Verurteilung zu einer unbedingten Freiheitsstrafe in der Dauer von achtzehn Monaten überschreitet der 
Beschwerdeführer die Tatsache einer Verurteilung zu "einer unbedingten Freiheitsstrafe von mehr als drei 
Monaten" um das Sechsfache. 
 

Angesichts seines langjährigen schwerwiegenden Fehlverhaltens besteht für das Bundesverwaltungsgericht keine 
Veranlassung, die von der belangten Behörde festgesetzte Befristungsdauer des Einreiseverbotes zu reduzieren. 
 

5. Da somit im vorliegenden Beschwerdefall die Voraussetzungen für die Erlassung eines auf die Dauer von 
zehn Jahren befristeten Einreiseverbotes erfüllt sind und die Abschiebung des Beschwerdeführers zutreffend für 
zulässig erklärt wurde, war die Beschwerde auch gegen Spruchpunkt IV des angefochtenen Bescheides gemäß § 
28 Abs. 2 VwGVG als unbegründet abzuweisen. 
 

A) 3.3.5. Zur Aberkennung bzw. zum Ausschluss der aufschiebenden 

Wirkung (Spruchpunkte II und V des angefochtenen Bescheides): 
 

1.1. Mit Spruchpunkt II des angefochtenen Bescheides wurde einer Beschwerde gegen die 
Rückkehrentscheidung gemäß § 18 Abs. 2 Z 1 BFA-Verfahrensgesetz die aufschiebende Wirkung aberkannt, 
weil "die sofortige Ausreise des Drittstaatsangehörigen im Interesse der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit 
erforderlich ist," 
 

1.2. Mit Spruchpunkt V des angefochtenen Bescheides wurde einer Beschwerde gegen das Einreiseverbot gemäß 
§ 13 Abs. 2 VwGVG die aufschiebende Wirkung aberkannt, weil "der vorzeitige Vollzug des 

angefochtenen Bescheides ... wegen Gefahr im Verzug dringend 

geboten" ist. 
 

2. Die Voraussetzungen des § 18 Abs. 2 BFA-Verfahrensgesetz und des § 13 Abs. 2 VwGVG sind aufgrund der 
wiederholten massiven Straffälligkeit des Beschwerdeführers erfüllt, sodass die belangte Behörde der 
vorliegenden Beschwerde gegen die Rückkehrentscheidung und gegen das Einreiseverbot zu Recht die 
aufschiebende Wirkung aberkannte. 
 

A) 4. Zum Unterbleiben der mündlichen Verhandlung: 
 

Gemäß § 21 Abs. 7 BFA-Verfahrensgesetz kann eine mündliche Verhandlung unterbleiben, wenn der 
Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus den bisherigen 
Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. 
 

Angesichts der Tatsache, dass der maßgebende Sachverhalt von der belangten Behörde abschließend ermittelt 
wurde und auch unter Zugrundelegung der nicht näher substantiierten Beschwerdebehauptungen für den 
Beschwerdeführer nichts gewonnen wäre [vgl. dazu die Ausführungen unter Punkt A) 3.3.4.], ist der Sachverhalt 
iSd § 21 Abs. 7 erster Fall BFA-Verfahrensgesetz aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt. 
 

Die Durchführung einer (weiteren) mündlichen Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht konnte daher 
unterbleiben. 
 

Zu B) Unzulässigkeit der Revision: 
 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses 
auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen. 
 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer 
Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung 
von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; 
weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 
beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden 
Rechtsfrage vor. 
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